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28. Sitzung 

Bonn, den 1. April 1981 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung möchte ich mit-
teilen, daß der bisherige Vizepräsident Dr. von 
Weizsäcker mit Schreiben vom 23. März 1981 erklärt 
hat, daß er sein Amt als Stellvertreter des Präsiden-
ten zum 21. März 1981 niederlege. 

Weiterhin gebe ich eine Regelung bekannt, die 
eine Besonderheit des Ablaufs unserer heutigen 
Fragestunde betrifft. Die in Drucksache 9/285 veröf-
fentlichten Fragen 79 bis 83 aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers des Auswärtigen werden 
in Abweichung von der Regel, nach der dieser Ge-
schäftsbereich in der Regel donnerstags aufgerufen 
wird, schon heute gegen 14 Uhr aufgerufen. Dies ge-
schieht auf Wunsch des Herrn Bundesministers des 
Auswärtigen im Einvernehmen mit den Fraktionen. 
Interfraktionell ist vereinbart worden, zu den Ant-
worten auf die Fragen 79 bis 83 im Anschluß an die 
heute Fragestunde eine Aktuelle Stunde durchzu-
führen. 

Darüber hinaus ist eine Aktuelle Stunde zu dem 
Ergebnis des Maastrichter EG-Gipfels vereinbart 
worden. Diese zweite Aktuelle Stunde soll am Don-
nerstag um 9 Uhr aufgerufen werden. 

Im Anschluß an die Aktuelle Stunde am Donners-
tag soll vor der Beratung des Agrarberichts 1981 
dann noch die Wahl eines Stellvertreters des Präsi-
denten stattfinden. 

Ich frage das Haus, ob es mit dieser Regelung ein-
verstanden ist. — Ich sehe keinen Widerspruch. 
Dann ist so beschlossen. 

Wir treten jetzt in die heutige Tagesordnung ein. 
Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 9/285 — 

Wir beginnen mit den Fragen zum Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau. Der Minister ist vertreten. 

Die Fragen 1 und 2 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schneider werden auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. Damit sind die Fragen aus die-
sem Geschäftsbereich erledigt. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Verteidigung auf. Der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. Penner ist anwe-
send. 

Ich rufe die Fragen 3 und 4 des Herrn Abgeordne-
ten Biehle auf. Der Fragesteller bittet um schriftli-
che Beantwortung. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 5 des Herrn Abgeordneten Im-
mer auf: 

Inwieweit bestätigt die Bundesregierung Darstellungen des Nachrich-
tenmagazins Der Spiegel vom 9. März 1981, wonach die Besetzung bzw. 
längerfristige Beschäftigung der Vorsitzenden von Prüfungsausschüs-
sen für Kriegsdienstverweigerer davon abhängig gemacht wird, daß sie 
... ins wehrdienstbewußte Milieu passen .. ", und welche Konsequenzen 
wird sie gegebenenfalls ziehen? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Immer, das in 
§ 26 des Wehrpflichtgesetzes geregelte Verfahren 
zur Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer läßt 
eine Einflußnahme des Bundesministers der Vertei-
digung nicht zu. Die Prüfungsausschüsse für 
Kriegsdienstverweigerer sind mit einem vom Bun-
desminister der Verteidigung bestimmten Vorsit-
zenden, einem Beisitzer, der von der Landesregie-
rung oder der von ihr bestimmten Stelle benannt 
wird, sowie zwei ehrenamtlichen Beisitzern besetzt. 
Der Vorsitzende hat im Ausschuß nur beratende 
Stimme. Die Mitglieder der Ausschüsse sind an Wei-
sungen nicht gebunden. 

Die im Spiegel-Artikel „Ex und hopp" vom 9. März 
1981 erwähnte größere Personalfluktuation bei den 
Vorsitzenden der Kriegsdienstverweigerungsaus-
schüsse ist auf die Unsicherheit über die künftige 
Ausgestaltung des KDV-Verfahrens zurückzufüh-
ren. Deswegen sind von den 298 Dienstposten für die 
Vorsitzenden der Prüfungsgremien nur 46 mit Plan-
stellen abgedeckt. Die überwiegende Anzahl der 
Dienstposten muß mit Zeitangestellten und Pensio-
nären besetzt werden. Die Befristung der Arbeits-
verträge für die Zeitangestellten beruht auf haus-
haltsrechtlichen Gegebenheiten. 

Darüber hinaus sind seit 1978 nur in vier Fällen 
Arbeitsverhältnisse aus anderen Gründen aufgelöst 
bzw. nicht verlängert worden. Die Gründe waren 
persönlicher und gesundheitlicher Art und standen 
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Parl. Staatssekretär Dr. Penner 
in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit der 
Aufgabenwahrnehmung als KDV-Vorsitzender. 

Der Bundesminister der Verteidigung nimmt 
durch die Bestellung der Vorsitzenden auch keinen 
faktischen Einfluß auf den Entscheidungsprozeß. Im 
Jahre 1980 wurden im Bundesdurchschnitt 78 % der 
Antragsteller als Kriegsdienstverweigerer aner-
kannt. 

Vizepräsident Leber: Möchten Sie eine Zusatzfrage 
stellen, Herr Abgeordneter Immer? — Das ist nicht 
der Fall. Auch sonst wird das Wort nicht ge-
wünscht. 

Die Frage 6 des Abgeordneten Dr. Marx wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 7 des Herrn Abgeordneten Broll 
auf. — Der Fragesteller ist nicht im Saal. 

Die Fragen 8 und 9 des Herrn Abgeordneten Dörf-
linger sowie die Fragen 10 und 11 der Frau Abgeord-
neten Schmidt (Nürnberg) werden auf Bitten der 
Antragsteller schriftlich beantwortet. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Verteidigung beantwortet. 
Ich danke Ihnen, Herr Palamentarischer Staatsse-
kretär. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft auf. 
Die Fragen 12 und 13 des Herrn Abgeordneten Da-
weke werden auf die Bitte des Fragestellers hin 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 14 des Herrn Abgeordneten 
Weisskirchen (Wiesloch) auf: 

Ist die Bundesregierung auch der Meinung, daß die Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung und ihre 
Arbeiten weitgehend entbehrlich seien und eine gesamtstaatliche Bil-
dungsplanung heute so nicht mehr erforderlich sei, wie der Kultusmini-
ster des Landes Niedersachsen geäußert haben soll? 

Ich erteile zur Beantwortung der Fragen dem 
Herrn Parlamentarischen Staatssekretär das Wort. 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Weisskirchen, Sie erlauben, daß ich Ihre Fragen we-
gen des Zusammenhangs in einem Durchgang be-
antworte. 

Die Bundesregierung hält eine gesamtstaatliche 
Bildungsplanung für unentbehrlich. Die Gründe, die 
vor gut zehn Jahren zur Einführung des Art. 91 b GG 
geführt haben, bestehen unverändert fort: Siche-
rung der notwendigen Bildungsangebote auf allen 
Stufen des Bildungswesens, Verbesserung der Qua-
lität der Bildung, Sicherung einer in Grundzügen 
einheitlichen Weiterentwicklung des Bildungswe-
sens, Entwicklung und Erprobung tragfähiger und 
problemgerechter Antworten auf neue Aufgaben 
und Anforderungen können nur in gemeinsamer 
Anstrengung von Bund und Ländern gelingen. Da-
bei sind gemeinsame Planung und Zukunftsvorsor-
ge, gemeinsame Anstrengungen zur Ressorcensi-
cherung in Zeiten wachsender finanzieller Enge 
noch wichtiger als in Zeiten hoher Zuwachsraten. 

Zum zweiten Komplex: Die Bundesregierung hält 
von Überlegungen, die KMK mit den Aufgaben der 
Bund-Länder-Kommission zu beauftragen, nichts. 
Die Entwicklung des Bildungswesens muß in die Ge-
samtpolitik eingebettet, Bildungsplanung muß mit 
Wirtschafts-, Arbeitsmarkt-, Sozial-, Finanz- und 
Forschungspolitik verzahnt werden. Fachminister-
konferenzen wie die Kultusministerkonferenz kön-
nen diese Aufgaben nicht leisten. Im übrigen ist die 
Bundesregierung jederzeit zu Gesprächen über eine 
Verbesserung der Arbeitsweise in der Bund-Län-
der-Kommission bereit. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, wie beurteilt denn die Bundesregierung den Vor-
stoß von Herrn Remmers, Kultusminister in Nieder-
sachsen, im Blick auf die laufenden Verhandlungen 
zur Verabschiedung der Fortschreibung des Bil-
dungsgesamtplans Nr.2? 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Weisskirchen, es fällt schwer, sich insbesondere am 
1. April eine ironische Bemerkung dazu zu verknei-
fen. Aber Herr Kollege Remmers hätte sich wohl 
kaum einen ungünstigeren Zeitraum wählen kön-
nen. Denn er gefährdet die laufenden schwierigen 
Abstimmungsgespräche zwischen Bildungsseite 
und Finanzseite, die schließlich nur gemeinsam zum 
Erfolg führen können. Nur dann, wenn die für Bil-
dung in Bund und Ländern verantwortlichen Mini-
ster sich zusammensetzen, dürfte ein Ergebnis er-
reichbar sein, das den Ausbaustand und die Weiter-
entwicklung des Bildungswesens sichert. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, Herr Remmers hat ja auch einige Hinweise dazu 
gegeben, in welche Richtung er argumentiert. 
Stimmt denn die Bundesregierung der Auffassung 
zu, daß die Bund-Länder-Kommission in ihrer Kon-
struktion und in ihrer Arbeitsweise zu aufwendig 
sei, zu wenig wirksam oder gar überperfektioniert, 
zu wenig politisch und gar überbürokratisiert sei? 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung sieht nach wie vor in der Grundstruktur der 
Bund-Länder-Kommission, und zwar in ihrer Aufga-
benstellung und in ihrer Zusammensetzung als Re-
gierungskommission, eine geeignete Grundlage für 
die gesamtstaatliche Abstimmung. Angesichts der 
gegebenen Aufgabenverteilung zwischen Bund und 
Ländern kann es dazu im Grundsatz keine Alterna-
tive geben. Sicherlich gibt es Möglichkeiten, die Ar-
beit zu verbessern und vor allem politischer zu ge-
stalten. Das würde aber auch voraussetzen, daß die 
für die Bildungspolitik Verantwortlichen in den Län-
dern sich persönlich in der Bund-Länder-Kommis-
sion beteiligen und nicht, wie das Herr Remmers 
1979 einmal getan hat, vom stellvertretenden Vorsitz 
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zurücktreten und sich dann nicht mehr sehen las-
sen. 

(Abg. Weisskirchen [Wiesloch] [SPD] mel

-

det sich zu einer weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Weisskirchen, 
Sie haben zwei Zusatzfragen. Die Frage 14 ist aufge-
rufen. Sie haben natürlich zu der Frage 15 wieder 
zwei Zusatzfragen. — Bitte schön, wünschen Sie 
eine Zusatzfrage? 

(Schätz [SPD]: Ich habe noch eine Zusatz- 
frage, Herr Präsident!) 

Bitte sehr! 

Schätz (SPD): Meine Frage geht an den Herrn 
Staatssekretär. Ich frage ihn, ob die Bundesregie-
rung über Informationen verfügt, aus denen hervor-
geht, daß der Vorstoß von Herrn Remmers mit der 
CDU/CSU abgesprochen war. 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung möchte dazu jetzt keine Spekulationen anstel-
len, weil wir j a zu dem Vorstoß von Herrn Remmers 
in der öffentlichen Diskussion auch von Unionsseite 
aus Ländern und Bund unterschiedliche, teilweise 
differenzierendere Auffassungen gehört haben. 

Es ist auch so, daß Herr Remmers sich in der zwei-
ten Runde seiner Äußerung, nachdem nachgefragt 
worden war, was er denn nun meine, auch schon et-
was zurückhaltender eingelassen hat. 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß 
über Kritik an der Bund-Länder-Kommission zu-
nächst dort gesprochen wird, wo sie hingehört und 
wo sie geäußert werden müßte, nämlich in der Bund-
Länder-Kommission selbst: und zwar dann auch auf 
politischer Ebene. Diese Gespräche sollten nicht 
durch vorschnelle Ankündigungen und Maßnahmen 
erschwert oder beeinträchtigt werden. 

Vizepräsident Leber: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Kollege Immer. 

(Abg. Weisskirchen [Wiesloch] [SPD] me

-

det sich wieder zu einer weiteren Zusatz- 
frage.) 

— Herr Kollege Weisskirchen, Sie können jetzt, 
nachdem Ihre beiden Zusatzfragen zu Ihrer ersten 
Frage gestellt sind, zu dieser Frage keine Zusatz-
frage mehr stellen; erst bei der nächsten wieder.  — 
Herr  Kollege Immer, bitte. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
haben Sie Kenntnisse darüber, ob der Vorstoß von 
Herrn Kultusminister Remmers darauf zurückzu-
führen ist, daß mittlerweile innerhalb der CDU-Län-
der Uneinigkeit über den weiteren Bildungsweg ein-
getreten ist und er sich dort nicht mehr durchsetzen 
kann? 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Diese Uneinigkeit 
wurde deutlich, als er 1979 vom stellvertretenden 
Vorsitz der Bund-Länder-Kommission zurücktrat. 

Ich hoffe, daß die Auffassung, die Herr Remmers 
jetzt vertreten hat, die eine Gefahr für die gesamt- 

staatliche Entwicklung des Bildungwesens bedeu-
ten würde, nicht von seinen Kollegen geteilt wird. In 
manchen anderen Fragen könnte man mit Herrn 
Remmers übereinstimmen. In dieser tut es die Bun-
desregierung nicht. 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Weisskirchen, 
der Herr Staatssekretär hat beide Fragen zusam-
men beantwortet. Das hatte ich vorhin übersehen. 
Ich bitte um Nachsicht. 

Ich rufe deswegen jetzt auch noch Ihre Frage 15 
auf: 

Was hält die Bundesregierung von Vorschlägen, Aufgaben der Bil-
dungsplanung sowie notwendige Abstimmungen zwischen Bund und 
Ländern im Bildungswesen auf die Ständige Konferenz der Kultusmini-
ster der Länder (KMK) und ihr Umfeld zu verlagern? 

Sie haben natürlich dann das Wort zu zwei wei-
teren Zusatzfragen, wenn Sie das wünschen. Bitte 
sehr. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Vielen Dank, Herr 
Präsident. 

Herr Staatssekretär, wie bewerten Sie es denn, 
daß der gegenwärtige Vorsitzende der Bund-Länder-
Kommission, Herr Engler, sich in diese aktuelle 
Auseinandersetzung nicht nur nicht eingemischt 
hat, sondern daß auch der Herr Kultusminister des 
Freistaates Bayern, Herr Maier, eine sehr distan-
zierte Position gegenüber dem Vorstoß des Herrn 
Remmers eingenommen hat? 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Diese Äußerungen 
lassen die Hoffnung zu, daß uns die Bund-Länder-
Kommission wenigstens noch auf absehbare Zeit er-
halten bleibt. 

Vizepräsident Leber: Sie wünschen das Wort zu ei-
ner Zusatzfrage? — Bitte sehr, Herr Kollege. 

Broil (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie erklärt 
sich die Bundesregierung die Tatsache, daß sich 
trotz des Vorhandenseins der Bildungsplanung und 
der Bund-Länder-Kommission das deutsche Schul-
wesen in Wirklichkeit immer weiter auseinander-
entwickelt hat? 

(Zuruf von der SPD: Vielleicht in Bayern!) 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, diese 
Frage sollten Sie nicht an die Bundesregierung rich-
ten. Sie ist wohl auch nur mit Vorbehalten an die 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung zu 
richten. Ihre Frage sollte sich an die Kultusminister-
konferenz richten, die dort noch ein weites Aufga-
benfeld hat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Zusatzfra-
gen? — Dann sind die Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Bildung und Wissen-
schaft beanwortet. Ich danke Ihnen, Herr Staatsse-
kretär. 

Ich rufe die Fragen zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern auf. Zur Beantwortung 
begrüße ich den Herrn Staatssekretär Dr. Hartkopf. 
Ich rufe die Frage 17 des Herrn Abgeordneten Im-
mer auf: 
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Wie beurteilt die Bundesregierung Warnungen der Arbeitsgemein-

schaft Deutscher Waldbesitzerverbände und des Ministeriums für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten von Nordrhein-Westfalen, daß die 
Schadstoffemissionen beim Betrieb von Kohlekraftwerken auch bei 
neuen Anlagen Werte erreichen, die weiträumig zur Vernichtung von 
Nadelwaldbeständen führen, und welche Maßnahmen wird sie gegebe-
nenfalls ergreifen, um solche Schäden zu verhindern? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Die Auswirkung von Schwefel-
dioxid ist der Bundesregierung seit vielen Jahren 
bekannt. Der Sachverhalt ist bestätigt worden durch 
die Sachverständigenanhörung in Berlin im Fe-
bruar 1978, die vom Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages durchgeführte öffentliche Anhörung 
von Sachverständigen im Januar 1980 und die Sach-
verständigenanhörung der nichtministeriellen Pro

-jektgruppe zur Erarbeitung wissenschaftlicher 
Grundlagen für ein „Aktionsprogramm Ökologie" im 
März 1980. 

Weitere Aussagen werden im Rahmen des Son-
dergutachtens „Energie und Umwelt" des Sachver-
ständigenrates für Umweltfragen erwartet. 

Der Zwischenbericht des Ministeriums für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten von NRW liegt der 
Bundesregierung noch nicht vor; ich habe die Lan-
desregierung gebeten, den Bericht zur Verfügung zu 
stellen. 

Die Bundesregierung hat sehr frühzeitig eine nor-
mative und finanzielle Strategie zur Verminderung 
von Schweifeldioxidkonzentrationen in der Umwelt 
entwickelt, wodurch in den 70er Jahren ein Bela-
stungsrückgang zu verzeichnen war. Sie ist der Mei-
nung, daß eine Lösung des Problems langfristig nur 
durch Verminderung der Emissionen an der Quelle 
zu erreichen ist. Zu diesem Zweck sind auf der 
Grundlage des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
Regelungen getroffen worden. Besonders bedeut-
sam ist hier die TA-Luft von 1974. Danach dürfen 
neue Großemittenten, insbesondere Kohlekraftwer-
ke, nur noch genehmigt werden, wenn ihre Emissio-
nen von Schwefeldioxid soweit wie möglich begrenzt 
werden durch Verwendung schwefelarmer Stoffe 
und durch Anwendung der Abgasentschwefelung. 
Die technischen Voraussetzungen für diese Maß-
nahmen sind von der Bundesregierung im Rahmen 
von umfangreichen Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben entwickelt und erprobt worden. Bei neuen 
Kohlekraftwerken wird diese Technik eingesetzt. 

Infolge der von der Bundesregierung ergriffenen 
Maßnahmen zur Verminderung der S0 2 -Belastung 
kann der Auffassung der Arbeitsgemeinschaft Deut-
scher Waldbesitzerverbände, für das gesamte Bun-
desgebiet gesehen, nicht zugestimmt werden. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
da ich davon ausgehe, daß dennoch Schadstoffe, die 
diese Auswirkungen auf Nadelwaldbestände haben, 
austreten, frage ich Sie, ob Sie nicht Bedenken ha-
ben, wenn gerade in Waldgebieten dezentralisiert 
neue Kohlekraftwerke gebaut werden. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
es kommt auf die Gesamtbelastung an, die regional 

sehr unterschiedlich sein kann. Die Umweltmini-
sterkonferenz hat deshalb als Stand der Technik für 
neue Kohlekraftwerke 650 mg Schwefeldioxid pro 
Kubikmeter Luft festgelegt. Dies ist ein Grenzwert, 
der von der Emissionsseite her unbedenklich ist. 

Vizepräsident Leber: Wünschen Sie das Wort zu ei-
ner zweiten Zusatzfrage, Herr Kollege Immer? 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich weiß nicht, ob Sie meine Frage von Ihrem Res-
sort her beantworten können: Denkt die Bundes-
regierung auch daran, in solchen Fällen Empfehlun-
gen dahin gehend zu geben, bei Neuaufforstungen 
statt Nadelwälder Misch- oder Laubwälder anzu-
pflanzen, die ja von diesen Dingen weniger gefähr-
det werden? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Strategie der Bundesregierung zielt darauf ab, 
die Belastung durch Schwefeldioxid so gering wie 
möglich zu halten. Auf Grund der EG-Richtlinie über 
den Medianwert von 120 ist eine weitere Reduzie-
rung des Schwefeldioxidgehalts in den Emissionen 
vorgesehen. Wir gehen davon aus, daß wir langfristig 
keine Empfehlungen geben müssen, sondern daß die 
Schwefeldioxid-Emissionen so reduziert werden, 
daß sie auch für empfindliche Pflanzen unschädlich 
sind. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, inwie-
weit bestehen Möglichkeiten, in den Ländern von 
dem Wert 650 mg pro Norm-Kubikmeter, den Sie ge-
nannt haben, abzuweichen, und ist es richtig, daß in 
Nordrhein-Westfalen 850 mg pro Norm-Kubikmeter 
die Regel sind? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Laufs, die Umweltministerkonferenz hat sich im Fe-
bruar vergangenen Jahres einstimmig für 650 mg 
ausgesprochen. Es gibt Probleme bei der Ballastkoh-
le. Über die Frage der Behandlung der Ballastkohle 
sind Gespräche zwischen Bund und Ländern im 
Gange. Wir nehmen an, daß wir bis Ende des Jahres, 
wenn der Referentenentwurf der neuen TA-Luft vor-
liegt, dieses Problem einvernehmlich mit den Län-
dern geregelt haben. 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Dann rufe ich Frage 18 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Jobst auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob es zutrifft, daß in der letzten Zeit 
bei Demonstrationen mit Ausschreitungen und Besetzungen von Häu-
sern an verschiedenen Orten jeweils dieselben Teilnehmer festgestellt 
wurden, und hat die Bundesregierung Erkenntnisse, ob und von wem 
diese Personen finanzielle Unterstützung erhalten? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
der Bundesregierung liegen keine bestätigten Er-
kenntnisse dafür vor, daß an Demonstrationen mit 
Ausschreitungen und Hausbesetzungen überregio-
nal an verschiedenen Orten jeweils dieselben Teil-
nehmer festgestellt wurden. Die Bundesregierung 
hat auch keine Hinweise darüber, daß an diese Per- 
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sonen finanzielle Unterstützung von Dritten gezahlt 
wurde. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie be-
urteilen Sie die Veröffentlichungen, die von der Bun-
desregierung bisher nicht dementiert wurden, daß 
bei diesen gewalttätigen Ausschreitungen und 
Hausbesetzungen eine Anzahl von Personen immer 
dieselben gewesen seien, und teilen Sie meine Mei-
nung, daß diese Leute von jemandem finanziell un-
terstützt werden müssen, um diese durchführen zu 
können? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
in der Antwort auf die Frage des Herrn Abgeordne-
ten Voss vom 20. März 1981 habe ich namens der 
Bundesregierung erklärt, daß es keine Erkenntnisse 
gibt, weder im Hinblick auf die Finanzierung noch in 
bezug auf einen gesteuerten Einsatz von Hausbeset-
zern. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, be-
müht sich die Bundesregierung überhaupt darum, 
solche Erkenntnisse zu bekommen, die für unsere 
innere Sicherheit von nicht unmaßgeblicher Bedeu-
tung sind, oder legt die Bundesregierung keinen 
Wert darauf, solche Erkenntnisse zu bekommen? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Die Bundesregierung 
steht über ihre Sicherheitsbehörden in täglichem 
Kontakt mit den einzelnen Bundesländern und 
tauscht Erfahrungen aus. Bisher sind von den Bun-
desländern solche Erfahrungswerte nicht mitgeteilt 
worden, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage. 
Herr Kollege Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
hat die Bundesregierung den Umstand, daß bei zahl-
reichen Hausbesetzungen der letzten Zeit festge-
stellt wurde, daß ein großer Teil der Beteiligten feste 
Wohnsitze hatte und also nicht zum Kreis Woh-
nungsnotbetroffener gehört, zum Anlaß genommen, 
der Frage, die der Kollege Jobst gestellt hat, etwas 
näher nachzugehen und nach solchen Hintergrün-
den genau zu forschen? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Fragen der inneren Sicherheit sind primär Sa-
che der betroffenen Länder. Da es sich nicht um 
überregionale Veranstaltungen handelt, sind die 
Länder zuständig. Ihnen liegen keine Erkenntnisse 
vor, die sie uns mitgeteilt hätten. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Lintner. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, gibt es 
eigentlich Hinweise darauf, daß in irgendeiner Form 
eine zentrale Steuerung hinter diesen Demonstra-
tionen steckt? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Es gibt keinerlei Hin-
weise, weder beim Bund noch bei den Ländern. 

(Abg. Lintner [CDU/CSU] meldet sich zu ei-
ner weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Leber: Sie haben nur eine Zusatzfra-
ge. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie irgendwelche Angaben darüber machen, — — 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Lintner — — 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Er hat ver- 
standen: Noch eine Zusatzfrage! — Wehner 
[SPD]: Dann müssen Sie sich einen ande- 

ren mieten!) 

Lintner (CDU/CSU): — — in welcher Form kommu-
nistische Tarnorganisationen dabei beteiligt sind? 

Vizepräsident Leber: Stellen Sie sie nur. Sie sind 
schon dran. Sie haben eigentlich nur das Recht zu ei-
ner einzigen Zusatzfrage. 

Lintner (CDU/CSU): Tut mir leid. Das hatte ich 
falsch verstanden. 

Vizepräsident Leber: Er hat mich mißverstanden. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Hausbesetzer als sol-
che sind natürlich nicht Gegenstand der Beobach-
tung. Selbstverständlich versuchen Hilfsorganisa-
tionen kommunistisch infiltrierter Kreise, hier Ein-
fluß zu gewinnen. Nach unseren bisherigen Er-
kenntnissen und den Erkenntnissen der Länder gibt 
es keinen entscheidenden Einfluß von dieser Seite. 

Vizepräsident Leber: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Laufs auf: 

Auf welche Weise wirkt der Bundesinnenminister bei der Erteilung 
von Besuchsgenehmigungen für kerntechnische Einrichtungen zugun-
sten von Ausländern mit, die anhand der üblichen Sicherheitsprüfungen 
durch Länderbehörden nicht überprüfbar sind, und in welchen Fristen 
erfolgte in der Vergangenheit in der Regel eine Unbedenklichkeitserklä-
rung des Bundesinnenministers für den Zutritt zu Sicherheitsberei-
chen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
für die Genehmigung des Besuchs bei kerntechni-
schen Einrichtungen in der Bundesrepublik 
Deutschland sind ausschließlich die obersten Lan-
desbehörden zuständig. Bei Besuchsgenehmigun-
gen zugunsten von Ausländern wirkt der Bundesin-
nenminister im Wege der Amtshilfe nur bei der Be-
schaffung von Sicherheitsunbedenklichkeitsbe-
scheinigungen der ausländischen Behörden mit. 

Die Sicherheitsunbedenklichkeitsbescheinigun-
gen der ausländischen Behörden gehen in der Regel 
etwa eine Woche vor dem geplanten Besuchstermin 
ein. Bei kurzfristig angesetzten Besuchen sind in der 
Vergangenheit die Bescheinigungen mitunter erst 
ein bis zwei Tage vor dem Besuchstermin eingegan-
gen. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Laufs. 
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Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat es 
Einzelfälle gegeben, in denen, noch bevor die Länder 
um Amtshilfe nachkamen, durch unmittelbare Kon-
takte zwischen dem Bundesverband Bürgerini-
tiativen Umweltschutz und dem Bundesministerium 
des Innern Vorabzusagen für kurzfristige Sicher-
heitsunbedenklichkeitsbescheinigungen für Besu-
che in kerntechnischen Anlagen gegeben wurden? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Dies ist nicht be-
kannt, Herr Abgeordneter. Ich halte es auch für 
nicht denkbar, daß der Bundesinnenminister so ver-
fahren würde. Von dieser Prozedur wird nur abgewi-
chen, wenn es sich um Besuche handelt, bei denen 
die Bundesrepublik Deutschland mit den Entsende-
staaten bilaterale Abkommen über Sicherheit und 
kerntechnische Zusammenarbeit aufweisen kann. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie 
zahlreich waren die Fälle, in denen der Bundesmini-
ster des Innern innerhalb von ein bis zwei Tagen Un-
bedenklichkeitserklärungen abgegeben hat? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
dies ist die Ausnahme. Ich würde gern feststellen, 
wie viele Ausnahmen es gegeben hat, und Ihnen die 
Frage dann schriftlich beantworten. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Danke!) 

Vizepräsident Leber: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 20 des Herrn Abgeordneten 
Herberholz auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den nächsten Jahren regio-
nal ein weiterer Anstieg des Nitratgehalts im Trinkwasser zu befürch-
ten ist, und wenn ja, welche Überlegungen werden seitens der Bundesre-
gierung angestellt, um dieser Gefahr zu begegnen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Der Bundesregierung 
ist bekannt, daß der Nitratgehalt regional in ver-
schiedenen Grundwasservorkommen, die zur Trink-
wassergewinnung genutzt werden, eine steigende 
Tendenz aufweist und hohe Nitratbelastungen vor 
allem in Gebieten mit hoher Nitratdüngung, also bei 
Intensivkulturen, insbesondere Weinbau, festzustel-
len sind. In den Grundwässern Norddeutschlands 
treten nur geringe Nitratgehalte auf. 

Für die Trinkwasserversorgungsanlagen, die Was-
ser aus oberirdischen Gewässern gewinnen, stellt 
deren Nitratbelastung, die z. T. auch aus den Abläu-
fen der biologischen Kläranlagen stammt, im allge-
meinen kein Problem dar. 

Wegen der möglichen Beeinträchtigung der 
menschlichen Gesundheit durch Nitrat ist dessen 
Gehalt in der Trinkwasserverordnung von 1975 z. Zt. 
auf höchstens 90 Milligramm pro Liter im Trinkwas-
ser begrenzt. Die Trinkwasserkommission des Bun-
desgesundheitsamtes hat aber empfohlen, die 
Höchstwerte für Nitrat herabzusetzen. Mit entschie-
dener Unterstützung der Bundesregierung ist er-
reicht worden, daß der Höchstwert für Nitrat in der 
EG-Richtlinie über die Qualität von Wasser für den 
menschlichen Gebrauch vom 15. Juli 1980 auf den 

Wert von 50 Milligramm pro Liter herabgesetzt wur-
de. Die EG-Richtlinie ist innerhalb von zwei Jahren 
nach ihrer Bekanntgabe von den Mitgliedstaaten in 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften umzusetzen. 
Die Bundesregierung bereitet diese Umsetzung 
vor. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Herberholz. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie 
in der Beibehaltung einer derartigen Düngung und 
der Ausgabe von Trinkwasser in Flaschen durch die 
zuständigen staatlichen Behörden eine Lösung, oder 
würden Sie — umgekehrt — mehr für die Reinhal-
tung des Trinkwassers plädieren und andere Wege 
in der diesbezüglichen Düngung suchen? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Die Priorität der Bun-
desregierung liegt ganz eindeutig auf der Reduzie-
rung des Schadstoffeintrags, und zwar durch die Ni-
trathöchstgrenze von 50 Milligramm pro Liter, die 
auch in Gebieten mit Spitzenbelastung eingehalten 
werden kann; das allerdings vorübergehend durch 
Zumischung. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Herberholz. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß einzelne Ortsge-
meinden wegen der Nitratverseuchung Trinkwasser 
in Flaschen an die Bewohner ausgeben? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
dies ist bekannt. Dies ist aber eine Frage des Voll-
zugs der Trinkwasserverordnung. Die Bundesregie-
rung ihrerseits tut alles, um einerseits den Schad-
stoffeintrag zu verringern und andererseits durch 
Aufklärung, insbesondere für die Landwirtschaft, 
eine Reduzierung der Düngung durch Nitrate zu er-
reichen. Erfolge sind hier erreicht worden. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie für die Bundesregierung berichten, daß die Bo-
denseeverseuchung dadurch stark nachgelassen 
hat, daß man auf der Insel Reichenau verschiedene 
Maßnahmen ergriffen hat, ohne daß auf der Insel die 
Düngung verringert wurde? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
nicht nur in Baden-Württemberg, sondern insbeson-
dere auch im Land Rheinland-Pfalz sind, wie die 
Antwort auf eine Anfrage dort ergeben hat, die Ni-
tratgehalte erheblich zurückgegangen. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
davon ausgehend, daß nicht nur das Nitrat im Was-
ser, sondern auch die Überdüngung von Pflanzen 
mit Stickstoff Schäden bei dem hervorrufen können, 
der das aufnimmt, frage ich Sie, ob die Bundesregie-
rung angesichts dieser Entwicklung möglicherweise 
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Immer (Altenkirchen) 
beabsichtigt, Höchstgrenzen für die Düngung einzu-
führen. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
diesem Zweck dienen auf der einen Seite die Phos-
phathöchstmengenverordnung und auf der anderen 
Seite die Rücknahme des Phosphatanteils in den 
Düngemitteln selbst. Die Aufklärung durch die 
Landwirtschaftskammern, die meiner Erfahrung 
nach sehr unbürokratisch erfolgt, hat zusätzlich 
große Vorteile gebracht. 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Dann rufe ich die Frage 21 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Kübler auf: 

Welche praktischen Erfahrungen hat die Bundesregierung mit den 
1975 beschlossenen Grundsätzen für die Prüfung der Umweltverträg-
lichkeit öffentlicher Maßnahmen des Bundes seither gemacht, insbeson-
dere wieviel öffentliche Maßnahmen sind z. B. in den Ressorts Verkehr 
und Bau nach den zuvor genannten Grundsätzen überprüft worden? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich wäre dankbar, wenn ich die Fragen 21 und 22 im 
Zusammenhang beantworten dürfte. 

Vizepräsident Leber: Der Fragesteller ist einver-
standen. — Ich rufe auch die Frage 22 auf: 

Hat die Regelung in den Grundsätzen für die Prüfung der Umweltver-
träglichkeit öffentlicher Maßnahmen des Bundes, wonach diese keine 
Anwendung finden, soweit in oder auf Grund von Rechtsvorschriften 
spezielle Bestimmungen zum Schutz der Umwelt getroffen sind, im Er-
gebnis dazu geführt, daß Umweltverträglichkeitsprüfungen nach den 
Grundsätzen von 1975 praktisch nicht stattgefunden haben, und hält die 
Bundesregierung deshalb möglicherweise eine Überprüfung dieser Re-
gelung in den Grundsätzen für die Zukunft für erforderlich? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Ich darf mir erlauben, 
an die Antwort der Bundesregierung auf die Frage 4 
der Großen Anfrage der Fraktionen der SPD und der 
FDP vom 18. Oktober 1979 — Bundestags-Drucksa-
che 8/3279 — anzuknüpfen. Die damals gemachten 
Ausführungen haben auch heute noch Bestand. 

Für den Großteil aller umweltrelevanten Maßnah-
men des Bundes enthalten Umweltgesetze und son-
stige Fachgesetze besondere Rechtsgrundlagen für 
die Prüfung der Umweltverträglichkeit. Die subsi-
diären Grundsätze zur Prüfung der Umweltverträg-
lichkeit und die übrigen Vorschriften gewährleisten 
eine Prüfung aller umweltrelevanten Maßnahmen 
auf ihre Umwelteinwirkungen unter Einschluß von 
Alternativen sowie Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men. 

Die Frage, wie effizient die Grundsätze von den 
einzelnen Ressorts umgesetzt worden sind, bilden 
neben anderen Grundsatzproblemen der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung den Gegenstand eines Gut-
achtens von Professor Stich, welches derzeit ausge-
wertet wird. Sollte die Auswertung ein inhaltlich von 
der Antwort auf die Große Anfrage abweichendes 
Ergebnis haben oder weitere Untersuchungsschritte 
über die Anwendung der Grundsätze erforderlich 
machen, wird die Bundesregierung bemüht sein, den 
Innenausschuß des Deutschen Bundestages ent-
sprechend der Erörterung in seiner Sitzung am 
18. März 1981 noch vor Ende der Sommerpause da-
von in Kenntnis zu setzen. 

Im übrigen beteiligt sich die Bundesregierung in 
Zusammenarbeit mit den Ländern intensiv an der 
Erarbeitung einer Richtlinie der EG zur Umweltver-
träglichkeitsprüfung, die alle umweltrelevanten Be-
reiche und nicht nur die Maßnahmen des Bundes 
umfaßt. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Ist in dem Gutachten von Profes-
sor Stich eine Äußerung zu der Frage enthalten, ob 
auch nichtöffentliche Maßnahmen des Bundes in 
diese Grundsätze mit einbezogen werden sollen? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Grundsätze, die von der Bundesregierung erlas-
sen worden sind, betreffen nur öffentliche Maßnah-
men des Bundes. Der Entwurf der EG-Richtlinie um-
faßt alle Maßnahmen privater und öffentlicher Art, 
und wir beteiligen uns derzeit intensiv daran, daß 
diese Umweltverträglichkeitsrichtlinie erlassen 
wird, die völlig umfassend sein wird. Sie umfaßt si-
cher eine Umweltanalyse des Betreibers oder Her-
stellers und sieht ein öffentliches Anhörungsverfah-
ren vor. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Ist der Bundesregierung be-
kannt, inwieweit der Beschluß der Umweltminister-
konferenz von 1975, die Grundsätze zur Prüfung der 
Umweltverträglichkeit in den Ländern entspre-
chend zu übernehmen, realisiert worden ist, oder, 
falls nicht, aus welchen Gründen dies nicht erfolgt 
ist? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Der Bundesregierung 
sind die Bestrebungen der Länder bekannt. Als er-
stes Land hatte bekanntlich Bremen kurze Zeit nach 
Erlaß der Umweltverträglichkeitsgrundsätze des 
Bundes eine eigene Umweltverträglichkeitsrege-
lung verabschiedet. Weitere drei Länder sind ge-
folgt. 

(Dr. Kübler [SPD]: Vielen Dank!) 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
umfaßt der Entwurf der EG-Richtlinie auch Bestim-
mungen über den Lärmschutz beim Bau von öffent-
lichen Straßen, und, wenn ja, wie wirkt sich dies auf 
die zu erwartende Vorlage der Bundesregierung für 
das Lärmschutzgesetz aus? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die EG-Richtlinie umfaßt alle Maßnahmen, ein-
schließlich Verkehr und Bergbau, und wenn diese 
Richtlinie in nationales Recht umgesetzt ist, wird es 
keine Maßnahme geben, die davon ausgenommen 
ist. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Jäger. 
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Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie mir sagen, ob die Bundesregierung in 
den Beratungen über den Entwurf des Lärmschutz-
gesetzes, die sicher schon laufen, den Inhalt dieser 
Richtlinie berücksichtigt hat? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Richtlinie und die Stellungnahme der Bundesre-
gierung dazu werden zwischen den Ressorts inten-
siv beraten. Die Richtlinie war Gegenstand einer Be-
ratung im Bundesrat, und sie wird mit den Ländern 
auf neun Ebenen abgestimmt, so daß Sie sicher sein 
können, daß alle notwendigen Aspekte in den Ent-
wurf eingebracht werden. Es gibt in der Zwischen-
zeit eine Stellungnahme der Bundesregierung zum 
zweiten Entwurf der EG, der diese Gesichtspunkte 
enthält. 

Vizepräsident Leber: Zu weiteren Zusatzfragen 
wird das Wort nicht gewünscht. 

Für seine Fragen 23 und 24 hat der Herr Abgeord-
nete Keller um schriftliche Beantwortung gebeten. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 25 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka auf: 

Warum hat der Bundesinnenminister vor dem Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages nur von 250000 ausreisewilligen Deutschen ge-
sprochen, während anderorts von über 500 000 Deutschen, deren Ausrei-
sewünsche bekannt sind, die Rede ist? 

Der Herr Abgeordnete ist im Saal. 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die von Herrn Bundesminister Baum vor dem In-
nenausschuß des Deutschen Bundestages am 21. Ja-
nuar 1981 genannte Zahl von etwa einer Viertelmil-
lion bekannter Ausreisewünsche bezieht sich auf die 
beim Suchdienst des Deutschen Roten Kreuzes in 
Hamburg registrierten aktuellen, namentlich be-
kannten Ausreisebegehren von Deutschen aus den 
Staaten Ost- und Südosteuropas. Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär von Schoeler hat in seiner in 
Anlage 50 zum Stenographischen Bericht über die 
Bundestagssitzung am 27. Juni 1980 abgedruckten 
Antwort auf eine ähnliche Frage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Mertes (Gerolstein) ausdrücklich dar-
auf hingewiesen, daß diese Zahl keine Schlüsse auf 
die tatsächlich vorhandenen Ausreisewünsche zu-
läßt und sich laufend in beide Richtungen verändern 
kann. 

Der Suchdienst Hamburg des Deutschen Roten 
Kreuzes ist die einzige von der Bundesregierung be-
auftragte Stelle, die sich mit der Bearbeitung der 
Ausreisewünsche von Deutschen aus sämtlichen 
Aussiedlungsgebieten befaßt. Alle übrigen sonst ge-
nannten Zahlen sind nicht amtlich und bleiben hin-
sichtlich ihrer Verifikation nicht nachprüfbar. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich 
stimme Ihnen zu, daß alle diese Zahlen ohnehin 
nicht nachprüfbar sind, und frage, ob es der Bundes-
regierung bekannt ist, daß allein aus den Gebieten 
jenseits von Oder und Neiße 150 000 Deutsche und 
aus Rumänien etwa 70 bis 80 % derer ausreisen wol- 

len, die heute in Siebenbürgen und im Banat leben, 
und daß außerdem eine sehr hohe Zahl von Ausrei-
sewilligen aus der Sowjetunion allgemein bekannt 
ist, also auch der Bundesregierung bekannt sein 
müßte. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Hupka, die Erfahrung spricht dafür, daß die Zahl der 
tatsächlich Ausreisewilligen höher liegt als die Zah-
len des Deutschen Roten Kreuzes. Dies ist daran zu 
erkennen, daß die Zahl der registrierten Ausreisebe-
gehren nicht geringer wird. Ob diese Zahl bei 500 000 
oder in einer anderen Größenordnung liegt, läßt sich 
jetzt nicht sagen. Lediglich der vom Deutschen Ro-
ten Kreuz genannten Zahl liegen konkrete Erkennt-
nisse zugrunde. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, gehe 
ich, da Sie eben in Ihrer zweiten Antwort die Zahl 
von 500 000 gebraucht haben, richtig in der Annah-
me, daß wir Grund dafür haben, die Zahl für die tat-
sächlich vorhandenen ausreisewilligen Deutschen 
zu schätzen, wenn auch nicht alle namentlich nach-
her beim Suchdienst in Hamburg registriert sind? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Zahl liegt sicherlich höher als 250 000. Wir kön-
nen erst dann tätig werden, wenn ein konkreter Aus-
reisewunsch vorliegt. Er muß nicht unbedingt in 
Hamburg eingebracht werden, sondern kann uns 
auch auf sonstigem Weg bekanntgegeben werden. 

Vizepräsident Leber: Weitere Zusatzfragen werden 
nicht gestellt. 

Ich rufe Frage 26 des Abgeordneten Sander auf: 
Trifft es zu, daß dein in Rumänien geborenen Berufsfußballer Alexan-

der Szatmari, der im November 1979 nach dem UEFA-Cup-Spiel von Dy-
namo Bukarest bei Eintracht Frankfurt in der Bundesrepublik Deutsch-
land geblieben ist und seit Oktober 1980 beim VfB Stuttgart spielt, ohne 
Einhaltung der sonst üblichen Fristen die deutsche Staatsbürgerschaft 
verliehen worden ist, und ist das Einbürgerungsverfahren Szatmari mit 
dem Gleichheitsgrundsatz zu vereinbaren? 

Bitte sehr. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
wenn Sie einverstanden sind, würde ich gerne beide 
Fragen gemeinsam beantworten. 

Vizepräsident Leber: Der Fragesteller ist einver-
standen. 

Dann rufe ich auch noch Frage 27 des Herrn Abge-
ordneten Sander auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um in allen Bundesländern 
und bei allen ausländischen Personen die gleiche Behandlung ihrer An-
träge auf Einbürgerung zu gewährleisten? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Danke sehr. — Der in 
Rumänien geborene Berufsfußballer Szatmari ist 
deutscher Abstammung. Nach den Feststellungen 
der zuständigen Staatsangehörigkeitsbehörde des 
Landes Baden-Württemberg hat er durch Aufnahme 
nach Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes von Rechts 
wegen den Status als Deutscher erlangt. Auf Grund 
dieser Rechtsstellung ist er einem deutschen Staats-
angehörigen gleichgestellt und hat einen Anspruch 
auf Einbürgerung. 
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Staatssekretär Dr. Hartkopf 
Herr Szatmari hat seinen Einbürgerungsan-

spruch inzwischen geltend gemacht. Die Einbürge-
rung ist aus Verfahrensgründen noch nicht vollzo-
gen worden; der Vollzug dürfte jedoch in Kürze er-
folgen können. 

Dem Einbürgerungsanspruch muß entsprochen 
werden, wenn keine Tatsachen vorliegen, die die An-
nahme rechtfertigen, daß der Einzubürgernde die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder ei-
nes ihrer Länder gefährdet. Bei dieser Sach- und 
Rechtslage ist nicht zu erkennen, daß die An-
spruchseinbürgerung des Antragstellers mit dem 
Gleichheitsgrundsatz nicht vereinbar sein sollte. Die 
Gleichbehandlung ist durch die Anwendung des Ge-
setzes gesichert. 

Vizepräsident Leber: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe Frage 28 des Herrn Abgeordneten Engels-
berger auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird nicht beantwortet. 

Ich rufe Frage 129 des Abgeordneten Böhm (Mel-
sungen) auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird nicht beantwortet. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern beantwortet. Ich 
danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Justiz auf. Die Fragen 29 und 
30 des Herrn Abgeordneten Lampersbach werden 
vom Fragesteller zurückgezogen. 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Darf ich bitten, 
daß die Fragen trotzdem mündlich beant

-

wortet werden?) 

— Entschuldigung, ich habe eine schriftliche Mittei-
lung bekommen, daß Sie Ihre Fragen zurückziehen. 
Sie ziehen sie nicht zurück? 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Nein, ich ziehe 
nicht zurück!) 

— Dann rufe ich die Frage 29 des Herrn Abgeordne-
ten Lampersbach auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen eine sich in letzter Zeit meh-
rende Praxis gewisser Vereine zu tun, die häufig nur aus wenigen (z. B. 
drei) Personen bestehen, aber mit pompösen Schriftsätzen (von Rechts-
anwälten oder auch Nichtjuristen — „Generalsekretären" — unterzeich-
net) Wirtschaftsunternehmen insbesondere des Handels wegen angeb-
licher Verstöße gegen das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb ab-
mahnen und bis zu 150 DM „Gebühren" festsetzen, die vielfach von den 
Unternehmern — in Unkenntnis der Rechtslage — dann auch bezahlt 
werden? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Justiz: Das Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb räumt Verbänden zur Förderung ge-
werblicher Interessen seit jeher die Möglichkeit ein, 
Abwehransprüche gegen die Verletzung bestimmter 
Vorschriften des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb selbständig geltend zu machen. Diese 
Möglichkeit wurde im Jahre 1965 auch auf solche 
Verbände ausgedehnt, zu deren satzungsmäßigen 
Aufgaben es gehört, die Interessen der Verbraucher 
durch Aufklärung und Beratung wahrzunehmen. 
Die Tätigkeit von Verbänden im Rahmen des § 13 
UWG ist ein wichtiges Mittel zur Bekämpfung un-
lauterer Wettbewerbspraktiken und hat sich grund-
sätzlich bewährt. 

Wettbewerbsverstöße werden von den Vereinen in 
der Regel im Vorfeld einer Klage durch Abmahnun-
gen gerügt. Von der Rechtsprechung wird überwie-
gend anerkannt, daß den Verbänden dabei in be-
grenztem Rahmen ein Anspruch auf Erstattung ih-
rer Abmahnkosten zusteht. Die Rechtsprechung ist 
zunehmend bemüht, ein dem Gesetzeszweck nicht 
entsprechendes Vorgehen klagebefugter Verbände 
zu verhindern. Die Bundesregierung hatte bereits 
im Rahmen des Regierungsentwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb von 1978 — das ist Drucksache 8/2145 
— eine Neufassung der §§ 13 ff des UWG vorgeschla-
gen, die besondere Voraussetzungen für die Ab-
mahn- und Klagetätigkeit von Verbänden im Rah-
men dieser Vorschrift, insbesondere eine Registrie-
rungspflicht und eine Aufsicht über solche Verbän-
de, aufstellt. 

Der Regierungsentwurf konnte in der vergange-
nen Wahlperiode nicht mehr abschließend beraten 
werden. Im Rahmen der Weiterbehandlung der 
UWG-Novelle wird geprüft, welche Möglichkeiten 
bestehen, um Mißstände zu beseitigen. Dabei wird 
freilich auch zu berücksichtigen sein, daß die Erhal-
tung eines lauteren und funktionsfähigen Wettbe-
werbs im öffentlichen Interesse liegt. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Lampersbach. 

Lampersbach (CSU/CSU): Herr Staatssekretär, se-
hen Sie über das Bemühen der Bundesregierung 
und über mögliche Initiativen aus dem Hohen 
Hause oder auch aus anderen zuständigen Institu-
tionen hinaus die Möglichkeit, die ausufernden — 
sehr häufig den lauteren Wettbewerb ins Gegenteil 
verkehrenden — Praktiken dieser sogenannten 
Wettbewerbsvereine besser zu überprüfen und not-
falls seitens der Justizminister der Länder Anwei-
sung zu erteilen, dort einzugreifen? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Justizmini-
ster können insoweit, wenn ich das richtig sehe, 
keine Weisungen erteilen. Am besten erscheint es, 
wenn die Wettbewerber sich selbst helfen und solche 
Praktiken in den Medien entsprechend bekanntma-
chen. 

Im übrigen glaube ich nach wie vor, daß es gut 
wäre, wenn der von mir erwähnte Vorschlag der 
Bundesregierung Gesetz würde, weil damit klarge-
stellt wäre, daß es eine Registrierung und dazu eine 
Aufsichtspflicht gäbe, die ein Einschreiten leicht er-
möglichen würde. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Lampersbach. 

Lampersbach (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, se-
hen Sie in dem Verfahren, wie es sich in der Praxis 
seitens sogenannter Wettbewerbsvereine abspielt, 
denn nicht häufig einen direkten Verstoß gegen gel-
tendes Recht und auch gegen die guten Sitten? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Hier gibt es er-
klärtermaßen Mißstände. Soweit mir bekannt ist, 
gibt es auch Gesetzesverstöße. 
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Vizepräsident Leber: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe Frage 30 des Herrn Abgeordneten Lam-
persbach auf: 

Kann durch diese Praktiken die Verfolgung unlauteren Wettbewerbs 
nicht insgesamt diskreditiert werden und eine Beeinträchtigung der Tä-
tigkeit der Industrie- und Handelskammern, der Einzelhandelsver-
bände und der seriösen Wettbewerbsvereine eintreten, und, wenn ja, 
welche Folgerungen zieht die Bundesregierung daraus? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Es gibt, wie ich 
bereits erwähnt habe, Herr Kollege Lampersbach, 
teilweise Praktiken, die der Zielrichtung der Ver-
bandsklagebefugnis nach § 13 UWG nicht entspre-
chen. Solche Praktiken sind geeignet, die Selbstkon-
trolle der an der Wirtschaft Beteiligten in Mißkredit 
zu bringen. 

Im Regierungsentwurf zur UWG-Novelle, der in 
der vergangenen Legislaturperiode nicht mehr ab-
schließend beraten werden konnte, hatte die Bun-
desregierung, wie eben bereits erwähnt, eine Neu-
fassung des § 13 UWG vorgeschlagen, um sicherzu-
stellen, daß die Abmahn- und Klagebefugnis der 
Verbände seriös und im Einklang mit den Zielen des 
UWG ausgeübt wird. Dafür wird sich die Bundesre-
gierung auch weiterhin einsetzen. 

Vizepräsident Leber: Keine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Lampersbach? 

Dann rufe ich Frage 31 des Herrn Abgeordneten 
Feile auf: 

Liegen der Bundesregierung Unterlagen darüber vor, von welchen 
Verbänden i. S. des § 13 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
(UWG) derzeit im Falle eines Verstoßes gegen das UWG ein Anspruch 
auf Unterlassung einer wettbewerbswidrigen Handlung (z. B. irrefüh-
rende Preisangabe) geltend gemacht, welche Kosten für diese Abmah-
nung (§ 13 UWG) gefordert werden sowie welche Vertragsstrafe im Falle 
einer Wiederholung im Rahmen einer Unterlassungserklärung zu ent-
richten ist? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Statistische Un-
terlagen darüber, welche Verbände in welchem Um-
fange tätig werden, liegen der Bundesregierung 
nicht vor. Soweit mir bekannt ist, machen die Ver-
eine im Sinne des § 13 UWG für Abmahnungen, die 
sie wegen Wettbewerbsverletzungen erheben, im 
Einzelfall Kosten zwischen 120 und 150 DM geltend. 
Von der Rechtsprechung wird die Erstattung der Ab-
mahnkosten etwa in diesem Rahmen zugebilligt. 

Es dient dem Ausschluß der Gefahr der Wiederho-
lung einer Wettbewerbsverletzung, wenn die Unter-
lassungsverpflichtung des Wettbewerbsverletzers 
gegenüber dem ihn abmahnenden Verband durch 
eine Vertragsstrafe gesichert wird. Die Höhe der 
Vertragsstrafe im Rahmen einer solchen strafbe-
wehrten Unterwerfungserklärung ist in der Regel 
an der Schwere des Wettbewerbsverstoßes ausge-
richtet und kann daher nicht einheitlich beziffert 
werden. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kolle-
ge. 

Feile (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie denn 
Berichte bestätigen, nach denen eine Berliner Fir-
ma, ein Verein in diesem Sinne, durch Abmahnung 
von Immobilienmaklern binnen kürzester Zeit etwa 
100 000 DM Gebühreneinnahmen erreicht hat? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Mir ist dieser spe-
zielle Fall nicht bekannt, aber wenn Sie konkrete 
Hinweise haben, sind wir dankbar, wenn Sie uns 
diese zugänglich machen. 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Dann rufe ich Frage 32 des Herrn Abgeordneten 
Feile auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß neben den tradi-
tionellen Verbraucherschutzverbänden sich neue Vereine zur Bekämp-
fung unlauteren Wettbewerbs gegründet haben, deren offensichtlicher 
Zweck die systematische Ausforschung des Anzeigenteils von Zeitun-
gen nach — häufig geringfügigen — Verstößen des UWG ist und die für 
die Abmahnung teilweise nicht unbeträchtlichen Auslagenersatz for-
dern? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Verbands-
klage ist ein wichtiges Mittel zur Bekämpfung von 
Wettbewerbsverstößen. Den gewerblichen Verbän-
den steht die Verbandsklagebefugnis seit Geltung 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb im 
Jahre 1909 zu; den Verbraucherverbänden wurde sie, 
wie bereits in der Antwort auf die Frage von Herrn 
Lampersbach dargelegt, im Jahre 1965 zugebilligt. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in einzel-
nen Fällen die Abmahn- und Klagetätigkeit im Rah-
men des § 13 UWG von Verbänden ausgeübt worden 
ist, die angeblich um die Lauterkeit des Wettbe-
werbs bemüht sind, in Wirklichkeit aber nur ihre ei-
genen finanziellen Interessen verfolgen. Auch die 
Bundesregierung mißbilligt das Auftreten solcher 
„Gebührenvereine". 

Bestimmten Formen des Mißbrauchs der Ver-
bandstätigkeit ist bereits von der Rechtsprechung 
entgegengetreten worden. Im Regierungsentwurf 
zur UWG-Novelle — ich darf das, Herr Kollege Feile, 
wiederholen —, der in der vergangenen Wahlperiode 
nicht mehr abschließend beraten werden konnte, 
hatte die Bundesregierung darüber hinaus bereits 
eine Neufassung des § 13 des Gesetzes gegen den un-
lauteren Wettbewerb vorgeschlagen, um sicherzu-
stellen, daß die Abmahn- und Klagebefugnis der 
Verbände seriös und im Einklang mit den Zielen des 
UWG ausgeübt wird. Dafür wird sich die Bundesre-
gierung auch weiterhin einsetzen. 

Vizepräsident Leber: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Kollege Feile. 

Feile (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie denn 
nicht, daß als Folge dieser Abmahnaktionen am An-
zeigenmarkt eine erhebliche Verunsicherung einge-
treten ist, was sich dadurch auswirkt, daß die Zahl 
der Anzeigen zurückgeht und damit eine der Grund-
voraussetzungen des Wettbewerbs, nämlich die 
Kenntnisnahme von einer Vielzahl von Angeboten, 
gefährdet ist? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich habe Zweifel, 
ob sich das, was Sie in Ihrer Frage behauptet haben, 
so belegen läßt. Sicher ist, daß diesen Mißbräuchen 
Einhalt geboten werden muß. Ich sagte schon, daß 
die Bundesregierung hierzu nach wie vor bereit ist. 
Wir halten es für das beste, wenn § 13 im Rahmen 
der Novellierung geändert wird und eine Vorschrift 
geschaffen wird, die eine Registrierpflicht vorsieht 
und es ermöglicht, eine Aufsicht einzuführen. 
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Vizepräsident Leber: Zu einer zweiten Zusatzfrage 
Herr Kollege Feile. 

Feile (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben für die 
Novelle zum UWG keine Terminangabe gemacht. 
Sehen Sie eine Möglichkeit, in Absprache mit den 
Zeitungsverlegern zu erreichen, daß Anzeigen schon 
bei ihrer Aufgabe wenigstens einigermaßen vor sol-
chen Abmahnaktionen gesichert werden? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Wir wollen die 
UWG-Novelle noch in dieser Legislaturperiode ver-
abschiedet wissen. 

Ich gehe davon aus, daß die Herausgeber und Ver-
leger sowie die Chefredakteure grundsätzlich gehal-
ten sind, zu prüfen, ob die Anzeigen gegen das Recht 
verstoßen oder nicht. Gleichwohl kann nicht ausge-
schlossen werden, daß es hier und da Anzeigen gibt, 
die mißbilligt werden müssen. Ich habe Zweifel, ob 
hier Gespräche weiterhelfen. 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Dann sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Justiz behandelt. Ich danke Ih-
nen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen jetzt zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. 

Die Fragen 33 und 34 des Abgeordneten Grunen-
berg, 35 und 36 des Abgeordneten Grobecker, 37 und 
38 der Abgeordneten Frau Terborg, 39 des Abgeord-
neten Ewen sowie 40 und 41 des Abgeordneten Eigen 
werden gemäß Ziffer 2 Abs. 2 der Richtlinien für die 
Fragestunde schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 42 des Angeordneten Conradi und 43 
des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) werden auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Gemäß Ziffer 2 Abs. 2 der Richtlinien für die Fra-
gestunde werden ebenfalls die Fragen 44 und 45 des 
Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof) schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten erledigt. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Arbeit und Sozialord-
nung und begrüßen den Herrn Parlamentarischen 
Staatssekretär Buschfort. 

Die Fragen 46 und 47 des Abgeordneten Dr. Häfele 
werden auf Bitten des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. 

Ich rufe die Frage 48 des Abgeordneten Menzel 
auf: 

Sind der Bundesregierung Untersuchungsergebnisse bekannt, wo-
nach in den Datenbanken großer Industrie- und Handelsunternehmen 
in erheblichem Umfang Einzelangaben über jeden Arbeitnehmer ge-
sammelt sind (siehe Bericht der Frankfurter Rundschau „Warnung vor 
totaler Verplanung" vom 5. März 1981), und ist eine solche Datensamm-
lung mit den bundesrechtlichen Datenschutzbestimmungen verein-
bar? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, zur 
Beantwortung. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident, 
ich würde die beiden Fragen des Fragestellers gern 
im Zusammenhang beantworten. 

Vizepräsident Leber: Der Fragesteller ist einver-
standen. Daher rufe ich auch die Frage 49 des Abge-
ordneten Menzel auf: 

Teilt die Bundesregierung Befürchtungen, daß durch die angeführten 
Datensammlungen persönliche Freiheiten und Selbstbestimmungs-
rechte eingeschränkt werden können, wachsende Kontrollen über den 
einzelnen sowie Verschiebungen im Interessengleichgewicht zwischen 
Unternehmensleitung und Betriebsrat möglich werden und das Arztge-
heimnis in diesem Bereich nicht mehr gesichert ist, und wenn ja, was 
kann die Bundesregierung im Rahmen ihres Verantwortungsbereichs 
tun, um diesen Befürchtungen entgegenzuwirken und sicherzustellen, 
daß diese Daten nicht mißbraucht werden? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Men-
zel, die Bundesregierung verfügt nicht über kon-
krete Angaben zum Umfang der Daten, die in den 
Datenbanken großer Industrie- und Handelsunter-
nehmen über Arbeitnehmer gesammelt werden. Die 
Untersuchung, auf die sich der von Ihnen zitierte 
Zeitungsbericht stützt, ist der Bundesregierung bis-
her nicht bekannt; sie ist angefordert. 

Die Bundesregierung weiß aber, daß Arbeitneh-
merdaten in erheblichem Umfang in den Betrieben 
gesammelt werden und zum Teil auch gesammelt 
werden müssen. Die konsequente Sammlung sol-
cher Daten soll auf der einen Seite den Unterneh-
men selber die Informationen verschaffen, die sie 
zur Verfolgung ihrer Ziele benötigen. Darüber hin-
aus haben öffentliche Verwaltung und Sozialversi-
cherung zahlreiche Informationsansprüche an die 
Unternehmen, die ebenfalls zur Erhebung und 
Sammlung personenbezogener Daten Anlaß geben. 

Mit dem Bundesdatenschutzgesetz, das auch für 
die Datenverarbeitung in den Unternehmen gilt, ist 
das Speichern personenbezogener Daten insoweit 
vereinbar, als sich das Speichern im Rahmen der 
Zweckbestimmung des Arbeitsverhältnisses hält 
oder durch besondere Gesetze gedeckt ist. 

Da das Bundesdatenschutzgesetz nicht auf die be-
sonderen Erfordernisse des Datenschutzes im Ar-
beitsrecht abgestellt ist, nimmt die Bundesregierung 
die in Ihrer zweiten Frage angesprochenen Befürch-
tungen ernst. Das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung hat deshalb bereits 1979 den 
Hessischen Datenschutzbeauftragten und Arbeits-
rechtswissenschaftler Professor Simitis beauftragt, 
die Problematik zu untersuchen und Lösungsvor-
schläge zu machen. Das Gutachten ist im August vo-
rigen Jahres veröffentlicht worden. Es kommt zu 
dem Ergebnis, daß eine besondere arbeitsrechtliche 
Datenschutzregelung erforderlich ist. Die Bundesre-
gierung wird den Vorschlag ernsthaft prüfen. 

Sie erhofft sich dabei auch wichtige Erkenntnisse 
von der Verbandsversammlung des Arbeitsgerichts-
verbandes im Mai dieses Jahres, deren Hauptthema 
der Datenschutz im Arbeitsrecht ist, und von der 
Kommission Personalwesen im Verband der Hoch-
schullehrer für Betriebswirtschaft, die sich ebenfalls 
mit Fragen des Datenschutzes in der Personalwirt-
schaft befaßt. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Menzel. 
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Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich aus 
Ihrer Antwort entnehmen, daß die Bundesregierung 
durchaus die Gefahr erkennt, daß durch Datenban-
ken die Rechte des einzelnen Arbeitnehmers und 
der Betriebsräte eventuell unterlaufen werden? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen sagen, daß wir diese Fragen sehr ernst-
haft prüfen und daß wir, wenn ein Gesetz formuliert 
werden sollte, auch darauf achten werden, daß die 
besondere Interessenlage der Arbeitnehmer, aber 
im Gestaltungsbereich der Betriebe auch die beson-
dere Interessenlage der Betriebsräte berücksichtigt 
werden. 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Dann rufe ich die Frage 50 des Herrn Abgeordne-
ten Fischer auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die Bundesanstalt für Ar-
beit mit Kreditprogrammen an kommunalen Erschließungsmaßnah-
men beteiligt? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Auch hier, Herr 
Präsident, würde ich gern die Fragen 50 und 51 zu-
sammen beantworten. 

Vizepräsident Leber: Der Fragesteller ist einver-
standen. — Dann rufe ich auch die Frage 51 des 
Herrn Abgeordneten Fischer auf: 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß es nicht die Auf-
gabe der Bundesanstalt für Arbeit sein kann, mit Mitteln, die sich aus 
den Zahlungen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber sowie aus den Zu-
schüssen des Bundes zusammensetzen, Finanzierungshilfen für Kom-
munen zu leisten? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Fi-
scher, in den Jahren 1965 bis 1970 hat die Bundesan-
stalt für Arbeit aus ihrer Rücklage Mittel für Darle-
hen an Städte und Gemeinden zur Finanzierung von 
Maßnahmen, mit günstigen Auswirkungen auf den 
Arbeitsmarkt bereitgestellt. In diesem sogenannten 
Kommunalkreditprogramm wurden damals auch 
kommunale Erschließungsmaßnahmen finanziert. 
Seit 1970 werden Mittel aus der Rücklage für derar-
tige Zwecke nicht mehr vergeben. Durch eine ent-
sprechende Änderung der gesetzlichen Anlagevor-
schriften wurde festgelegt, daß die Rücklagemittel 
vorrangig die Finanzierung der Leistungen des Ar-
beitsförderungsgesetzes bei ungünstiger Arbeits-
marktlage sicherzustellen haben. 

Maßnahmen auf kommunaler Ebene können 
heute durch die Bundesanstalt für Arbeit nur geför-
dert werden, soweit es sich um Maßnahmen zur Ar-
beitsbeschaffung nach §§ 91 ff. des Arbeitsförde-
rungsgesetzes handelt. 

Vizepräsident Leber: Keine Zusatzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 52 des Herrn Abgeordne-
ten Kolb auf: 

Kann die Bundesregierung quantifizieren, mit welchen Mitteln wel-
che Arbeitsplätze geschaffen wurden, nachdem nach Aussage von Bun-
desminister Dr. Ehrenberg mit dem Programm der Bundesregierung 
900 000 Arbeitsplätze geschaffen worden sind, und wenn ja, weshalb 
sieht sie sich außerstande, diese Leistung zu wiederholen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kolb, Bundesminister Dr. Ehrenberg hat nie be

-

hauptet, daß „mit dem Programm der Bundesregie-
rung 900 000 Arbeitsplätze geschaffen" worden sei-
en. Er hat vielmehr wiederholt — u. a. am 20. Fe-
bruar dieses Jahres im Plenum des Deutschen Bun-
destages — darauf hingewiesen, daß in den letzten 
drei Jahren wieder rund 900 000 Arbeitsplätze zu-
sätzlich geschaffen worden sind und daß dazu die 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik der Bundes-
regierung entscheidend beigetragen hat. Tragender 
Bestandteil dieser Politik waren mehrere Investi-
tionsprogramme, zu denen eine Reihe von arbeits-
marktpolitischen Programmen hinzugekommen 
sind. 

Für die Zunahme der Beschäftigung — nach den 
neuesten Auswertungen des Statistischen Bundes-
amtes von 1976 bis 1980 sogar um etwas mehr als 1 
Million — waren diese Programme der Bundesregie-
rung zwar ein wichtiger Beitrag, aber nicht die allei-
nige Ursache. Vielmehr haben zu dieser Aufgabe ne-
ben der konsequenten Wirtschafts-, Finanz-, Techno-
logie- und Arbeitsmarktpolitik auch das Verhalten 
der Tarifvertragsparteien und die allgemeine Ver-
besserung der Weltwirtschaftslage vor allem in der 
Zeit von 1977 bis 1979 beigetragen. 

Die Bundesregierung rechnet mittelfristig mit ei-
nem weiteren Anstieg der Zahl der Beschäftigten. 
Über Verlauf und Größe des Beschäftigungsanstiegs 
läßt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt auf Grund 
der weltwirtschaftlichen Lage keine gesicherte Pro-
gnose abgeben. Die Bundesregierung wird auch in 
Zukunft ihre Wirtschafts-, Finanz- und Arbeits-
marktpolitik auf das Ziel der Wiedergewinnung der 
Vollbeschäftigung ausrichten und dafür weiterhin 
das bewährte Instrumentarium koordiniert und ziel-
gerichtet einsetzen. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Kolb. 

Kolb (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung Überlegungen angestellt, wie viele 
Arbeitsplätze weniger geschaffen worden wären, 
wenn sie keine Förderprogramme durchgeführt hät-
te? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, zu 
den einzelnen Förderprogrammen gibt es Zahlenan-
gaben. Das gilt insbesondere für den Bereich der Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen und für die Sonder-
programme. Ich könnte Ihnen eine Aufstellung zu-
kommen lassen, in der die Personen der Zahl nach 
aufgelistet sind, die durch diese Programme in Be-
schäftigung gekommen sind. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Kolb. 

Kolb (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
dann nicht mit mir der Meinung, daß die Angabe, 
man habe 900 000 Arbeitsplätze geschaffen, doch 
mehr die Leistungen anderer und weniger die Lei-
stungen der Bundesregierung beinhaltet? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, wir müssen das im Zusammenhang sehen. 
Nicht wegzudiskutieren ist die Tatsache, daß die An- 
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Parl. Staatssekretär Buschfort 
gabe des Statistischen Bundesamts richtig ist, wir 
hätten in dieser Zeit 900 000 zusätzliche Arbeits-
plätze geschaffen. Heute können wir sagen, daß es 
sogar mehr als 1 Million gewesen sind. 

Ob diese Arbeitsplätze durch das Verhalten der 
Tarifvertragsparteien, durch besondere außenwirt-
schaftliche Einflüsse, durch die Sonderprogramme, 
durch die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, durch 
die Zukunftsinvestitionsprogramme, die wir durch-
geführt haben, geschaffen worden sind, läßt sich si-
cherlich nicht genau sagen, weil hier direkte und in-
direkte Wirkung ineinander übergehen. Aber eins 
bleibt: Wichtig ist, daß wir in dieser Zeit keinen Ar-
beitsplatzverlust, sondern einen Nettoarbeitsplatz-
zuwachs zu verzeichnen gehabt haben. 

Vizepräsident Leber: Herr Abgeordneter Broll, eine 
Zusatzfrage. 

Broil (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da der 
Herr Bundeskanzler im Plenum des Bundestages 
des öfteren davon gesprochen hat, wir hätten — 
dann nannte er verschiedene Zahlen: 800 000, 900 000 
— Arbeitsplätze geschaffen, frage ich Sie: Ist nun da-
von auszugehen, daß der Herr Bundeskanzler, wenn 
er in Zukunft „wir" sagt, nicht die Bundesregierung 
meint? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Wenn er in diesem 
Zusammenhang „wir" gesagt hat, wird er sicher die 
Regierung und die Bevölkerung gemeint haben. 

Vizepräsident Leber: Damit ist die Frage 52 beant-
wortet. 

Entsprechend der eingangs der Sitzung von mir 
mitgeteilten Regelung unterbrechen wir nun die Be-
handlung der Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung. 

Wir kommen zu den Fragen 79 bis 83 aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Auswärti-
gen. Zur Beantwortung begrüße ich Herrn Staatsmi-
nister von Dohnanyi. 

Ich rufe die Frage 79 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Wörner auf: 

Teilt die Bundesregierung die von Bundesverkehrsminister Dr. Hauff 
und Bundesentwicklungshilfeminister Offergeld vertretene Auffassung, 
es müsse auf dem Wege von Rüstungskontrollverhandlungen ein Ergeb-
nis erreicht werden, das den Verzicht auf die geplante Nachrüstung bei 
entsprechender Reduzierung der schon aufgestellten SS 20-Raketen 
zum Inhalt habe? 

Bitte sehr, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, die Auffassung der Bundesregie-
rung zu Nachrüstung und Verhandlungen im Zu-
sammenhang mit Mittelstreckenwaffen ergibt sich 
aus dem Doppelbeschluß der NATO vom 12. Dezem-
ber 1979, dem alle Fraktionen des Deutschen Bun-
destages in der Sitzung vom 14. Dezember 1979 zuge-
stimmt haben. 

Herr Kollege, um Wiederholungen zu vermeiden, 
erkläre ich zu Ihrer Frage und zu dem in dem Zu-
sammenhang gestellten Fragen der Kollegen Dr. 
Mertes, Jenninger, Würzbach und Jäger, die der 
Herr Präsident eben im Zusammenhang aufgerufen 
hat, daß diese Haltung von allen Mitgliedern der 

Bundesregierung getragen wird. In den Fragen ent-
haltene Unterstellungen, daß einzelne Mitglieder 
der Bundesregierung nicht zu dieser Haltung stün-
den, sind deshalb gegenstandslos. 

In dem Beschluß vom 12. Dezember 1979 heißt 
es: 

Der TNF-Bedarf der NATO wird im Licht kon-
kreter Verhandlungsergebnisse geprüft wer-
den. 

Das bedeutet, daß das Maß an Nachrüstung um so 
geringer sein kann, je stärker die Sowjetunion zur 
Reduzierung ihrer Mittelstreckenvorrüstung bereit 
ist. Ein völliger Verzicht auf Nachrüstung ist nur 
denkbar, wenn die Sowjetunion ihre Vorrüstung 
wieder beseitigt. 

Der NATO-Ministerrat war sich in seiner Sitzung 
am 12. Dezember 1979 darüber einig, daß ein solches 
Ergebnis zwar erstrebenswert und vorstellbar sei, 
aber angesichts der bisherigen Haltung der Sowjet-
union unwahrscheinlich ist. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wie 
erklären Sie sich die Zustimmung von mindestens 
zwei Ministern zu der Feststellung im Antrag des 
Landesvorstands der baden-württembergischen 
SPD, wo der Verzicht auf die geplante Nachrüstung 
der entspechenden Reduzierung der schon aufge-
stellten SS 20-Raketen gegenübergestellt wird, 
wenn — wie Sie angeben — alle Minister des Kabi-
netts diese Auffassung teilen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, die 
von Ihnen zitierte Feststellung aus einer Vorlage des 
Landesvorstands der SPD in Baden-Württemberg, 
die zu kommentieren ich an sich von der Regie-
rungsbank keinen Anlaß habe, ist für die Mitglieder 
der Bundesregierung wie dargestellt zu verstehen. 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 80 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Mertes (Gerolstein) auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung einiger Kabinettsmitglie-
der, ein zeitlich begrenztes Moratorium bezüglich der Stationierung 
eurostrategischer Waffen könne ein sinnvoller Bestandteil dieser Ver-
handlungen sein? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ein 
zeitlich begrenztes Stationierungsmoratorium für 
die sowjetische Vorrüstung wäre in der Tat für den 
Verhandlungsverlauf sinnvoll. Allerdings würde ein 
Stopp der sowjetischen Vorrüstung angesichts der 
schon eingetretenen Überlegenheit der Sowjetunion 
die Durchführung des Nachrüstungsbeschlusses der 
NATO nicht überflüssig machen. Zu dem Vorschlag 
des sowjetischen Generalsekretärs für ein Morato-
rium hat sich die Bundesregierung in der Sitzung 
vom 25. Februar 1981 ablehnend geäußert, weil eine 
Festschreibung eines Ungleichgewichts zugunsten 
der Sowjetunion nicht in Betracht gezogen werden 
kann. Das gilt für alle Schritte des Verhandlungspro-
zesses. Im übrigen wiederhole ich, was ich eben auf 
die Frage des Kollegen Wörner gesagt habe, nämlich 
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daß der TNF-Bedarf im Lichte konkreter Verhand-
lungsergebnisse — ich betone: der Verhandlungser-
gebnisse, nicht im Lichte der Verhandlungsauf-
nahme — geprüft wird. Auch für diese Entscheidun-
gen gilt der Grundsatz des NATO-Beschlusses vom 
12. Dezember 1979: Jede vereinbarte Begrenzung 
dieser Systeme muß mit dem Grundsatz der Gleich-
heit zwischen beiden Seiten vereinbar sein. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats-
minister, teilen Sie meine Auffassung, daß jedes Mit-
glied der Bundesregierung, wo immer es spricht, auf 
die Eindeutigkeit der Sprache in Fragen der Sicher-
heit und der Abrüstung Wert legen sollte, und teilen 
Sie meine Auffassung, daß diesem Gebot einige Mit-
glieder der Bundesregierung durch ihre doppelbö-
dige und doppeldeutige Sprache nicht Rechnung ge-
tragen haben? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ich teile die Auf-
fassung, daß das notwendig ist. Ich teile nicht die 
Auffassung, daß das nicht erfolgt sei. 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Mertes zu einer 
zweiten Zusatzfrage. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats-
minister, teilen Sie meine Auffassung, daß es irre-
führend ist, eventuelle Zwischenergebnisse künfti-
ger Verhandlungen mit dem Begriff „Moratorium" 
zu versehen, und daß es notwendig ist, den Begriff 
„Moratorium" nur in seiner bisherigen Eindeutig-
keit zu verwenden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
mache hier keine semantische Interpretation von 
Begriffen, sondern ich habe die Position der Bundes-
regierung klargelegt. An dieser kann überhaupt 
kein Zweifel bestehen. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
wie erklären Sie es sich dann, daß die von der Bun-
desregierung mit Entschiedenheit abgelehnten Mo-
ratoriumsvorschläge des sowjetischen Staatsrats-
vorsitzenden Breschnew von einigen, der SPD ange-
hörenden Bundesministern durch ihr Abstim-
mungsverhalten beim baden-württembergischen 
SPD-Landesparteitag wesentlich positiver beurteilt 
wurden als von der Bundesregierung insgesamt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, das 
ist nicht so. Ich wiederhole noch einmal, daß die Bun-
desminister schon durch ihre Unterstreichung des 
Beschlusses vom 25. Februar 1981 ganz klar Position 
bezogen haben. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege von der Heydt. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/CSU): 
Herr Staatsminister, sind Sie sich nicht darüber im 
klaren, daß der Beschluß der SPD Baden-Württem

-

berg den Sinn hatte, den Beschluß der Bundesregie-
rung zu dieser Frage neu zu interpretieren, und hal-
ten Sie es im Lichte dieser Tatsache nicht für ein 
bißchen leichtfertig, sich einfach zu beruhigen und 
zu sagen, diese Kabinettsmitglieder wären wieder 
zum alten Standpunkt der Regierung zurückgekehrt 
und damit sei also wieder Einigkeit hergestellt? 

Vizepräsident Leber: Entschuldigen Sie bitte! Da-
mit das nicht einreißt: Nach dem Sinn und dem Text 
der Geschäftsordnung — Richtlinien zur Frage-
stunde —, sind die Fragen kurz zu fassen und mit 
der Frage keine Feststellungen zu verbinden, wie 
Sie es eben getan haben. Ich bitte, darauf zu achten, 
daß der Charakter der Frage erhalten bleibt. 

Bitte sehr, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege von 
der Heydt, die dem Kabinett angehörenden Bundes-
minister haben diese Auffassung nicht nachträglich 
revidiert, sondern sie haben dieser von Ihnen eben 
geschilderten Auffassung kontinuierlich zuge-
stimmt. Ich sage noch einmal: Es steht mir nicht zu, 
Beschlüsse eines Landesverbandes zu interpretie-
ren, aber dies ist durchgehend die Position der Kabi-
nettsmitglieder gewesen. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Staatsminister, be-
deutet Ihre Äußerung, die Sie soeben gemacht ha-
ben, daß von dem Ergebnis von Verhandlungen eine 
mögliche Alterierung der Stationierung abhängig 
sein könnte, folgendes: daß bei Nichtvorliegen von 
Verhandlungsergebnissen selbstverständlich der 
Nachrüstungsteil des Doppelbeschlusses bis zu dem 
Zeitpunkt, bis zu dem eine Stationierung möglich ist, 
zügig durchgeführt wird? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
daran kann doch gar kein Zweifel bestehen. Die 
Bundesregierung hat die Gültigkeit des Beschlusses 
vom 12. Dezember 1979 uneingeschränkt unterstri-
chen. Deshalb kann kein Zweifel daran bestehen, 
daß bis zu diesem Zeitpunkt entweder Ergebnisse in 
dem Sinne, wie ich dies vorgetragen habe, vorliegen 
müssen, oder selbstverständlich der Beschluß so, 
wie er vorliegt, durchgeführt werden muß. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wie 
erklären Sie sich Ihre Auffassung, wenn Sie sich vor 
Augen halten, was zwei Bundesminister mit be-
schlossen haben — ich zitiere wörtlich —: „Ein zeit-
lich begrenztes Moratorium bezüglich der Stationie-
rung eurostrategischer Waffen kann ein sinnvoller 
Bestandteil dieser Verhandlungen sein"? Steht das 
nicht in einem eklatanten Widerspruch nicht nur 
zum Doppelbeschluß, sondern auch zu dem, was Sie 
eben ausgeführt haben? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
wiederhole, was ich als ersten Satz meiner Antwort 
eben gesagt habe: Ein zeitlich begrenztes Stationie- 
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rungsmoratorium für die sowjetische Vorrüstung 
wäre in der Tat für den Verhandlungsverlauf sinn-
voll. Ich weiß nicht, wo Sie die Widersprüche se-
hen. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Dallmeyer. 

Dallmeyer (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wie 
beurteilen Sie im Zusammenhang mit Ihren bisheri-
gen Antworten zu dieser Frage die Aussage von 
Herrn Eppler — ich zitiere —: „Ich, der ich von An-
fang an gegen den NATO-Nachrüstungsbeschluß 
vom Dezember 1979 war, hätte niemals einem Pa-
pier zugestimmt, das einfach nur eine Bestätigung 
der Bonner Linie gewesen wäre"? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
gehe davon aus, daß ich hier die Fragen zu beant-
worten habe, die mir gestellt wurden. Die Frage, die 
mir gestellt wurde, bezog sich auf die Kabinettsmit-
glieder. Auf alle Fragen habe ich eine eindeutige 
Antwort gegeben. Es ist doch nicht Aufgabe der Bun-
desregierung, Mitglieder von Parteien außerhalb der 
Bundesregierung von hier aus zu zensieren. Das 
kann nicht die Aufgabe der Bundesregierung sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU): Herr Staatsmi-
nister, wenn Sie schon nicht hier sind, um zu zensie-
ren oder zu interpretieren, sollte nach Ihrer Auffas-
sung die Bundesregierung dann nicht wenigstens 
den vollen Wortlaut des vom Kollegen Wörner zitier-
ten Beschlusses zur Kenntnis nehmen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, das 
haben wir getan. Deswegen habe ich j a auf die Hal-
tung der Bundesregierung in dieser Frage hingewie-
sen. Ich kann nicht erkennen, wo hier Widersprüche 
zu finden sind. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Jenninger. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
trifft die Pressemeldung der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung" zu, daß der Bundesaußenminister Gen-
scher vor den Koalitionsfraktionen ausdrücklich da-
vor gewarnt hat, Verhandlungen über die Begren-
zung der Mittelstreckenwaffen durch Verhandlun-
gen über ein Moratorium zu belasten, man dürfe 
nicht durch eine fruchtlose Diskussion um ein Mora-
torium das Ziel aus den Augen verlieren, über die 
Substanz in der Rüstungsbegrenzung zu verhandeln 
und ein Gleichgewicht anzustreben? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, das 
ist richtig. Deswegen habe ich eben für die Bundes-
regierung vorgetragen, was ihre Auffassung zu die-
ser Frage ist. Im übrigen muß festgestellt werden, 
daß derjenige, der einen Teil des Doppelbeschlusses 
in Frage stellt, den ganzen Doppelbeschluß in Frage 
stellt. 

Vizepräsident Leber: Wird noch das Wort zu Fra-
ge 80 gewünscht? — Bitte sehr, Herr Kollege Toden-
höfer. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
wie erklären Sie sich dann die Aufforderung des 
Außenministers an Mitglieder des Kabinetts, den 
NATO-Doppelbeschluß nicht zu zerreden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, an-
gesichts von Angeboten und Diskussionen, die in der 
Öffentlichkeit stattfinden, ist es immer wieder wich-
tig, darauf hinzuweisen, daß die Position der Bun-
desregierung so eindeutig, wie sie ist, auch verstan-
den wird. Deswegen begrüße ich Ihre Fragen hier, 
weil sie die Möglichkeit geben, die Position der Bun-
desregierung erneut in ihrer Eindeutigkeit zu unter-
streichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Broll zu einer 
weiteren Zusatzfrage. 

Broil (CDU/CSU): Herr Staatsminister, stimmen 
Sie mir wenigstens darin zu, daß mindestens drei 
Mitglieder des Bundeskabinetts einer Resolution in 
Baden-Württemberg zugestimmt haben, von der zu-
mindest zwei intelligente Leute, nämlich Herr Mini-
ster a. D. Eppler und Herr Außenminister Genscher 
der Meinung sind, sie stimme absolut nicht mit dem 
überein, was die Linie der Bundesregierung ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
weiß nicht, warum Sie meine Lage unnötig erschwe-
ren wollen. Mir liegt doch daran — und Ihnen hof-
fentlich auch —, die Eindeutigkeit der Politik der 
Bundesregierung zu unterstreichen. Es kann doch 
niemand ein Interesse daran haben — auch Sie 
nicht —, Zweifel daran zu erwecken. Die Eindeutig-
keit der Position der Bundesregierung ist von mir 
hier klargestellt worden. Ich würde Sie herzlich bit-
ten, das zur Kenntnis zu nehmen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Leber: Das Wort zu weiteren Zusatz-
fragen wird nicht gewünscht. 

Dann rufe ich die Frage 81 des Herrn Abgeordne-
ten Würzbach auf: 

Wie steht die Bundesregierung zu der von den Kabinettsmitgliedern 
mitgetragenen Feststellung, man werde sich an einer Politik, die auf 
überlegene militärische Stärke abziele, auch nicht durch die Bereitstel-
lung deutschen Territoriums für die Stationierung neuer eurostrategi-
scher Waffen beteiligen? 

Bitte sehr, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, an 
die Bundesregierung ist zu keiner Zeit von einer ver-
bündeten Regierung das Ansinnen gestellt worden, 
sich an einer Politik der überlegenen militärischen 
Stärke zu beteiligen oder gar dafür deutsches Terri-
torium zur Verfügung zu stellen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Dies entspräche auch nicht der gemeinsamen Si-
cherheitspolitik des westlichen Bündnisses, das auf 
Gewährleistung des Gleichgewichtes gerichtet ist. 
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So heißt es im Beschluß des NATO-Ministerrates 

vom 12. Dezember 1979, daß durch Rüstungskon-
trolle ein stabileres Gleichgewicht bei Nuklearwaf-
fen auf beiden Seiten erzielt werden soll. 

Diese Politik, Herr Kollege, ist in der gemeinsa-
men Pressestellungnahme des Bundesministers des 
Auswärtigen mit dem amerikanischen Außenmini-
ster vom 9. März 1981 und in der gemeinsamen Pres-
seerklärung des Bundesministers der Verteidigung 
und des amerikanischen Verteidigungsministers 
vom 24. März 1981 nochmals bestätigt worden. 

Die Besorgnis der Bundesregierung richtet sich 
deshalb auch nicht gegen ein Überlegenheitsstreben 
westlicher Partner, sondern bezieht sich auf die in-
zwischen geschaffene Überlegenheit der Sowjet-
union im Mittelstreckenbereich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Sie wünschen das Wort zu ei-
ner Zusatzfrage? — Es wäre gut, wenn Sie sich mel-
den würden. Ich kann nicht wissen, ob Sie das Wort 
zu einer Zusatzfrage haben wollen. 

Würzbach (CDU/CSU): Entschuldigung, Herr Prä-
sident! 

Herr Staatsminister, sind der Bundesregierung ir-
gendwelche Überlegungen irgendeines unserer 
Bündnispartner bekannt, daß diese, auf welchem 
Wege auch immer, eine überlegene militärische 
Stärke des Westens anstreben, und wie beurteilt die 
Bundesregierung den augenblicklichen Kräftever-
gleich? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, das 
sind gleich zwei Fragen. Herr Präsident, ich werde 
versuchen, sie beide zu beantworten. 

Herr Kollege, zur ersten Frage: Es hat während 
des Wahlkampfes in den Vereinigten Staaten ohne 
Zweifel Nebentöne gegeben, die auch in der europäi-
schen Presse zu Mißverständnissen geführt haben. 
Ich wiederhole deswegen, daß von keiner Regierung 
an die Bundesregierung entsprechende Ansinnen 
gestellt worden sind. 

Was das Kräfteverhältnis angeht, so ist Ihnen im 
übrigen bekannt, daß die Bundesregierung von einer 
deutlichen Überlegenheit der Sowjetunion im Mit-
telstreckenbereich ausgeht. Dies ist die Ursache und 
die Grundlage des Nachrüstungsbeschlusses, des 
Doppelbeschlusses vom 12. Dezember 1979. 

Vizepräsident Leber: Das Wort zu einer weiteren 
Zusatzfrage, bitte sehr. 

Würzbach (CDU/CSU): Herr Staatsminister, hält 
die Bundesregierung es auch heute und zukünftig 
für notwendig, wegen der beabsichtigten Koppelung 
der Amerikaner mit Europa auch deutsches Territo-
rium zur Stationierung euro-strategischer Waffen 
zur Verfügung zu stellen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat den Doppelbeschluß in Brüs-
sel mitgetroffen, und dies ist ein Teil dieses Doppel-
beschlusses; allerdings unter der Voraussetzung, 

daß keine entsprechenden Ergebnisse bei den Abrü-
stungsverhandlungen möglich sein werden. 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Mertes zu einer 
weiteren Zusatzfrage. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats-
minister, wie stehen Sie zu der Aufforderung der Op-
position, die falschen Vorstellungen über die an-
gebliche amerikanische Überlegenheitspolitik zu-
rechtzuweisen? Sind Sie beispielsweise bereit, Ihre 
Antwort, die Sie eben in zutreffender Weise gegeben 
haben, stärker publizistisch zu verbreiten? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
stärker als durch eine Feststellung im Deutschen 
Bundestag kann diese Auffassung ja wohl kaum ver-
breitet werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Leber: Das Wort zu weiteren Zusatz-
fragen wird nicht gewünscht. 

Ich rufe die Frage 82 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jenninger auf: 

Hält die Bundesregierung die in der von den Kabinettsmitgliedern 
mitgetragenen Initiative des baden-württembergischen SPD-Landes-
vorstands enthaltene Annahme für richtig, die neue amerikanische Re-
gierung erstrebe die militärische Überlegenheit? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
möchte auf die soeben dem Kollegen Würzbach ge-
gebenen Antworten verweisen. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Jenninger. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
können Sie mir bestätigen, daß auch die beiden Bun-
desminister, die dem baden-württembergischen 
SPD-Landesvorstand angehören, diese von Ihnen 
soeben dargelegte Auffassung teilen, und — wenn j a 
— haben diese Bundesminister erklärt, daß sie da-
mit dem Beschluß des Landesvorstandes der SPD 
nicht folgen können? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, die 
Bundesregierung befragt Kollegen nicht zu Be-
schlüssen, die in Landesvorständen gefaßt worden 
sind, aber die Bundesregierung geht davon aus und 
kann nach der Lage der Entscheidungen der Bun-
desregierung auch davon ausgehen, daß alle Kolle-
gen im Kabinett diese Auffassung teilen. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Staatsminister, nach 
dieser Antwort auf die Frage des Kollegen Jennin-
ger möchte ich Sie aber doch fragen, wieso die Bun-
desregierung dann hier zu Nebentönen im amerika-
nischen Wahlkampf Stellung nimmt, nicht aber zu 
Nebentönen in der eigenen Partei und insbesondere 
bei Mitgliedern der Bundesregierung selbst? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, mir 
ist hier eine präzise Frage gestellt worden. Ich glau- 
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be, daß ich mich in etwa an die Fragestellung erinne-
re: Es ist nämlich gefragt worden, ob es denn gewis-
sermaßen Aufforderungen aus dem Westen oder aus 
dem Bündnis — so ist, glaube ich, gesagt worden — 
gegeben habe, die sich auf solche Aufforderungen 
bezögen. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Nein, das war 
nicht die Frage! — Dr. Mertes [Gerolstein] 

[CDU/CSU]: Nicht ausweichen!) 

— Ich weiche nicht aus, Herr Kollege. — Darauf 
habe ich deutlich gesagt, daß es Nebentöne gegeben 
habe, daß dieses aber nach unserer Kenntnis von 
dem Stand der Verhandlungen eindeutig nicht die 
Position der amerikanischen Regierung sei, die j a 
sowohl in Gesprächen mit dem Bundesaußenmini-
ster als auch mit dem Bundesverteidigungsminister 
deutlich das Gleichgewicht als Ziel westlicher Si-
cherheitspolitik unterstrichen hat. Daran darf kein 
Zweifel bestehen. 

Vizepräsident Leber: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dallmeyer. 

Dallmeyer (CDU/CSU): Herr Staatsminister, sind 
Sie bereit, zu bestätigen, daß in der entsprechenden 
Rede von Breschnew im Zusammenhang mit dem 
Wort „Moratorium" vom „Einfrieren des jetzigen Zu-
standes" gesprochen wird und daß damit gemeint ist, 
daß die Überlegenheit der Sowjets im Mittelstrek-
kenbereich festgeschrieben würde? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Das ist sicher 
richtig. Die Bundesregierung hat ja, wie ich bereits 
gesagt habe, diesen Vorschlag deswegen auch ableh-
nend behandelt. 

Vizepräsident Leber: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Kollege Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
waren denn nach Auffassung der Bundesregierung 
alle Journalisten der Bundesrepublik Deutschland 
— derer war es eine große Zahl — auf den Kopf ge-
fallen, die z. B., um nur einen von ihnen aus dem 
„Südkurier" willkürlich zu zitieren, erklärt haben: 
„Nach diesem Vorgang bleibt nüchtern festzustellen, 
daß sich die Bundesminister Hauff, Offergeld, von 
Bülow sowie der Chef des Kanzleramts, Staatsmini-
ster Huonker, in offenem Konflikt mit den von Bun-
deskanzler Schmidt bestimmten Richtlinien der Po-
litik befinden"? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
würde niemals wagen, zu sagen, alle Journalisten 
seien auf den Kopf gefallen. Aber ich meine, daß die-
ser Feststellung ein Irrtum zugrunde liegt. Ich habe 
soeben die Position der Bundesregierung deutlich 
gemacht; sie umfaßt alle Mitglieder des Bundeskabi-
netts. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege von der Heydt. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/CSU): 
Herr Staatsminister, verstehe ich Sie eigentlich 
richtig, daß es der Bundesregierung gleichgültig ist, 

ob Mitglieder des Kabinetts bei anderer Gelegenheit 
Beschlüssen zustimmen, die Kabinettsbeschlüssen 
widersprechen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wenn das so wäre, wäre der Bundesregierung das 
natürlich nicht gleichgültig. Eben deswegen habe ich 
soeben die Position der Mitglieder des Kabinetts 
deutlich gemacht. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Das Wort zu weiteren Zusatz-
fragen wird nicht gewünscht. 

Ich rufe Frage 83 des Herrn Abgeordneten Jäger 
(Wangen) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Verhalten der Bundesminister 
Dr. Hauff, Offergeld, Dr. von Bülow sowie des Staatsministers im Kanz-
leramt, Huonker, die sich beim Landesparteitag der baden-württember-
gischen SPD für einen Beschluß ausgesprochen haben, der dem Nachrü-
stungsbeschluß des nordatlantischen Bündnisses als Reaktion auf die 
Überrüstung der Sowjetunion mit Kritik und deutlichen Vorbehalten be-
gegnet, und welches Gewicht ist angesichts dieser Haltung von vier Bun-
desministern der Bundesregierung den positiven Erklärungen des Bun-
deskanzlers über den NATO-Beschluß überhaupt noch beizumessen? 

Herr Staatsminister, bitte zur Beantwortung. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
wiederhole meine auf die Frage von Herrn Dr. Wör-
ner getroffene Feststellung, daß die Haltung der 
Bundesregierung zu dem Doppelbeschluß der 
NATO vom 12. Dezember 1979 von allen Mitgliedern 
der Bundesregierung getragen wird. 

Das Gewicht der Erklärung des Bundeskanzlers 
und der Bundesregierung zu diesem Beschluß wird 
durch die Entschlossenheit der Bundesregierung be-
stimmt, diesen Beschluß in seinen beiden Elemen-
ten konsequent zu verwirklichen. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage des Kolle-
gen Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
wenn das richtig ist, was Sie soeben gesagt haben, ist 
es dann nicht außergewöhnlich merkwürdig, daß die 
hier im Plenarsaal anwesenden Bundesminister 
Hauff und Staatsminister Huonker die Möglichkeit, 
eine Zusatzfrage zu stellen, obwohl wir schon fast 
eine halbe Stunde über die Dinge debattieren, bis zu 
diesem Augenblick nicht genutzt haben, um ihre 
Haltung eindeutig klarzustellen und auch das zu un-
terstreichen, was Sie hier gesagt haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, da 
die Haltung des Bundeskabinetts und damit auch 
der Kollegen, die Sie eben genannt haben, eindeutig 
ist, wollten die Kollegen sicherlich nicht 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Zweideutig!) 

Ihr Recht auf zahlreiche Zusatzfragen, Herr Kollege, 
einschränken. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Ein- 
deutig zweideutig! — Beifall bei der SPD 
und der FDP — Abg. Jäger [Wangen] [CDU/ 

CSU] meldet sich zu einer Zusatzfrage) 
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Vizepräsident Leber: Herr Kollege Jäger, Sie haben 
nur das Recht zu einer Zusatzfrage zu dieser Frage. 
Sie sind nicht der Fragesteller. Zu einer weiteren Zu-
satzfrage hat der Kollege Horn das Wort. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Doch! Ent- 
schuldigen Sie, Herr Präsident! Ich bin der 

Fragesteller!) 

— Entschuldigung! Bitte sehr. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
wäre es denn dann nicht besser gewesen, die Bun-
desregierung hätte, um jeden Zweifel an ihrer 
Glaubwürdigkeit in dieser Angelegenheit, die j a für 
das internationale Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland von äußerster Wichtigkeit ist, auszu-
schließen, einen der hier betroffenen Herren Bun-
desminister gebeten, die Fragen namens der Bun-
desregierung hier selber zu beantworten? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Aber, Herr Kolle-
ge, wir haben doch eine Geschäftsordnung. Nach der 
Geschäftsordnung beantwortet das Auswärtige Amt 
diese Fragen. Wie Sie wissen, ist dies in der Regel 
dann meine Aufgabe bzw. die Aufgabe meiner Kolle-
gin Hamm-Brücher. Also habe ich die Fragen hier 
beantwortet. Ich habe sie klar beantwortet und, 
glaube ich, zum vollen Verständnis des ganzen Hau-
ses. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Horn. 

Horn (SPD): Herr Staatsminister, da es heute üb-
lich geworden ist, hier mit Leitartikeln zu argumen-
tieren und deren Wertung einzubeziehen, frage ich 
Sie, ob Ihnen der Leitartikel der „Stuttgarter Nach-
richten" vom 23. März 1981 bekannt ist, der in die 
Quintessenz mündet: Letztlich hat sich im Landes-
vorstand die Haltung derer durchgesetzt, die auf der 
Linie der Bundesregierung liegen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Eine 
tolle Frage!) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
habe weder so herum 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Eine 
tolle Frage!) 

noch andersherum hier die Praxis, Leitartikel zu 
kommentieren. Aber ich habe j a vorhin schon 
etwas 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Eine 
prima Frage!) 

hinsichtlich der Bedeutung und der Rolle von Jour-
nalisten gesagt. 

Vizepräsident Leber: Zu einer Zusatzfrage der Kol-
lege von der Heydt. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/CSU): 
Herr Staatsminister, da Sie doch nun durch diese 
Debatte feststellen, daß offenbar in der Öffentlich-
keit ungute Zweifel an der Einheitlichkeit der Mei-
nung des Kabinetts bestehen, frage ich Sie: Halten 

Sie es nicht für richtig, daß die Bundesregierung, der 
Bundeskanzler und die betroffenen Minister auffor-
dert, selber eine öffentliche Klarstellung abzugeben, 
die jeden Zweifel beseitigt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Aber, Herr Kolle-
ge, es besteht doch überhaupt kein Zweifel an der 
Position der Kollegen im Kabinett. Warum sollte es 
dazu einer zusätzlichen Erklärung bedürfen? Herr 
Kollege, wenn ich eines sagen darf: 

(Dr. Ehmke [SPD]: Weil ihnen nichts ande- 
res einfällt!) 

Wenn wir jeden Zweifel, den die Opposition an der 
Bundesregierung äußert, immer dazu nutzen woll-
ten, zusätzliche Erklärungen abzugeben, könnten 
wir den ganzen Tag nur Erklärungen abgeben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Opposition sieht ihre Aufgabe offenbar darin, 
Zweifel an der Bundesregierung zu säen. Also bleibt 
nichts anderes übrig, als daß wir darauf in den Fra-
gestunden antworten, wie sich das gehört — aber 
nicht durch ständig neue Erklärungen. 

Vizepräsident Leber: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Kollege Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Nachdem der Herr Kollege 
Horn freundlicherweise die „Stuttgarter Nachrich-
ten" zitiert hat, frage ich Sie, ob Sie die Feststellung 
der „Stuttgarter Nachrichten" teilen können, wo-
nach die SPD sich derzeit als ein Club von Streithäh-
nen und Haarspaltern präsentiert, so daß nur noch 
die Experten der Partei überblicken, worin sich etwa 
Nachrüstungsbeschluß des SPD-Landesvorstands, 
Nachrüstungsbeschluß des SPD-Bundesvorstands, 
Fünf-Punkte-Erklärung der SPD, SPD-Bundespar-
teitagsbeschluß vom Dezember 1979 und Erklärun-
gen der Bundesregierung vom Februar 1981 ähneln 
und wodurch sie sich unterscheiden, und ob Sie 
nicht das Zitat der „Südwestpresse" für richtig hal-
ten: Die Wahrheit ist natürlich anders. Die vier Mini-
ster haben sich zu Hause nicht getraut, gegen einen 
Beschluß zu stimmen, den sie eigentlich nicht ver-
treten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Keine Vorlesestunde! Fragestunde!) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Wörner, ich habe meinen Respekt vor den Journali-
sten vorhin zum Ausdruck gebracht. Ich teile nicht 
die Auffassung derer, die meinen, sie seien alle auf 
den Kopf gefallen. Journalisten haben aber unter-
schiedliche Auffassungen. Ich habe diese hier nicht 
zu kommentieren. Von der Vielfältigkeit der Mei-
nungen in unserem Land lebt unsere Demokratie. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Dr. Mertes zu ei-
ner Zusatzfrage. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Staats-
minister, teilen Sie meine Auffassung, daß der deut-
sche Wähler am 5. Oktober nicht nur eine Posten-
mehrheit wählen wollte, sondern auch eine Sach- 
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Dr. Mertes (Gerolstein) 
mehrheit, und daß es gut ist, wenn die Opposition die 
Bundesregierung dazu zwingt, sich von den großen 
Minderheiten der SPD in zentralen Fragen der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik abzusetzen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
einmal teile ich Ihre Auffassung, daß es gut ist, daß 
Sie weiter in der Opposition sind — wenn ich mir 
diese Bemerkung erlauben darf. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Aber darüber hinaus teile ich auch die Auffassung, 
daß es gut ist, daß die Opposition die Bundesregie-
rung herausfordert. Die Bundesregierung wird in ih-
rer Geschlossenheit, Herr Kollege, diese Herausfor-
derung sicherlich erfolgreich bestehen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Wir 
werden sehen!) 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
das Wort zu weiteren Fragen wird nicht ge-
wünscht. 

Ich bitte um Nachsicht, meine Damen und Herren. 
Es ist gar nicht einfach, wenn ein Fragesteller in ei-
ner geschickten Weise mit einer Frage eine kleine 
Vorlesung verbindet, zu beurteilen, ob die Vorlesung 
noch zur Erläuterung der Frage dient oder ob es tat-
sächlich eine Vorlesung wird. Das ist eine Frage der 
Zeit. Ich verstehe, wenn dagegen Einspruch einge-
legt wird, je nachdem, von welcher Seite das 
kommt. 

Wir haben für 14.30 Uhr die Aktuelle Stunde vor-
gesehen. Dieser Zeitpunkt ist noch nicht genau er-
reicht. Es ist erst 14.25 Uhr. Eigentlich müßte ich 
jetzt, wenn ich mich förmlich korrekt an die Abma-
chung halte, noch eine Frage an den Bundesminister 
für Arbeit aufrufen und sie beantworten lassen und 
dann um 14.30 Uhr die Aktuelle Stunde aufrufen. — 
Ich sehe, dagegen gibt es keinen Widerspruch. Ich 
möchte dann gern so verfahren, weil ich annehme, 
daß sich einige Teilnehmer an der Aktuellen Stunde 
an die vorgesehene Zeit für den Beginn der Aktuel-
len Stunde halten werden. 

Ich rufe daher die Fragen 53 und 54 des Herrn Ab-
geordneten Stutzer auf. 

(Zurufe: Er ist nicht da!) 

— Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 

Dann rufe ich die Frage 55 der Frau Abgeordneten 
Zutt auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesanstalt für Arbeit in ihrem Programm zur 
Förderung Behinderter am Arbeitsplatz nur Zuschüsse für Behinder-
tenarbeitsplätze in Werkstätten gewährt, nicht aber für solche in der 
Landwirtschaft? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Frau Kollegin, 
wenn Sie gestatten, würde ich die Fragen 55 und 56 
gerne gemeinsam beantworten. 

Frau Zutt (SPD): Ja. 

Vizepräsident Leber: Ich rufe auch die Frage 56 der 
Frau Abgeordneten Zutt auf: 

Hält es die Bundesregierung nicht für erforderlich, Zuschüsse auch 
für Behindertenarbeitsplätze in der Landwirtschaft zu geben, da es sich 
gezeigt hat, daß gerade für geistig Behinderte Arbeiten in der Landwirt-
schaft geeignet sind? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Der Präsident der 
Bundesanstalt für Arbeit hat zu den von Ihnen ge-
stellten Fragen mitgeteilt, die Bundesanstalt leiste 
Zuschüsse zur Förderung Behinderter auch bei Ar-
beitsplätzen in der Landwirtschaft. Soweit die För-
derungsvoraussetzungen im Einzelfall erfüllt sind, 
gelte dies für entsprechende Zuschüsse sowohl im 
Rahmen der beruflichen Rehabilitation als auch im 
Rahmen des 3. Sonderprogramms des Bundes und 
der Länder zur verstärkten Bereitstellung von Ar-
beits- und Ausbildungsplätzen für Schwerbehinder-
te. Bei Werkstätten für Behinderte erstreckt sich die 
Förderung der Bundesanstalt für Arbeit jedoch aus-
schließlich auf Maßnahmen im Eingangsverfahren 
sowie im Arbeitstrainingsbereich. Nach § 58 Abs. 1 
Satz 4 des Arbeitsförderungsgesetzes ist eine Förde-
rung im Arbeitsbereich der Werkstätten für Behin-
derte nicht möglich. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Frau Kolle-
gin Zutt. 

Frau Zutt (SPD): Heißt das, daß Behindertenar-
beitsplätze auch außerhalb von Werkstätten aus-
drücklich für den Bereich Landwirtschaft gefördert 
werden? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Es gibt überhaupt 
keinen Grund, warum geeignete Arbeitsplätze für 
Behinderte im landwirtschaftlichen Bereich nicht 
gefördert werden sollten. Wir freuen uns über jeden 
behindertengerechten Arbeitsplatz. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Kollegin Zutt. 

Frau Zutt (SPD): Gibt es besondere Kriterien für 
die Eignung dieser Arbeitsplätze? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
besonderen Kriterien müssen natürlich, wenn dafür 
eine Bezuschussung erforderlich ist, vom Arbeits-
amt ermittelt werden. Es kommt natürlich darauf 
an, ob es sich um einen geeigneten und um einen 
Dauerarbeitsplatz handelt. Selbstverständlich muß 
auch geprüft werden, ob bei dem Begehren vielleicht 
mehr das Geld und weniger die Arbeit im Vorder-
grund gesehen wird; all das ist natürlich zu beach-
ten. Ich muß Ihnen aber sagen, daß wir grundsätz-
lich daran interessiert sind, auch Arbeitsplätze in 
der Landwirtschaft zu fördern. 

Vizepräsident Leber: Keine weiteren Zusatzfra-
gen? — Dann rufe ich die Frage 57 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Lammert auf: 

Sieht die Bundesregierung die Ungleichbehandlung von Männern 
und Frauen in der Rentenversicherung bezüglich des vorgezogenen Al-
tersruhegeldes mit 60 Jahren, insofern als Männer dies nur nach nach-
gewiesener einjähriger Arbeitslosigkeit in Anspruch nehmen können, 
Frauen dagegen vom ersten Tag der Arbeitslosigkeit an, als gerechtfer-
tigt an, und wenn ja, aus welchen Gründen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lam-
mert, bei der Leistung des vorgezogenen Altersruhe-
geldes wegen Arbeitslosigkeit gibt es keine Un- 
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Parl. Staatssekretär Buschfort 
gleichbehandlung von Männern und Frauen; viel-
mehr wird dieses vorgezogene Altersruhegeld ohne 
Unterschied des Geschlechts immer dann geleistet, 
wenn der oder die arbeitslose Versicherte das 60. Le-
bensjahr vollendet hat, in den letzten eineinhalb 
Jahren mindestens 52 Wochen arbeitslos war und 
die Wartezeit von 15 Jahren an Versicherungszeiten 
erfüllt hat. 

Allerdings können Frauen unter bestimmten Vor-
aussetzungen auch ohne Arbeitslosigkeit das vorge-
zogene Altersruhegeld von der Vollendung des 60. 
Lebensjahres an in Anspruch nehmen. Dieses be-
sondere Altersruhegeld für Frauen ist im Jahre 1957 
eingeführt worden. Der Gesetzgeber wollte hiermit 
vor allem der Doppelbelastung der erwerbstätigen 
Frauen durch Haushaltsführung und Erwerbstätig-
keit Rechnung tragen. Diese Motivation hat trotz 
der zwischenzeitlichen Veränderung der Stellung 
der Frauen in Familie und Gesellschaft und des Rol-
lenverständnisses von Männern und Frauen auch 
heute noch Gewicht. Die Bundesregierung teilt da-
her nicht die Bedenken, die hier und da gegen die 
Vereinbarkeit dieser Regelung mit dem Grundsatz 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau erho-
ben werden. 

Vizepräsident Leber: Eine Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Lammert. 

Dr. Lammert  (CDU/CSU): Teilt die Bundesregie-
rung meine Auffassung, daß die gegenwärtige Rege-
lung mindestens insofern unbefriedigend und viel-
leicht sogar unwürdig ist, als sie 59jährige Arbeits-
lose dazu zwingt, in regelmäßigen Abständen bei 
den Arbeitsämtern den Eindruck zu erwecken, sie 
stünden für eine weitere Vermittlung zur Verfügung, 
und die zuständigen Sachbearbeiter des Arbeitsam-
tes ebenfalls dazu zwingt, den Eindruck zu vermit-
teln, daß sie tatsächlich von einer solchen Vermitt-
lungabsicht ausgingen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
teile Ihre Auffassung insofern, daß wir genau wis-
sen, daß ein Teil der 59jährigen und älteren Arbeits-
losen nicht auf die Arbeit, sondern auf das vorgezo-
gene Altersruhegeld warten. Ich will hinzufügen, 
daß ich Ihre Auffassung insofern nicht teile, daß hier 
ein Unterschied zwischen Frauen und Männern ge-
macht wird. In beiden Fällen haben wir es mit einer 
gleichwertigen Behandlung zu tun. 

Vizepräsident Leber: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Lammert. 

Dr. Lammert  (CDU/CSU): Sieht die Bundesregie-
rung Möglichkeiten, den Teil des Problems, den sie 
soeben bestätigt haben, in absehbarer Zeit zugun-
sten befriedigender Regelungen zu verändern? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die-
ses Problem ist nur zu lösen, wenn wir entweder im 
Bereich der Arbeitslosenversicherung für diese Fra-
gen mehr Geld zur Verfügung hätten, um großzügi-
ger zu sein, oder, wenn wir dies nicht durch die Ar-
beitslosenversicherung regulieren wollen, mehr 
Geld in der Rentenversicherung hätten, um auf die  

vorgezogene Bezahlung durch das Arbeitsamt ver-
zichten zu können. Ich stimme Ihnen insofern zu, 
daß wir Veranlassung haben, über diese Fragen 
nachzudenken. Sicherlich wird dem Deutschen Bun-
destag gemeinsam mit der Regierung in absehbarer 
Zeit eine bessere Regelung einfallen. 

Vizepräsident Leber: Keine weitere Zusatzfrage. 
Damit ist die Frage 57 beantwortet. 

Die Frage 58 aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Arbeit und Sozialordnung wird in 
der nächsten Fragestunde beantwortet werden. 

Es ist Einvernehmen darüber erzielt worden, daß 
wir um 14.30 Uhr in eine 

Aktuelle Stunde 

eintreten. Auf Grund dieser interfraktionellen Ver-
einbarung soll sich die Aktuelle Stunde mit den Fra-
gen befassen, die zu den Fragen 79 bis 83 gestellt 
worden sind. 

Ich eröffne die Aussprache in der Aktuellen 
Stunde und erteile als erstem Redner das Wort dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Diese Aktuelle 
Stunde ist notwendig geworden, weil die Verwirrung 
über die Politik der Bundesregierung und der sie tra-
genden Parteien in einer Existenzfrage unserer Si-
cherheit der deutschen Politik nach innen wie nach 
außen schwersten Schaden zufügt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie schadet uns bei unseren Verbündeten, und sie 
schadet uns im Umgang mit der Sowjetunion. Wie 
soll der Bundesaußenminister in Moskau eigentlich 
auftreten, wenn Sie ihm täglich in den Rücken fallen 
und die klare und eindeutige Entscheidung der 
NATO in Frage stellen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es vergeht buchstäblich kein Tag, an dem nicht ir-
gendeiner aus SPD und FDP die Position seiner ei-
genen Regierung in Frage stellt. Gestern abend tat 
dies Herr Borm von der FDP. Heute flattert uns die 
Nachricht auf den Tisch, daß der Kollege Hansen 
von der SPD ausgerechnet über einen sowjetischen 
Korrespondenten den Herrn Bundeskanzler auffor-
dert, das Moratorium nun endlich zu akzeptieren. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, das ist u. a. das Ergebnis Ih-
rer Überlebensstrategie Ihrer eigenen Partei gegen-
über, die laufend und seit Jahren Formelkompro-
misse mit Führung verwechselt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie wollen Sie denn gerade die kritischen jungen 
Leute, wie wollen Sie unsere Bevölkerung von der 
Notwendigkeit des Nachrüstungsbeschlusses über-
zeugen, wenn immer mehr Teile der SPD inzwi-
schen den Eindruck erwecken, die Amerikaner seien 
an der Entwicklung schuld und nicht etwa die So-
wjets? 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 28. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 1. April 1981 	1349 

Dr. Wörner 
Der Kollege Scheer von der SPD spricht von politi-

schen Irrläufern in Washington. Im Beschluß der 
SPD Baden-Württemberg wird mit keinem Wort von 
der Tatsache geredet, daß es die neuen und gefährli-
chen Raketen der Sowjets sind, die unseren Frieden 
bedrohen und die uns zur Nachrüstung zwingen. 
Uns allen, die wir hier in diesem Parlament sitzen, 
wäre es doch tausendmal lieber, wir bräuchten diese 
Waffen nicht. Die Sowjetunion hat es doch in der 
Hand, die Nachrüstung zu verhindern. Sie brauchte 
nur alle gegen uns in Stellung gebrachten Raketen 
abzuschaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Statt dessen, Herr Bundeskanzler und die Mini-
ster Hauff, Offergeld, Huonker und wie sie alle hei-
ßen, wird von der SPD Baden-Württemberg unter Ih-
rer Zustimmung gefragt, ob die Geschäftsgrundlage 
des Doppelbeschlusses noch trage. Dies geschieht 
nicht etwa, wie man sich hätte denken können, we-
gen des Einmarschs der Sowjets seit dem Berliner 
Parteitag der SPD, sondern wegen der Haltung der 
Amerikaner. Diese Doppelbödigkeit muß doch end-
lich aufhören, damit muß Schluß sein. Sie können 
doch nicht den einen Teil Ihrer Minister nach Wa-
shington schicken, um dort Treueschwüre ablegen 
zu lassen, und die anderen machen zu Hause fröh-
lich in Antiamerikanismus. Das geht so nicht 
mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die „Frankfurter Neue Presse" hat völlig recht, 
wenn sie schreibt: 

Nicht Eppler, wie der Bundeskanzler in der letz-
ten Vorstandssitzung erregt ausgerufen hat, ist 
der große Unruhestifter in der Partei, es ist viel-
mehr die Zaghaftigkeit der Führung, durch die 
eine antiamerikanische Strömung begünstigt 
wird. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sehr wahr!—Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Genau das ist es. Die Bundesregierung hat doch den 
Doppelbeschluß der NATO unterschrieben. Wir von 
der CDU/CSU haben ihm zugestimmt. Dabei bleiben 
wir, Herr Bundeskanzler, Herr Außenminister, im 
Unterschied zu Teilen Ihrer eigenen Koalition. 

Uns hat doch genau wie Sie nur eine einzige Sorge 
geleitet: die Sorge um den Frieden und den Schutz 
der Freiheit der Deutschen in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für uns sind beide Teile dieses Beschlusses gleich-
wertig. Wir wollen verhandeln, j a, wir wollen abrü-
sten, gleichgewichtig und kontrolliert. 

Wer allerdings an Verhandlungen nicht nur als 
Selbstzweck interessiert ist, sondern wer konkrete 
Abrüstungsergebnisse haben will — die wollen wir 
doch alle —, der muß diese Verhandlungen sorgfäl-
tig vorbereiten, der muß im Bündnis konsultieren, 
der muß sie mit dem neuen zu erwartenden SALT-
Konzept der Amerikaner abstimmen. Aber der darf 
vor allen Dingen keinen Zweifel am festen Willen 
des Westens aufkommen lassen, das Gleichgewicht 
wiederherzustellen, und das heißt nachzurüsten, 

wenn erforderlich. Das ist die entscheidende Frage, 
wenn man Verhandlungen zum Erfolg bringen 
will. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Dr. Wörner, wir 
müssen bei der Aktuellen Stunde besonders auf die 
Zeiten achten. Ihre Redezeit von fünf Minuten ist ab-
gelaufen. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Deswegen sage ich zum 
Schluß, Herr Präsident, da ich ohnehin schließen 
wollte: Die Bürger unseres Landes haben Anspruch 
auf Klarheit. Darum fordern wir den Bundeskanzler 
auf, endlich Klarheit, Stetigkeit und Glaubwürdig-
keit in seiner Politik und der seiner Partei wieder-
herzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat Herr 
Abgeordneter Dr. Ehmke das Wort. 

Dr. Ehmke (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Dem Doppelbeschluß der NATO vom 
Dezember 1979 kommt für unsere Politik der Frie-
denssicherung zentrale Bedeutung zu: für die Auf-
rechterhaltung der Abschreckungsfähigkeit der 
NATO, für die Rüstungskontrollpolitik und für die 
zunehmend engagierte Diskussion über Rüstung 
und Abrüstung. Der Beschluß eignet sich daher 
nicht für parteipolitische Polemik, Herr Kollege 
Wörner. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Mertes 
[Gerolstein] [CDU/CSU]: Der Witz des Ta- 
ges! — Dr. Barzel [CDU/CSU]: Ein Selbst- 

tor, Herr Ehmke!) 

Daß der Beschluß Gegenstand der öffentlichen 
Diskussion geworden ist, ist in der Demokratie et-
was Selbstverständliches. Es kann auch nicht über-
raschen, daß diese Diskussion um den Beschluß mit 
einer Diskussion über Abschreckungs- und Verteidi-
gungsstrategien sowie mit der Erörterung der Frage 
verbunden wird, unter welchen Voraussetzungen im 
Atomwaffenzeitalter Gewaltandrohung und Gewalt-
anwendung überhaupt noch zu rechtfertigen sind. 

Je offener eine politische Partei für diese gesell-
schaftliche Diskussion ist, um so mehr wird sich 
diese Diskussion in ihr selbst widerspiegeln. Das ist 
in der SPD in der Tat der Fall. Man geht aber wohl 
auch nicht fehl in der Annahme, verehrte Kollegen 
von der Opposition, daß diese Fragen und Strömun-
gen, die ihren Ursprung vor allem auch im Bereich 
der christlichen Kirchen haben, eines Tages auch 
noch die Parteien erreichen werden, die das große C 
in ihrem Parteinamen führen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Die SPD war übrigens die einzige Partei, die diese 
Diskussion schon vor dem NATO-Beschluß geführt 
hat. Der Beschluß ihres Berliner Parteitages war für 
das Zustandekommen der NATO-Entscheidung von 
ausschlaggebender Bedeutung. Daß die Diskussion 
über diesen Beschluß innerhalb und außerhalb der 
SPD weitergeht, unterscheidet uns u. a. von der So- 
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Dr. Ehmke 
wjetunion, in der die Menschen nicht die geringste 
Möglichkeit der Mitsprache darüber, ob Atomrake-
ten aufgestellt werden oder nicht, hatten und ha-
ben. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sagen Sie doch ein- 
mal positiv etwas zu dem Beschluß, Herr 
Ehmke! Legen Sie sich doch einmal fest!) 

— Es wäre gut, wenn Sie zuhörten, Kollege Barzel! 

Die Gründe für den Beschluß des Berliner SPD-
Parteitages haben sich inzwischen verstärkt und 
nicht etwa abgeschwächt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das 
merkt man an Herrn Eppler!) 

Die Lage zwischen den Großmächten ist klar: Die 
Sowjetunion verfügt über eine erhebliche Überle-
genheit im Bereich der Mittelstreckenraketen, und 
diese Überlegenheit wird für die Europäer um so 
drängender, je mehr sich im strategischen Bereich 
das Verhältnis der Großmächte der Parität nähert, 
wenn auch in bezug auf atomare Sprengköpfe noch 
eine Überlegenheit der Amerikaner gegeben ist. 

Diese Situation zuungunsten Westeuropas hat die 
Sowjetunion durch die Produktion und die Installie-
rung moderner, zielgenauer Raketen von Typ SS 20 
drastisch verschärft. Die Sowjetunion hat heute 
praktisch eine SS 20-Erstschlagskapazität gegen-
über allen nuklearen Mittelstreckensystemen in 
Westeuropa, d. h. sie hat die Fähigkeit, Flugzeuge 
und Raketen einschließlich ihrer Kommandozentra-
len in Westeuropa ohne Vorwarnzeit auf einen 
Schlag auszuschalten und damit die amerikanische 
Führung vor die Entscheidung über einen interkon-
tinentalen nuklearen Schlagabtausch zu stellen. 

Daher waren es auch die Europäer und nicht die 
Amerikaner, die als erste gefordert haben, daß die 
Sowjetunion diese Mittelstreckenraketenrüstung 
rückgängig mache oder aber daß der Westen durch 
die Aufstellung mobiler Mittelstreckensysteme die 
durch die sowjetische SS 20-Rüstung in der Ab-
schreckungsskala des Westens eingetretene Lücke 
wieder schließe. Diesem Ziel dient der erste Teil des 
NATO-Beschlusses vom Dezember 1979, der im übri-
gen diese Frage der Mittelstreckenwaffen zu Recht 
in den Zusammenhang des militärischen Gesamt-
gleichgewichts zwischen den Supermächten stellt. 

Gleichzeitig bietet der NATO-Beschluß der So-
wjetunion Verhandlungen darüber an, das für den 
Frieden und die Sicherheit beider Seiten erforderli-
che Gleichgewicht nicht durch eine westliche Nach-
rüstung, sondern durch eine Rücknahme der östli-
chen Vorrüstung zu erreichen. Denn darüber, meine 
Damen und Herren, besteht zwischen Befürwortern 
und Kritikern des NATO-Beschlusses Übereinstim-
mung: Da in Europa bereits heute gewaltige Nukle-
arwaffenarsenale lagern, muß alles darangesetzt 
werden, das beiderseitige Niveau der Rüstung zu 
senken, statt es weiter zu erhöhen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Die Kritiker des NATO-Beschlusses machen es 
sich aber zu leicht, wenn sie gegenüber der massiven 
sowjetischen Vorrüstung im Mittelstreckenbereich 
einfach für einen Verzicht des Westens auf Nachrü

-

stung plädieren. Die Geschichte lehrt, daß Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung selbst bei Bestehen eines 
militärischen Gleichgewichts schwer, bei Fehlen ei-
nes militärischen Gleichgewichts überhaupt nicht 
zu erreichen sind. Auch die Hoffnung, daß einseitige 
Rüstungsverzichte des Westens solche des Ost-
blocks nach sich ziehen werden, wird durch die ge-
schichtliche Erfahrung nicht belegt; im Gegenteil. 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Ehmke, ich ma-
che Sie darauf aufmerksam, daß Ihre Redezeit abge-
laufen ist. 

Dr. Ehmke (SPD): Die Sowjetunion hat sehr viel 
Zeit verstreichen lassen, bis sie auf den Westen 
überhaupt geantwortet hat. Sie hat aber jetzt, nach 
dem Wahlsieg von Reagan, ihre Verhandlungsbe-
reitschaft noch einmal unterstrichen. Der geschicht-
liche Ablauf zeigt, daß das Festhalten am NATO-Be-
schluß gegenüber dem Osten eine Voraussetzung 
dafür ist, daß man die Sowjetunion zu Verhandlun-
gen und in den Verhandlungen zu für den Westen 
akzeptablen Ergebnissen bewegen kann. 

Für den Westen gilt das gleiche: Das Festhalten an 
dem Beschluß ist Voraussetzung für die Fortsetzung 
einer Politik, die ein militärisches Gleichgewicht auf 
möglichst niedrigem Niveau der beiderseitigen Rü-
stung erreichen will. 

Die SPD-Bundestagsfraktion bestärkt daher die 
Bundesregierung in ihrem Festhalten am NATO-Be-
schluß. Ihre guten Wünsche begleiten den Außenmi-
nister, der diese Position in den nächsten Tagen in 
Moskau noch einmal darlegen und erläutern wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat Herr 
Abgeordneter Möllemann das Wort. 

Möllemann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Oberstes Ziel deutscher 
Außen- und Sicherheitspolitik sind Wahrung und Si-
cherung von Frieden und Freiheit. Dieses Ziel ver-
folgen wir im westlichen Bündnis sowohl durch aus-
reichende Verteidigungsanstrengungen als auch 
durch Dialog und Zusammenarbeit mit allen Staa-
ten. Dieser Dialog ist mit den Staaten Osteuropas be-
sonders notwendig, um die Auswirkungen von Span-
nungen einzugrenzen und ihre Ursachen abzu-
bauen. 

Diese Friedenspolitik war bislang erfolgreich. Wir 
haben in Zentraleuropa seit 35 Jahren keinen Krieg; 
im gleichen Zeitraum gab es weltweit mehr als 
120 Kriege. Nach unserer Überzeugung ist ein unge-
fähres Gleichgewicht der Kräfte zwischen Ost und 
West eine wesentliche Voraussetzung für die Erhal-
tung des Friedens. Dieses Gleichgewicht wollen wir, 
wo es gegeben ist, erhalten und dort, wo es nicht oder 
nicht mehr existiert, schaffen, nach Möglichkeit 
durch Rüstungskontrollvereinbarungen, wenn nö-
tig, durch eigene Verteidigungsanstrengungen. 

Ziel ist es, durch Verhandlungen mit dem War-
schauer Pakt zu einem Gleichgewicht auf möglichst 
niedriger Ebene zu gelangen. 
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Möllemann 
Der Bundeskanzler hat in einer wichtigen Rede 

1977 darauf hingewiesen, daß sich eine für das 
Gleichgewicht und damit für den Frieden gefährli-
che Entwicklung ergeben hat. Während nämlich im 
Bereich der strategischen Waffen Gleichstand er-
reicht wurde — nicht zuletzt durch die SALT-Ver-
träge —, hat die Sowjetunion im Bereich Zentraleu-
ropas ein gigantisches Mittelstreckenpotential auf-
gebaut, das Ungleichgewicht geschaffen hat und da-
mit den Frieden bedroht. Der Bundeskanzler und 
der Außenminister haben die Sowjetunion immer 
wieder aufgefordert, diese Entwicklung zu stoppen, 
weil sie eben den Frieden und das Gleichgewicht ge-
fährdet. Nachdem aber zwei Jahre lang nicht nur 
keine Reaktion auf diese Rede des Bundeskanzlers 
in London erfolgte, 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

sondern noch weitere SS 20 aufgestellt wurden, traf 
die NATO die Entscheidung, sowohl durch Verhand-
lungen als auch durch eigene Produktion das Un-
gleichgewicht auszugleichen. 

Die FDP hat sich im übrigen, Herr Kollege Ehm-
ke, ebenso wie Ihre Partei auf dem Bundesparteitag 
in Freiburg voll hinter diesen Beschluß gestellt, und 
zwar in beiden Elementen. 

So wie der Bundeskanzler und der Bundesaußen-
minister für das Zustandekommen des Nachrü-
stungsteils des Beschlusses verantwortlich waren, 
so haben sie auch mit ihrer Moskau-Reise den Dia-
log, der notwendig war, wieder in Gang gebracht. 
Das war nicht einfach; denn Sie wissen, daß die So-
wjetunion nicht verhandeln wollte. 

Wie ist nun der Stand heute? Die Sowjetunion hat 
seit dem Beschluß und dem Verhandlungsangebot 
von 1979 Woche für Woche weitere neue Raketensy-
steme aufgestellt. Das Verhältnis an Sprengköpfen 
bei den hier diskutierten Systemen der sogenannten 
LRTNF beträgt heute etwa 1 500 Sprengköpfe auf 
östlicher Seite zu 18 auf westlicher Seite. Nicht der 
Westen gefährdet hier also jemanden oder rüstet 
auf; die Appelle müssen an die Sowjetunion gehen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Die NATO hat gestern in der Abrüstungsspezial-
gruppe, die für diese Fragen zuständig ist, einstim-
mig beschlossen, daß man die Verhandlungen mit 
der Sowjetunion aktiv vorantreiben will, um jede 
Chance zu nutzen. Es gibt in dieser Frage keinen 
Dissens mit unseren amerikanischen Freunden und 
Partnern. Wir sollten diesen Dissens auch nicht her-
beireden. 

(Kolb [CDU/CSU]: Aber mit Herrn 
Hirsch!) 

Die Verhandlungen sind, wie gesagt, durch die 
Reise Schmidt/Genscher nach Moskau in Gang ge-
kommen. Wir hoffen sehr, daß Hans-Dietrich Gen-
scher bei seiner morgen beginnenden Reise nach 
Moskau die politischen Führer der Sowjetunion 
überzeugen kann, daß es jetzt an ihnen liegt, ihre 
Vorrüstung im Bereich der Mittelstreckenraketen 
einzustellen und mit uns in konkrete, konstruktive 
Verhandlungen einzutreten. 

Gestützt auf alle Bündnispartner, gestützt auf alle 
Fraktionen des Bundestages können Sie, Herr 
Außenminister, Ihren sowjetischen Gesprächspart-
nern besonders glaubwürdig erklären, daß wir 
nichts anderes wollen als den Frieden, daß wir ent-
schlossen sind, das Notwendige zur Verteidigung 
von Frieden und Freiheit zu tun, daß wir bereit sind, 
im Dialog zu Vereinbarungen zu kommen, die das 
Ungleichgewicht abbauen. Nicht Propagandafeld-
züge und Ablenkungsmanöver sind jetzt gefragt, 
sondern konkrete Taten, die das Gleichgewicht und 
damit die Chancen für den Erhalt des Friedens wie-
derherstellen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so- 
wie bei Abgeordneten der SPD) 

Die FDP-Fraktion sichert Ihnen, Herr Bundes-
außenminister, und der Bundesregierung bei der 
Fortsetzung dieser verantwortungsbewußten und, 
wie wir sehen, bislang erfolgreichen Politik der Frie-
denssicherung ihre Unterstützung zu. Ihnen gelten 
für Ihre Gespräche die besten Erfolgswünsche. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Das Wort hat der Herr Bun-
deskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Abgeordnete Dr. Wörner 
hat, in seine traditionelle Rolle als Bote von Unheil 
schlüpfend, den Bundeskanzler in dieser Sache zur 
Stetigkeit gemahnt. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Herr Wörner, mich müssen Sie in dieser Sache nicht 
zur Stetigkeit mahnen. Ich habe vier Jahre lang, seit 
1977, meine Meinung nicht ändern müssen. Ich darf 
Sie aber an Ihre Rede in Santa Barbara erinnern, 
um darzutun, daß Sie Ihre Meinung mehrfach geän-
dert haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Da ich zur Sache reden will, möchte ich eine per-
sönliche Geschichte hier aus der Welt haben, die mir 
nur Anlaß zu sein scheint, aber nicht wirklich der 
Kern der Auseinandersetzung. Ich habe zu keinem 
Zeitpunkt einen Anlaß gehabt, mich zu fragen, ob 
mein Vertrauen in die drei hier mehrfach genannten 
Bundesministerkollegen im Kabinett und den mehr-
fach genannten Staatsminister etwa zu revidieren 
sei, ganz im Gegenteil. Zu keinem Zeitpunkt habe 
ich einen Zweifel gehabt. Ich will das hier ausdrück-
lich sagen. Die Herren stehen voll auf dem Boden 
der Politik der Bundesregierung. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Das ist doch Ver-
balakrobatik!) 

Und ich sage das auch im Namen dieser vier betrof-
fenen Kollegen — wozu sie mich ausdrücklich er-
mächtigt haben —, 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Dr. Barzel [CDU/CSU]: Ver-
balakrobatik! — Graf Huyn [CDU/CSU]: 
Für wen können Sie denn überhaupt noch 

sprechen?) 
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Bundeskanzler Schmidt 
— Herr Präsident, ich nehme an, daß diese Unter

-

brechung nicht meiner Redezeit zugerechnet wird  — 

(Unruhe  bei der CDU/CSU) 

wobei ich von mir aus einräume, daß ich, so sehr ich 
Verständnis dafür habe, daß, wenn an vielen Stellen 
über dieselben Sachen debattiert wird, am Schluß 
verschiedene Wortlaute herauskommen, gleichwohl 
gewünscht haben würde, daß Mißverständnisse, wie 
sie in jenen mehrfach hier genannten Beschluß hin-
eininterpretiert werden können, 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: „Werden können", 
sehr gut! Werden müssen, Herr Bundes

-

kanzler! Zwei Wahrheiten auf einmal! Das 
ist unerträglich! — Wehner [SPD]: Immer 

feste druff, Herr Barzel!) 

ob von links oder von rechts, besser hätten vermie-
den werden sollen. 

Im übrigen muß ich darauf aufmerksam machen, 
daß ich selbst die Sowjetunion und ihre Führer —
1978 gegenüber Herrn Breschnew persönlich, 1979 
gegenüber Herrn Kossygin, der leider inzwischen 
verstorben ist, 1980 erneut gegenüber Herrn Bresch-
new persönlich, zwischendurch persönlich gegen-
über Herrn Gromyko, darüber hinaus viele Male öf-
fentlich — immer wieder darauf hingewiesen habe, 
daß ihre Rüstung auf dem Felde von Backfire und 
SS 20, die sich gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land richtet, was von den sowjetischen Gesprächs-
partnern nicht abgestritten wird, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

so nicht hingenommen werden kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Deswegen haben 
sie sie auch verdoppelt!) 

Die Kommuniqués über die Unterhaltungen so-
wohl zwischen den Herren Genscher und Haig als 
auch zwischen den Herren Apel und Weinberger zei-
gen Ihnen, daß wir bis auf den heutigen Tag in die-
sen Dingen und in der Konzeption unserer gemein-
samen Gesamtverteidigung mit dem amerikani-
schen Verbündeten übereinstimmen. 

Nachdem es uns im vorigen Sommer gelungen 
war, die Sowjetunion zu überzeugen, daß sie über 
Mittelstreckenwaffen verhandeln muß, haben diese 
Gespräche zwischen den beiden Weltmächten im 
Oktober letzten Jahres begonnen. Ich habe über-
haupt keine Zweifel, daß sie in relativ naher Zukunft 
fortgesetzt werden. Daß eine neue Regierung in Wa-
shington Zeit braucht, sich auf solche Verhandlun-
gen einzustellen, halte ich für selbstverständlich; 
das wäre hier doch auch nicht anders. 

Sicherlich wird Herr Genscher noch das Wort neh-
men, um Ihnen zu berichten, mit welchem Ergebnis 
die von uns seinerzeit beantragte und initiierte Ab-
rüstungskommission der NATO, die sich mit der 
Verwirklichung der zweiten Hälfte des Doppel-
beschlusses beschäftigt, in den letzten Tagen getagt 
hat: mit einem Ergebnis, das alle europäischen 
Mächte einschließlich der beiden europäischen Nu-
klearmächte Frankreich und England genauso wie 
wir für nötig halten, nämlich, daß die zweite Hälfte 
dieses Doppelbeschlusses nun auch ernsthaft, d. h. 
nicht bloß theoretisch, sondern in der Verwirkli

-

chung angegangen wird. Das liegt in unserem strate-
gischen und im Friedensinteresse. 

Die zweite Hälfte dieses Beschlusses hat nicht den 
Zweck, die erste Hälfte psychologisch abzudecken, 
sondern sie ist Selbstzweck und genauso wichtig! 
Und damit sie erreicht wird, ist die erste Hälfte not-
wendig, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir sind in diesen Fragen mit allen europäischen 
Partnern einer Meinung. 

Ich will zu dem Stichwort sowjetischer Moratori-
umsvorschlag eins sagen: Nachdem die Sowjetunion 
inzwischen allein bei SS 20 über 200 Abschußge-
stelle mit Raketen installiert hat, würde selbst ein 
einseitiges Moratorium nur für die Sowjetunion 
meine tiefen Besorgnisse nicht verringern können. 
Selbst ein einseitiges Moratorium der Sowjetunion 
würde in der inzwischen von ihr selbst hergestellten 
Lage die Verhandlungen nur psychologisch erleich-
tern; nichts darüber hinaus. 

Die Sowjetunion muß andererseits auf die Bere-
chenbarkeit unserer Politik vertrauen können. Sie 
muß wissen, daß das, was wir gesagt haben, auf bei-
den Seiten gilt. Sie muß auch wissen, daß wir weiter-
hin bereit sind, mit ihr zu reden. Wir sind auch hierin 
mit dem amerikanischen und mit dem französischen 
Präsidenten, mit denen ich auch über diesen Punkt 
Anfang der Woche gesprochen habe, völlig einig: in 
dem Willen zum Dialog mit der Sowjetunion. Das se-
hen Sie j a an dem Besuch von Außenminister Gen-
scher in Moskau in den nächsten Tagen, der stattfin-
det, in einer nicht unkritischen Lage in einem we-
sentlichen Teil Europas. 

Was diesen Teil Europas angeht, will ich die Gele-
genheit nutzen, zu sagen: Wir werden auch weiter-
hin Hilfe für die Volksrepublik Polen leisten. Wir ha-
ben bisher von allen Staaten der Welt die größte 
Hilfe geleistet. Wir werden die Hilfe fortsetzen, weil 
unsere Interessen dabei mit auf dem Spiel stehen, 

(Beifall bei der SPD und der FDP und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

und wir wollen das so lange fortsetzen, wie dort we-
der Gewalt von innen noch Gewalt von außen geübt 
wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Im übrigen wird Herr Genscher sicher auch über 
andere Themen — auch über das TNF-Thema — mit 
der Sowjetunion sprechen, auch herausfinden müs-
sen, was mit den sowjetischen Andeutungen von 
vertrauensbildenden militärischen Maßnahmen im 
gesamten geographischen Bereich Europas gemeint 
sei, und über viele andere Punkte mehr. 

Er wird auch keinen Zweifel daran lassen, daß wir 
so wie 1980 auch 1981 und auch späterhin zum direk-
ten Dialog mit der Sowjetunion und ihrer Führung 
bereit sind. Dabei übernehmen wir uns nicht, und 
bilden uns nicht ein, daß Gespräche, die wir führen, 
an die Stelle der notwendigen Gespräche treten 
könnten, die zwischen den beiden Weltmächten ge-
führt werden müssen. 
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Bundeskanzler Schmidt 
Ich möchte dem Parlament versichern: Ich bin 

heute absolut sicher — genauso wie ich Ihnen vor 
Jahresfrist gesagt habe, ich sei sicher, daß die 
Sowjetunion ihre Weigerung aufgeben würde, über 
Mittelstreckenwaffen zu verhandeln —, daß es zur 
Fortsetzung der im vorigen Oktober begonnenen 
Verhandlungen über Begrenzung der Mittelstrek-
kenwaffen kommen wird, daß nicht auf die Wieder-
aufnahme von SALT-Verhandlungen gewartet wer-
den wird, wenngleich beides zum Schluß in einen 
Rahmen gegossen werden muß. Aber ich bin ebenso 
sicher: 

(Zuruf des Abg. Dr. Wörner [CDU/CSU]) 

Damit es zu diesen Verhandlungen und zu einem für 
uns, den Westen, akzeptablen Verhandlungsergeb-
nis kommt, ist es notwendig, an beiden Teilen des 
Doppelbeschlusses festzuhalten, und zwar nicht nur 
theoretisch, sondern die Verwirklichung beider 
Teile des Doppelbeschlusses tatkräftig in die Hand 
zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zum Schluß möchte ich noch einmal die ausdrück-
liche Übereinstimmung mit unserem engsten euro-
päischen Bündnispartner hervorheben. Sie werden 
das Kommuniqué des Treffens zwischen Präsident 
Giscard und mir vom Februar noch in Erinnerung 
haben, in dem wir gesagt haben: wir wollen keine 
militärische Überlegenheit, weder des Ostens noch 
des Westens, aber wir wollen auch keine militäri-
sche Unterlegenheit — des Westens nämlich — hin-
nehmen, sondern wir bauen auf die friedensbewah-
rende Funktion des Gleichgewichts. 

Wenn jemand — wie das heute in mehreren Län-
dern der Welt in der öffentlichen Debatte geschieht 
— Gleichgewicht prinzipiell als ungeeignet ablehnt 
und glaubt, er könne auf eigene, westliche Gegenge-
wichte verzichten, dann muß er wissen, daß er damit 
verzichtet auf das Zustandebringen auch nur des 
kleinsten gegenseitigen Rüstungsbegrenzungsver-
trages, der ohne das Gleichgewichtsprinzip über-
haupt nicht abgeschlossen werden kann — von kei-
ner Macht der Welt. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Bringen Sie es ih

-

nen nur bei!) 

Er muß außerdem wissen, daß, wer sich in einem 
Verzicht auf das Gleichgewichtsdenken einläßt, sich 
selbst der Fremdbestimmung ausliefert, die Freiheit 
der eigenen Seite aufs Spiel setzt. Ein einzelner 
kann für sich so entscheiden, aber man kann nicht, 
was die Freiheit anderer angeht, für sie selbst so mit 
entscheiden. Dafür gibt es nirgendwo eine Legitima-
tion. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Leber: Herr Bundeskanzler, darf ich 
Sie darauf aufmerksam machen, daß die nach den 
Regeln vorgesehene Redezeit von 10 Minuten abge-
laufen ist. Wenn Sie Ihre Rede fortsetzen — was Ih-
nen unbenommen bleibt —, eröffnen Sie damit die 
allgemeine Aussprache. 

Schmidt, Bundeskanzler: Ich möchte die Rede 
nicht fortsetzen, Herr Präsident. Gestatten Sie mir 
zwei Sätze am Schluß. 

Erstens. Ich habe viele Male gesagt und wiederho-
le: Gleichgewicht ist eine notwendige Voraussetzung 
für die Bewahrung des Friedens, aber allein reicht 
das nicht. Der Wille zum Frieden muß auch hinzu-
kommen. 

Zweitens möchte ich am Schluß sagen, daß zu 
dem, was hinzukommen muß, der Wille gehört, mit 
der anderen Seite zu reden, auf sie einzugehen und 
sie zu verstehen. Das ist der Zweck der Reise von 
Bundesminister Genscher morgen und übermorgen. 
Er nimmt eine Botschaft von mir an den sowje-
tischen Generalsekretär mit. Er wird mit ihm reden. 
Diese Gespräche dokumentieren den Dialogwillen 
der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat der 
Abgeordnete Dr. Mertes das Wort. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Herr Bundeskanz-
ler, zwei Schlüsselworte kennzeichnen Ihre Ausfüh-
rungen, das Wort „Berechenbarkeit" und das Wort 
„Gleichgewicht". Sie selbst werden aber dieser For-
derungen nicht gerecht. Die Berechenbarkeit der 
deutschen Außenpolitik leidet immer wieder darun-
ter, daß Sie — offensichtlich aus Rücksicht auf Ihre 
eigene Partei — in Doppelbödigkeiten und Mehrdeu-
tigkeiten ausweichen, die Sie dann hinterher müh-
sam reparieren müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich brauche nur an das zu erinnern, was Sie im 
Jahre 1979 zum Thema Moratorium gesagt haben 
und wie Sie sich dann hinterher kunstvoll korrigie-
ren mußten, aufgefordert durch die Opposition und 
den Bundesminister des Auswärtigen. Ich erinnere 
daran, wie Sie nach der letzten Breschnew-Rede zu-
nächst einmal in einer doppeldeutigen Weise positiv 
reagiert haben, während die CDU/CSU und der Au-
ßenminister nach ernsthafter Prüfung sofort eine 
klare Antwort gegeben haben. Ich erinnere daran, 
wie Ihre Ausführungen hier im Bundestag zu den 
Wiener Truppenabbauverhandlungen mehrfach 
dazu geführt haben, daß die Sowjetunion Sie miß-
verstanden hat und dann Gedanken von Ihnen — ich 
will Einzelheiten aus Zeitknappheit hier nicht darle-
gen — in Wien aufgegriffen und gesagt hat: Das ist 
doch ein Vorschlag des deutschen Bundeskanzlers 
— ein Vorschlag, der für den Westen unannehmbar 
ist. 

Sie kamen im Sommer 1980 aus Moskau und sag-
ten: „Wir haben als erste erfahren dürfen, daß die So-
wjetunion in künftigen Verhandlungen über das 
Mittelstreckenwaffen-Gleichgewicht in Europa die 
britischen und französischen Potentiale nicht mehr 
einbeziehen will." Hinterher erfahren die Amerika-
ner in Genf, daß dem gar nicht so ist, sondern daß 
Moskau nach wie vor die britischen und französi-
schen Potentiale mitzählen will. Herr Bundeskanz-
ler, diese Doppeldeutigkeit, diese Selbstüberschät- 
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zung schadet der Berechenbarkeit der deutschen 
Außenpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das zweite Schlüsselwort ist „Gleichgewicht". Wir 
teilen ja Ihre Auffassung von der Notwendigkeit des 
Gleichgewichts als Voraussetzung des Friedens. 
Aber ich finde, Sie haben nicht ein geschichtlich-po-
litisches, sondern ein rein militärisch-mechanisti-
sches Verständnis vom Gleichgewicht. Sie haben da-
her nicht die Möglichkeit, die Jugend darüber aufzu-
klären, daß der sogenannte Rüstungswettlauf in 
Wirklichkeit eine Folge des Mißbrauchs militäri-
scher Macht durch die Sowjetunion ist. Die Sowjet-
union benutzt militärische Macht eben nicht wie der 
Western nur zur Verteidigung ihrer eigenen Frei-
heit, sondern auch zur Unterdrückung und Bedro-
hung unbotmäßiger Bevölkerungen — siehe Polen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Sowjetunion benutzt militärische Macht und 
Übermacht darüber hinaus zum Aufbau eines politi-
schen Arsenals der Einschüchterung, des Druckes, 
der Drohung, der Erpressung. Diese sowjetische Po-
litik ist absolut transparent. Sie werden die Jugend 
in diesem Land nicht gewinnen können, wenn Sie 
nicht auf die politischen Grundlagen — besser ge-
sagt, die unmoralischen Grundlagen — der sowje-
tischen Aufrüstung eingehen, sondern sich von Aus-
sagen zu den politischen Rüstungsursachen völlig 
dispensieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie ist das gekommen, meine Damen und Herren? 
Eines unserer Bedenken gegen illusionäre Elemente 
der Entspannungspolitik der 70er Jahre — ich sage 
das jetzt nicht aus Rechthaberei, aber es muß doch 
gesagt werden, damit sich Ähnliches nicht wieder-
holt — war doch: Wenn Sie den Gedanken der Ko-
operation, des Dialoges mit dem Osten, den wir seit 
eh und je, seit Konrad Adenauer 1955 nach Moskau 
ging, vertreten haben, so überdrehen, daß hinterher 
das Bewußtsein von der Bedrohung, die von der So-
wjetunion ausgeht, verschwindet, dann dürfen Sie 
sich nicht wundern, daß in diesem Land der Vertei-
digungswille zurückgeht. Dann geht das psychologi-
sche und moralische Gleichgewicht bei uns selbst 
verloren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie müssen der Jugend auf diesem Gebiete mehr 
Wissen und Erkenntnis nahebringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich sage, weil es immer 
wieder bezweifelt wird, noch einmal: Wir stehen zu 
beiden Teilen des NATO-Doppelbeschlusses. Wir 
stehen zum ersten Teil, weil er eine sicherheitspoliti-
sche Notwendigkeit ist; wir stehen zum zweiten Teil, 
weil er eine friedenspolitische, eine außenpolitische 
Notwendigkeit ist. Aber, Herr Bundeskanzler, meine 
Damen und Herren, die Sowjetunion benutzt militä-
rische Macht und auch den Verhandlungsgedanken 
immer wieder als politische Waffen, um ihre eigenen 
Positionen durchzusetzen. Weder militärische 
Macht — ich unterstreiche das — noch Abrüstungs-
verhandlungen — das unterstreiche ich gleicherma-

ßen — sind in sich ein Wert; sondern sie sind ein 
Wert nur in dem Maße, wie sie den Frieden vertiefen 
und die Sicherheit stabilisieren. Auf diese Zusam-
menhänge hinzuweisen ist die Pflicht der deutschen 
Bundesregierung in den schweren Gesprächen, die 
wir alle mit uninformierten Jugendlichen zu führen 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Abschließend: Herr Bundeskanzler, die CDU/CSU 
hält den Dialog mit dem Osten — und zwar nicht als 
Showgeschäft vor Wahlkämpfen, sondern um der 
Sache willen als ernsthafte, sachliche Bemühung — 
für eine Notwendigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie begrüßt deshalb die Reise des Außenministers 
nach Moskau zu einem Arbeitsbesuch. Sie erwartet, 
daß er dort die Positionen, die diesem Hause einmü-
tig eigen sind, in aller Klarheit vertritt. Er muß vor 
allen Dingen der deutschen Öffentlichkeit, aber 
auch der Sowjetunion, noch viel klarer als bisher sa-
gen: Es ist geradezu grotesk, daß die Sowjetunion 
seit Jahren Woche für Woche gegen Westeuropa auf-
rüstet, und die Basis der Sozialdemokratischen Par-
tei es so darstellt, als ob die Bedrohung von den Ver-
einigten Staaten von Amerika ausgehe. Genau das 
ist doch die groteske Situation, gegen die sich die 
Koalitionsparteien viel stärker wehren, gegen die 
Sie durch offensive Informationsarbeit wirken müs-
sen. 

Herr Bundesaußenminister, sagen Sie den Ver-
antwortlichen in Moskau bitte mit der notwendigen 
Deutlichkeit, daß wir sowjetische Abrüstungsbekun-
dungen einfach nicht als glaubwürdig ansehen, 
wenn diese Großmacht jede Woche zur SS 20 auch 
einen Abrüstungsvorschlag dazuliefert, sozusagen 
als Doppel-Waffe gegen den Westen. Abrüstung darf 
nicht zu einem Mißbrauch zugunsten der sowje-
tischen Einflußpolitik im Westen, der Spaltung und 
Schwächung des Atlantischen Bündnisses degene-
rieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Mertes, Ihre Re-
dezeit ist abgelaufen. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die CDU/CSU ver-
langt seit Jahren, daß mehrdeutigen Texten, mehr-
deutigen Aussagen, mehrdeutigen Verträgen wider-
standen wird. Berechenbarkeit beruht auf Klarheit. 
Doppelbödigkeit und Doppeldeutigkeit schaden der 
Berechenbarkeit der deutschen Außenpolitik und 
damit dem Frieden in Europa. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat der 
Herr Abgeordnete Corterier das Wort. 

Dr. Corterier (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir erleben in der Frage des Doppel-
beschlusses schon seit geraumer Zeit einen innenpo-
litischen Schaukampf, 

(Zurufe bei der CDU/CSU) 
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in dem die Opposition, statt selber politisch oder gar 
militärstrategisch nachzudenken und eigene Vor-
schläge zu machen, Gegensätze und Differenzen 
künstlich zu produzieren versucht. 

(Zurufe bei der CDU/CSU) 

Sie setzt dabei den Hebel ebenso im deutsch-ameri-
kanischen Verhältnis an wie in der Koalition und im 
Kabinett, offensichtlich in der Hoffnung, wenigstens 
innenpolitisch davon profitieren zu können, da sie ja 
auf diesem Gebiet eigene politische Vorstellungen 
nicht präsentieren kann, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

die geeignet wären, in der öffentlichen Debatte über 
den Doppelbeschluß gehört zu werden. Die geistige 
Armut der Opposition in Fragen der Rüstungskon-
trolle und der Abrüstung läßt sich damit nicht über-
spielen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn Sie schon nichts beizutragen haben, Herr 
Mertes, dann lassen wir uns schon gar nicht, wie Sie 
das eben gegenüber dem Bundeskanzler versucht 
haben, in diesen Fragen das Nachdenken verbie-
ten. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Mertes [Gerol-
stein] [CDU/CSU]: Das ist die Alibi-Rede!) 

Wir waren es doch, die den rüstungskontrollpoliti-
schen Teil des Doppelbeschlusses in die gemein-
same Bündnispolitik eingebracht und damit die poli-
tische Handlungsfähigkeit des Bündnisses auf die-
sem schwierigen Gebiet erst ermöglicht haben. 
Daran halten wir fest, und daran halten die Verei-
nigten Staaten fest, auch nach dem Regierungs-
wechsel. Außenminister Genscher und Verteidi-
gungsminister Apel ist dafür zu danken, daß sie dies 
in ihren Gesprächen mit der amerikanischen Regie-
rung klar festgeschrieben haben. Das Bündnis hat 
gestern — davon war j a schon die Rede — mit den 
Beratungen der Abrüstungsgruppe den Anfang ge-
macht, diese Verhandlungsmöglicheiten sehr sorg-
fältig vorzubereiten und auszuloten. 

Es ist richtig, daß nicht nur in der SPD, sondern in 
weiten Teilen der Öffentlichkeit, der Jugend, der 
Kirchen große Erwartungen an Rüstungskontroll-
verhandlungen geknüpft werden. Nur — darauf hat 
Horst Ehmke schon hingewiesen —, das geht offen-
bar an Ihnen, meine Damen und Herren von der Op-
position, völlig vorbei. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Wie- 
so? Ist doch kalter Kaffee!) 

Sie kümmern sich nicht darum, obwohl Sie das 
„Christliche" im Parteinamen führen. Ist es da ver-
wunderlich, wenn Sie in dieser Debatte als zustän-
dig alleine für die militärische Rüstung angesehen 
werden? Sie haben doch durch den Vorsitzenden des 
Verteidigungsausschusses des Deutschen Bundesta-
ges, Manfred Wörner, zunächst Aufrüstung statt 
Verhandlungen gefordert. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Ist 
doch gar nicht wahr!) 

Sie haben sich erst dann, als sich im Bündnis der 
Doppelbeschluß abzeichnete, zu einer Unterstüt

-

zung dieser Politik drängen lassen. Wo waren denn 
damals Ihre rüstungspolitischen Beiträge? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Heute spielen Sie sich — es ist grotesk, daß es vor al-
lem auch Herr Wörner tut — als Gralshüter eines 
Bündnisbeschlusses auf, den Sie in Wirklichkeit am 
liebsten einseitig als Stationierungsbeschluß umdre-
hen möchten. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
ist eine Unterstellung!) 

Auf den rüstungskontrollpolitischen Teil dieses Be-
schlusses verwenden Sie leider allzuwenig Sorgfalt 
und Mühe. 

Nun ist natürlich im Bündnis und auch bei uns 
durch die Schwierigkeiten im SALT-Prozeß im ame-
rikanischen Senat eine neue Lage geschaffen wor-
den, wie es in einem Antrag unseres Berliner Partei-
tages heißt; und zwar eine neue rüstungskontrollpo-
litische Lage. Denn sicherheitspolitisch hat sich ja 
nichts verändert. Wir sind mit denselben Problemen 
konfrontiert, denen wir nicht davonlaufen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll der 
Nachhilfeunterricht?) 

Die neue Lage ist, daß der SALT-Prozeß, im Ver-
gleich zum vorgesehenen Ablauf, schwieriger ge-
worden ist. Das heißt, zunächst Ratifizierung von 
SALT II und dann SALT-III-Verhandlungen. 

Die Opposition hat durch ihre zwiespältige, dop-
pelbödige Haltung zu SALT II, Herr Mertes, wenn 
ich das einmal zurückgeben darf, leider denjenigen 
Wasser auf ihre Mühlen gegeben, die den SALT-Pro-
zeß am liebsten aufgegeben hätten. Heute besteht 
aber Übereinstimmung im Bündnis — das ist bei 
den Beratungen der Abrüstungsgruppe gestern 
deutlich geworden — , daß die Verhandlungen über 
nukleare Mittelstreckenwaffen auf der Grundlage 
der Kontinuität des  SALT-Prozesses geführt wer-
den. Sie können anlaufen, auch wenn Verhandlun-
gen über SALT II noch nicht aufgenommen worden 
sind, aber sie bleiben im SALT-Rahmen. 

Ich denke, daß es auf dieser Grundlage dem Bünd-
nis möglich sein muß, noch in diesem Jahr mit den 
effektiven Verhandlungen zu beginnen. Der Sinn 
des Doppelbeschlusses war doch, die Zeit, die bis 
1983 zur Verfügung steht, für Verhandlungen zu 
nutzen. Wir sollten jedenfalls auf unserer Seite alles 
tun, um keine zusätzlichen Hindernisse dagegen 
aufzutürmen. Es hat lange genug gedauert, bis es 
überhaupt gelungen ist, die Sowjetunion zu Ver-
handlungen auf diesem Gebiet zu bringen. Das ist 
eindeutig ein Verdienst des Bundeskanzlers und des 
Außenministers. Der Außenminister wird ja bei sei-
nem Besuch in Moskau erneut darüber reden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir sind entschlossen, auf diesem Wege weiterzu-
gehen, und wir werden uns in unserer Politik nicht 
durch Stolpersteine beirren lassen, die uns die Oppo-
sition in den Weg zu legen versucht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Welche 

denn?) 
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Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
das Wort hat der Herr Abgeordnete Schäfer. 

Schäfer (Mainz) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich glaube, ich brauche nach den 
sehr präzisen Ausführungen des Herrn Bundes-
kanzlers und der anderen Abgeordneten der Koali-
tion nicht noch einmal die Frage der Haltung der Re-
gierungsparteien zum Doppelbeschluß der NATO zu 
wiederholen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was reden Sie 
denn dann?) 

— Das will ich Ihnen gleich sagen; vielleicht freut 
Sie Ihr Zwischenruf dann gar nicht mehr so sehr. 

Ich rede davon, daß die Beunruhigung, die es in 
weiten Kreisen der deutschen Jugend — vorhin wur-
den auch die Kirchen genannt —, die es in bestimm-
ten Bevölkerungskreisen gibt, j a nicht auf Äußerun-
gen einzelner Politiker dieses Hauses zurückzufüh-
ren ist, sondern — meine Damen und Herren, wir 
sollten es uns hier nicht zu leicht machen — natür-
lich auch auf eine Fülle von Äußerungen aus den 
Vereinigten Staaten, die sich, wie es beim Amtsan-
tritt einer Regierung üblich ist, sehr von dem unter-
scheiden, was wir in den vergangenen vier Jahren 
aus den Vereinigten Staaten gehört haben. Wenn Sie 
— das tun Sie j a wohl alle — in den letzten Wochen 
die Gelegenheit benutzt haben, mit deutschen Ju-
gendlichen zu diskutieren, dann sind Sie zu dem Er-
gebnis gekommen, daß doch nicht der Nachrü-
stungsbeschluß allein zur Debatte steht, sondern 
daß eine Fülle von Fragen gestellt werden, z. B. fol-
gende: Bleiben die Vereinigten Staaten bei der bis-
herigen Menschenrechtspolitik oder nicht? Wollen 
sie zurück zu einer Politik der Stärke? Werden sie in 
der Dritten Welt die Politik fortsetzen, die sie bisher 
— ich glaube, auch von diesem Haus einvernehmlich 
gebilligt — betrieben haben? — Das ist doch der Zu-
sammenhang, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich meine, es nutzt nichts, wenn wir uns in diesem 
Saale darüber streiten, wer hier möglicherweise an-
ders als die Bundesregierung geredet hat; hier geht 
es vielmehr darum, die deutsche Öffentlichkeit, die 
deutsche Jugend aufzuklären. Es geht auch darum, 
das wahrzumachen, Herr Kohl, was auf Ihrem Par-
teitag gesagt worden ist; dort wurde nämlich gesagt: 
Wir suchen den Dialog mit der Jugend. — Da kön-
nen wir uns die Antworten nicht ganz so einfach ma-
chen; wir müssen einiges mehr dazu sagen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir müssen der Jugend klarmachen, daß die Zustim-
mung zum Doppelbeschluß zunächst dem Schutzbe-
dürfnis dieses Staates, dem Sicherheitsbedürfnis 
Berlins entspringt. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
sagen wir doch!) 

Wir müssen klarmachen, daß die Besuche Gen

-

schers und Apels in Washington und auch der Be- 
such Genschers in Moskau im Ergebnis dazu dien- 

ten, den Dialog fortzusetzen und Verhandlungen zu 
führen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Selbst- 
verständlich!) 

Meine Damen und Herren, wir müssen weiterhin 
klarmachen, daß es wahrscheinlich besser ist, wenn 
wir die Geheimhaltung des Bundesverteidigungsmi-
nisteriums aufgeben und statt dessen endlich die 
Zahlen auf den Tisch legen, Diagramme anfertigen 
und einmal deutlich machen, wie die militärischen 
Kräfteverhältnisse zwischen Ost und West wirklich 
sind. Ich glaube, dann kämen wir weiter. Wir müssen 
auch klarmachen, daß hinter dem Vorschlag eines 
Moratoriums natürlich auch der Versuch steht, uns 
von den Vereinigten Staaten abzukoppeln. 

(Zustimmung bei der FDP — Dr. Mertes 
[Gerolstein] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Das können wir nicht, wenn wir uns hier nur plaka-
tiv auf ein Ja zu dem zurückziehen, was die Vereinig-
ten Staaten im Augenblick politisch äußern — 

(Dr.  Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Wer 
tut denn das?) 

das sind sehr verschiedenartige Äußerungen —, son-
dern wir müssen klarmachen, daß unser Verhältnis 
zu den Vereinigten Staaten anderer Natur ist als 
etwa das der DDR zur Sowjetunion. Wir sind nicht 
Vasallen, meine Damen und Herren, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

sondern wir können unter Freunden auch einmal ei-
nen Dissens austragen, wir können unter Freunden 
auch verschiedene politische Meinungen äußern, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
ist doch selbstverständlich!) 

ohne daß das gleich von Ihnen wieder als Zusam-
menbruch unserer Beziehungen deklariert werden 
sollte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Kalter 

Kaffee!) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß wir uns 
nur dann gegen diesen undifferenzierten und leicht-
fertigen Antiamerikanismus durchsetzen können, 
wenn wir uns hier auch differenziert zur amerikani-
schen Politik äußern. Ich glaube, das ist doch ganz 
wesentlich. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ein letztes Wort, meine Damen und Herren von 
der CDU. Einige Abgeordnete Ihrer Fraktion haben 
im Wahlkampf einen Brief geschrieben — er ist da-
mals ein bißchen untergegangen —, in dem gegen-
über der Regierung Carter Besorgnis hinsichtlich 
der Stetigkeit der Politik dieser Bundesregierung 
zum Ausdruck gebracht wurde. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: 
Schnee von gestern!) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, ich 
habe eine Bitte an Sie: Benutzen Sie Ihre Energie 
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nicht, um Zweifel in den Vereinigten Staaten an un-
serer Politik zu verbreiten, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

sondern um Ihre christdemokratischen Freunde in 
Belgien und Holland dazu zu bringen, daß sie dem 
Doppelbeschluß der NATO so folgen, wie wir das 
hier tun. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Leber: Das Wort hat der Bundesmi-
nister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich denke, daß diese Debatte des Deutschen 
Bundestages für uns alle Anlaß sein sollte, die Posi-
tion der Fraktionen dieses Hohen Hauses, die nach 
der Entscheidung der NATO im Dezember 1979 in 
der Unterstützung der Haltung der Bundesregie-
rung zum Ausdruck gekommen ist, erneut zu bekräf-
tigen. Das ist von allen Seiten geschehen. Ich frage 
mich allerdings, ob es auch der Berechenbarkeit der 
deutschen Politik dient, wenn an der Erklärung, die 
der Bundeskanzler hier für sich und für alle Mitglie-
der der Bundesregierung abgibt, durch Zwischen-
rufe und andere Unmutsäußerungen Zweifel gehegt 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Lage ist zu ernst, 

(Unruhe bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der CDU/CSU: Sagte schon Adenauer!) 

als daß etwas in Zweifel gezogen wird, was jemand 
sagt, der ganz unbezweifelbar in der Frage dieses 
Doppelbeschlusses für sich in Anspruch nehmen 
kann, daß er die europäischen Interessen, die sich in 
der Abwehr der Bedrohung durch sowjetische Mit-
telstreckenraketen darstellen, als erster artikuliert, 
zur Geltung gebracht und auch dadurch zum Aus-
druck gebracht hat, daß wir nicht von uns aus in ei-
nen Rüstungswettlauf eintreten, sondern sagen: Wir 
rüsten nach; aber wir wollen Verhandlungen, um 
nach Möglichkeit das Gleichgewicht auf einem mög-
lichst niedrigem Niveau der Rüstungen garantieren 
zu können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb denke ich, daß wir diese Debatte nutzen 
sollten, um uns mit all den Erscheinungen, die unbe-
streitbar in unserer Gesellschaft vorhanden sind 
und die mein Kollege Schäfer eben nochmals darge-
stellt hat, auseinanderzusetzen, um deutlich zu ma-
chen, daß natürlich atomare Gefahren für diese Bun-
desrepublik Deutschland und für ihre Partner in Eu-
ropa bestehen, daß dies aber Gefahren sind, die 
nicht von der Absicht des Westens ausgehen, frühe-
stens 1983 Raketen zu stationieren, sondern von den 
Raketen, die heute schon gegen Westeuropa in Stel-
lung gebracht sind. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Hier muß ich sagen, daß es ein Verdienst der Bun-
desregierung ist, darauf hingewiesen zu haben, daß 
es bei diesem Doppelbeschluß der NATO vom De-
zember 1979 zuallererst um unsere europäische, um 

unsere westeuropäische Sicherheit geht, und jenen 
Eindrücken entgegenzutreten, die da erweckt wer-
den, als solle den Europäern hier von den Vereinig-
ten Staaten etwas aufgedrückt werden. Ich glaube, 
der Kollege Ehmke hat mit großer Deutlichkeit ge-
sagt: Das Verlangen ging von hier aus, damit wir im 
Mittelstreckenbereich durch Herstellung eines an-
nähernden Gleichgewichts — wir bleiben j a weit 
hinter dem zurück, was im östlichen Teil geschehen 
ist — verhindern, daß ein Ungleichgewicht entsteht. 
Meine Damen und Herren, Ungleichgewicht ist noch 
immer die gröbste Bedrohung für den Frieden gewe-
sen. Und wir wollen Frieden, das ist unser Ziel. 

(Lebhafter Beifall bei allen Fraktionen — 
Dr.  Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Rich- 

tig! Wem sagen Sie das!) 

Und da hat es natürlich Erklärungen im amerika-
nischen Wahlkampf gegeben. Aber nehmen wir doch 
das so, wie es in den Gesprächen mit Herrn Kollegen 
Apel und mit mir in Washington gesagt worden ist. 
Das ist die Meinung der amerikanischen Regierung. 
Wir haben nicht den geringsten Zweifel an der Auf-
richtigkeit dieser Auffassung. Ich höre manche 
Stimmen in diesem Land, bei denen ich das Gefühl 
habe: Sie sind gern und beflissen bereit, jedem Wort, 
das aus Moskau kommt, gehörig Glauben zu schen-
ken, aber sie setzen höchstens Zweifel in die Absich-
ten der engsten Verbündeten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Leb-
hafter Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Bar-
zel [CDU/CSU]: Hört! Hört! In welche Rich-
tung gucken Sie denn? — Dr. Kohl [CDU/ 
CSU]: Herr Kollege Genscher, das ist Ihre 

Formulierung von der SPD-Fraktion!) 

Der Herr Bundeskanzler hat auf unsere volle 
Übereinstimmung mit allen unseren europäischen 
Verbündeten hingewiesen. Deshalb möchte ich nur 
sagen: Mache niemand aus der Frage unseres Ver-
haltens im Bündnis ein deutsch-amerikanisches 
Problem! 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Unser Verhalten im Bündnis, unsere Bündnisfähig-
keit, unsere Berechenbarkeit im Bündnis sind ge-
nauso eine Frage unseres Verhältnisses zu unseren 
europäischen Partnern. Wer glauben wollte, er 
könne die Position der Bundesrepublik Deutschland 
zwischen den beiden Weltmächten definieren, 
würde sich nicht nur von den Vereinigten Staaten, 
sondern auch von den europäischen Partnern iso-
liert sehen. Unser Platz ist an der Seite des Westens 
und im Westen, aber nicht gleich weit entfernt von 
der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten. 

(Beifall bei allen Fraktionen — Dr. Barzel 
[CDU/CSU]: Wem sagen Sie das!) 

Meine Damen und Herren, der Herr Kollege Möl-
lemann hat zu Recht darauf hingewiesen, daß es der 
Bundesregierung und ihren Vorschlägen zu verdan-
ken ist, daß wir unsere Sicherheitsphilosophie zu 
der des Bündnisses machten, nämlich nicht erst 
nachrüsten und dann verhandeln, sondern gleich-
zeitig Nachrüstung und Verhandlung. Das ist unser 
Zeichen, unser Wille dazu, eben nicht einen neuen 
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Bundesminister Genscher 
1 Rüstungswettlauf eintreten zu lassen, wenn es nach 

uns geht. Die eben von Herr Corterier erwähnte Sit-
zung der Abrüstungsgruppe gestern zeigt auch in 
der Praxis, daß wir hier mit allen Partnern ein-
schließlich der Vereinigten Staaten voll auch darin 
übereinstimmen, daß die Verhandlungen über die 
Mittelstreckenwaffen, unabhängig davon, wie und 
wann der SALT-Prozeß fortgeht, weiterlaufen sol-
len. Das halte ich für das Entscheidende. Ich bin 
dankbar für die Unterstützung der Position der Bun-
desregierung von allen Seiten am Vortag meiner 
Reise nach Moskau. Denn ich bin zutiefst davon 
überzeugt, daß wir mit unserer Philosophie — Be-
reitschaft und Entschlossenheit zur Nachrüstung 
und zu Verhandlungen — den besten Beitrag zur 
Friedenssicherung erbringen. Ich möchte alle Men-
schen in unserem Lande bitten, diese Politik zu un-
terstützen, sich mit den Tatsachen vertraut zu ma-
chen und sich immer bewußt zu sein, daß derjenige, 
der nur bereit ist, über die Verhandlungsseite und 
nicht auch über die Notwendigkeit der Nachrüstung 
zu reden, genau das verhindert, was er möglicher-
weise — ganz bestimmt guten Willens — will, näm-
lich aussichtsreiche Verhandlungen. Nur die Ent-
schlossenheit zu bei dem — die Entschlossenheit zu 
Verhandlungen genauso wie die Entschlossenheit 
zur Nachrüstung — ist die Garantie dafür, daß wir zu 
den konkreten Verhandlungsergebnissen kommen, 
die wir alle von Herzen wünschen, wobei wir wissen, 
daß unser Wille zum Dialog, unser Wille zu Abrü-
stungsverhandlungen, zur Zusammenarbeit auch 
ein Beitrag zur Lösung jenes uns alle tief anrühren-
den Problems ist, mit dem sich unsere polnischen 
Nachbarn zu beschäftigen haben. 

Der Bundeskanzler hat darauf hingewiesen: wir 
wollen bei der Lösung der ökonomischen Probleme 
Polens helfen. Das ist ganz unbezweifelbar notwen-
dig. Es gehört genauso dazu, daß wir durch unseren 
Willen, den Ost-West-Dialog fortzusetzen, dafür sor-
gen, daß auch die politischen Rahmenbedingungen 
dafür verbessert werden, daß das polnische Volk, 
daß seine Führung und seine gesellschaftlichen 
Kräfte ihre Probleme in eigener Verantwortung und 
ohne Einmischung von außen lösen können. 

Das alles wollen wir zusammen mit unseren Part-
nern und unseren Verbündeten. Deshalb ist die Be-
rechenbarkeit unserer Politik so wichtig, im eigenen 
Bündnis und nach Osten. Deshalb sollte sie auch nie-
mand in Frage stellen. Deswegen war es so notwen-
dig und richtig, daß die Bundesregierung durch die 
Antworten des Herrn Staatsministers, durch die Er-
klärung des Herrn Bundeskanzlers diese Position 
am Vorabend dieser Reise noch einmal unterstri-
chen hat. 

Ich danke Ihnen für Ihre Unterstützung. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der 
SPD — Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Das Wort hat der Abgeord-
nete Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Herr Bundesmi-
nister des Auswärtigen hat hier zum Schluß einige 

Worte über Polen gesagt. Er kann sich, wie ich hoffe, 
der Unterstützung des ganzen Hauses in dieser 
Sorge um die Situation dort sicher sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP) 

Wenn aber der Bundesminister des Auswärtigen 
auf der anderen Seite sagt, man dürfe die Erklärung 
des Bundeskanzlers, die er für Minister seines Kabi-
netts hier abgibt, nicht in Zweifel ziehen, dann kann 
ich nur fragen: Warum gibt es diese Vielfalt der 
Töne, die wir von der Bundesregierung, vom Bun-
deskanzler selbst und insbesondere von den Mit-
gliedern der SPD, hören? 

(Zuruf von der SPD) 

Die Tatsache, daß wir hier diese Aktuelle Stunde ha-
ben, daß wir sie haben müssen, 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Ja! Sehr gut!) 

zeigt doch, daß die Bundesregierung selbst die Not-
wendigkeit sieht, geradezu mit einer Couéschen Me-
thode immer wieder sich selbst und ihren Verbünde-
ten zu bestätigen, wozu sie steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Jenninger 
[CDU/CSU]: Jede Woche denselben Be-

schluß zur Nachrüstung!) 

— Ja, jede Woche denselben Beschluß, Herr Kollege 
Jenninger. Ich kann nur wünschen, Herr Bundes-
kanzler, daß Sie auch einmal vor Ihrer eigenen Par-
tei mit derselben Klarheit sprechen wie hier. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Herr Ehmke erklärt hier, der NATO-Beschluß eigne 
sich nicht für eine parteipolitische Polemik. Ich sehe 
die parteipolitische Polemik nicht, ich sehe nur eine 
innerparteiliche Polemik der SPD und Gegensätze 
zwischen der Bundesregierung und der sie tra-
genden Partei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen ist es sicher richtig, was der Bundeskanz-
ler sagte: Auch die Sowjetunion muß an unsere Zu-
verlässigkeit glauben. Aber diese Zuverlässigkeit 
wird nicht dadurch gewährleistet, daß hier immer 
wieder unterschiedliche Meinungen kommen, im-
mer wieder gewissermaßen eine halbe Politik be-
trieben wird. 

Es war doch der Bundeskanzler selbst, der laut 
Nachrichtenspiegel der Bundesregierung vom 
24. Februar 1981 vor dem SPD-Vorstand erklärt hat 
— ich zitiere wörtlich —: „Schmidt bezeichnete den 
Breschnew-Vorschlag", nämlich für ein Moratorium, 
„als ein Eingehen auf seine", Schmidts, „Anregung 
vom Frühjahr vorigen Jahres". 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, wie läßt sich dies mit dem ver-
einbaren, was Sie hier sagen? 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
ist das Problem mit Ihnen da! — Zuruf des 

Abg. Dr. Barzel [CDU/CSU]) 

Wie sollen dann nicht sowohl unsere Alliierten hier 
in Europa, in den Vereinigten Staaten, aber auch die 
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Sowjetunion uns und diese Bundesregierung als un-
zuverlässig bezeichnen? 

Außerdem werden hier offenbar auch zur inner-
parteilichen Besänftigung, Herr Bundeskanzler, Äu-
ßerungen gemacht, die der Öffentlichkeit vorgau-
keln, es gäbe die Möglichkeit einer Nullösung. Herr 
Bundeskanzler, glauben Sie selbst an eine solche 
Nullösung, die nur bei einer Verschrottung sämtli-
chen sowjetischen Mittelstreckenpotentials und 
nicht nur der SS 20 möglich wäre? 

(Dr. Corterier [SPD]: Sind Sie denn dage- 
gen?) 

— Herr Corterier, ich bin sehr dafür. 

(Dr. Corterier [SPD]: Aha!) 

Das ist unser aller Ziel. Natürlich wollen wir alle 
diese Abrüstung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber Sie müssen der Realität ins Auge sehen. Wie 
sind denn die Tatsachen? Wir dürfen in dieser Frage 
der Verhandlungen unsere amerikanischen Alliier-
ten nicht unter Druck setzen. Wer rüstet denn auf? 
Es ist die Sowjetunion. Wer steht denn noch in Af-
ghanistan? Es ist die Sowjetunion. Wer steht denn 
drohend hinter den Ereignissen in Polen? Es ist die 
Sowjetunion. Bei dieser Situation entscheidet die 
SPD auf dem Berliner Parteitag, man müsse immer 
von der Friedensbereitschaft des anderen ausgehen. 
Leider entspricht dies nicht den Realitäten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
brauchen für diese Verhandlungen glaubwürdige 
Zeichen von Moskau und Festigkeit im Westen. Ich 
möchte hier noch eines der Jugend gegenüber sagen: 
Wir stellen uns dieser Diskussion. Aber ich ver-
wahre mich dagegen, daß hier die Jugend mit eini-
gen Randalierern gleichgesetzt wird und daß die 
Kirchen mit einigen Pazifisten gleichgesetzt wer-
den. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Leber: Graf Huyn, Ihre Redezeit ist 
abgelaufen. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Ich möchte daran erinnern, 
daß es gerade in der Kirche viele gibt, die ihrer Ver-
antwortung für den Frieden nicht durch einen ein-
seitigen Pazifismus gerecht zu werden glauben, son-
dern ihren Auftrag darin sehen, den Frieden durch 
Gleichgewicht zu wahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat Herr 
Abgeordneter Bahr das Wort. 

Bahr (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands schwergefallen, ihren Beschluß in 
Berlin zugunsten des Doppelbeschlusses der NATO 
zu fassen. 

(Zurufe der CDU/CSU) 

Wir haben ihn mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
gefaßt. Aber eines ist, glaube ich, nicht zu bezwei-

feln. Ohne diesen Beschluß der SPD hätte es den 
NAO-Doppelbeschluß nicht gegeben. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Sind wir schon so 
weit?) 

Die SPD hat zum Zustandekommen dieses Doppel-
beschlusses mehr getan als viele durch ihr Reden — 
auch seitens der Opposition. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es kann auch kein 
Zweifel darüber bestehen, daß die Diskussion in un-
serem Lande darüber geht, ob es weise gewesen ist, 
diesen Beschluß zu fassen. Es kann auch kein Zwei-
fel darüber bestehen, daß z. B. der hier mehrfach er-
wähnte Kollege Eppler damals dem Doppelbeschluß 
nicht zugestimmt hat und ihm auch heute nicht zu-
stimmt. Es gibt zu diesem Punkte keine einmütigen 
Beschlüsse der SPD. Aber, meine Damen und Her-
ren, eines ist völlig klar: wenn wir einen Beschluß 
gefaßt haben — selbst mit einer knappen Mehr-
heit —, kann sich jeder Partner in der Welt und in 
diesem Lande darauf verlassen, daß wir ihn hal-
ten. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kohl [CDU/ 
CSU]: Wie lange? Wie bei der Rente?) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, se-
hen Sie einmal, einer der Hauptgesprächsführer in 
der Bundesrepublik Deutschland in der Frage, ob 
denn überhaupt unsere bisherige NATO-Konzeption 
nicht verworfen werden soll, ist doch ein Mitglied 
der CSU. Sie können doch nicht so tun, als gäbe es 
nicht selbst in Ihren Reihen Überlegungen. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Aber es 
gibt in unseren Reihen keinen Bundesmini- 
ster! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Der Herr Mechtersheimer ist doch nicht Mitglied 
der SPD. Und der Herr Borm ist doch nicht Mitglied 
der SPD. Es gibt doch heute in allen Parteien Leute, 
die anfangen zu überlegen, ob wir denn richtig ge-
handelt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Huonker, Offer- 
geld, von Bülow!) 

Wir haben festzustellen, daß wir einen Doppel-
beschluß gefaßt haben. Der nachrüstungs- und kon-
trollpolitische Teil dieses Doppelbeschlusses ist eine 
Angelegenheit, den es ohne den aktiven Beitrag der 
Bundesrepublik Deutschland nicht gegeben hätte. 
Wir haben nämlich das Ziel, durch rüstungskontroll-
politische Verhandlungen, wenn es geht, zu einer 
Nullösung zu kommen, und wenn es nicht geht, zu 
einem möglichst niedrigen Niveau. Dazu gibt es nur 
Verhandlungen. Deshalb haben sich alle Beschlüsse 
der SPD ungeachtet aller Moratoriumsdiskussionen 
darauf konzentriert, auf unmittelbare möglichst 
schnelle Verhandlungen ohne Vorbedingungen zu 
drängen. 

Ich bin sehr zufrieden, daß die gestrige Sitzung 
der Special Group in Brüssel gezeigt hat, daß auch 
die neue amerikanische Administration den rü-
stungskontrollpolitischen Teil des Beschlusses aner-
kennt und den Wünschen der Europäer entspre- 
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chend die im Oktober begonnenen Verhandlungen 
fortsetzen will. Ich finde, dies ist am Vorabend der 
Moskaureise des Bundesaußenministers eine sehr 
gute Nachricht. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Gut, daß Sie 
hier bleiben!) 

Lassen Sie mich noch einen Punkt hinzufügen: 
Die Geschlossenheit der SPD 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Neue Bahr-heiten! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

in dem Drängen auf unmittelbaren Verhandlungs- 
beginn — wenn Sie nicht zuhören, meine Damen 
und Herren, werden Sie es auch nicht erfahren — 

(Gelächter bei der CDU/CSU) 

auf der Basis des Doppelbeschlusses ist auch durch 
kein Wort des vielzitierten Beschlusses des Landes-
vorstandes von Baden-Württemberg in Frage zu zie-
hen. 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Bahr, Ihre Rede-
zeit ist abgelaufen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Bahr (SPD): Darf ich den Satz beenden?  — 

(Dr.  Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sie 
verkörpern die Doppeldeutigkeit!) 

Meine Damen und Herren, als einer derjenigen, die 
an der Diskussion dort teilgenommen haben, muß 
ich Ihnen sagen, daß alle Verdächtigungen, die hier 
dahin gehend geäußert worden sind, daß die dort be-
teiligten Bundesminister nicht diese Auffassung — 
die  Auffassung der Bundesregierung — vertreten 
hätten, 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Wahrhei

-

ten sind!) 

falsch gewesen sind. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das, was Sie jetzt sa- 
gen, müssen Sie aber dem Herrn Genscher 
sagen! Der hat diesen Verdacht! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben sich an diese Haltung der Bundesregie-
rung und der SPD gehalten. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

daß diese Stunde mit dazu beiträgt, daß Sie Ihre Ver-
dächtigungen endlich einstellen und mit dazu beitra-
gen, daß wir zu Verhandlungen kommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Niegel 
[CDU/CSU]: Tosender Beifall bei der 

SPD!) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat der 
Herr Abgeordnete Jung das Wort. 

Jung (Kandel) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Man kann j a unter 
taktisch-parteipolitischen Gesichtspunkten noch ein 
gewisses Verständnis dafür haben, daß sich die Kol-
legen der Opposition hier an einem Beschluß eines 

Landesverbandes, an dem sich einige Regierungs-
mitglieder beteiligt haben, aufrichten und die Regie-
rung angreifen. Aber, meine Damen und Herren, da-
mit leisten Sie doch der Sache überhaupt keinen 
Dienst! Sie hätten diese Gelegenheit wahrnehmen 
sollen, die Öffentlichkeit angesichts so mancher Ar-
gumente, die draußen falsch wiedergegeben werden, 
besser aufzuklären. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Denn es ist doch wohl unbestritten, daß die absolute 
Notwendigkeit des Doppelbeschlusses überhaupt 
nicht in Frage steht, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Keine 
Zeile!) 

und es ist j a wohl auch unbestritten, daß selbst nach 
Durchführung des Nachrüstungsbeschlusses ein 
Verhältnis von 4 zu 1 zugunsten der Sowjetunion be-
steht. Auf westeuropäischem Boden steht heute au-
ßer den 18 französischen Systemen den 600 sowje-
tischen Systemen mit 1 400 Gefechtsköpfen nichts, 
aber auch gar nichts gegenüber. Damit hätten Sie 
einmal anfangen sollen, um so manche Unklarheit 
draußen zu beseitigen. 

Wenn Graf Huyn hier auftritt und dem Bundes-
kanzler Vorwürfe macht, kann das, Graf Huyn, ja 
wohl nicht so stehenbleiben. Da haben Sie unrecht; 
der spricht — auch auf seinen Parteitagen — so wie 
hier. Er hat ja — das wurde hier schon betont — be-
reits im Oktober 1977 das Problem ins Bewußtsein 
gerufen, und ich darf die Kollegen der SPD-Fraktion 
auch an seine Rede vor der Fraktion im Februar 
1979 erinnern; auch dort hat er eine klare Position 
vertreten. Insofern, meine Damen und Herren von 
der Opposition, stimmt so manches nicht, ist so man-
ches schief, was Sie hier vortragen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
behaupten Sie! Das trifft j a gar nicht zu!) 

Aber ich muß natürlich auch sagen, daß Wacke-
leien und opportunistische Zustimmung zu irgend-
welchen Anträgen regionaler Parteiuntergliederun-
gen — 

(Dr.  Barzel [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

insbesondere natürlich auch von Leuten, die in die-
sem Hause sitzen — zur Verunsicherung führen 
können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Der 

Jung wird immer besser!) 

— Herr Mertes, ich betone, daß es uns, der FDP, bis-
her auch und gerade in diesem Punkt immer auf 
Standfestigkeit und Glaubwürdigkeit ankam und 
wir uns weder von Ihnen noch von irgend jemandem 
sonst aus bestimmten Gründen in eine bestimmte 
Ecke stellen lassen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Das war ganz kon-
kret!) 

Denn, meine Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU/CSU, Sie dienen — ich wiederhole das, was 
hier schon gesagt wurde — der Sache überhaupt 
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Jung (Kandel) 

nicht, wenn Sie ständig Zweifel in die Zuverlässig-
keit einer der Regierungsparteien setzen 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
haben Sie selber gerade getan!) 

und damit die Verbündeten verunsichern; denn es 
gibt nun einmal eindeutige Beschlüsse dieser Regie-
rung — mehrere im März 1981 —, die ich nicht zu 
wiederholen brauche. 

Sie sollten also nicht ständig in den Krümeln su-
chen. Das schafft doch auch falsche Fronten. Verste-
hen Sie denn das nicht? Sie sollten lieber — hierauf 
hat der Kollege Schäfer mit Recht verwiesen — un-
zutreffende Argumente in der Öffentlichkeit wider-
legen und Ihre Freunde in Europa — denn diese Sa-
che ist doch nicht eine deutsch-amerikanische Ange-
legenheit; sie ist doch eine existentiell europäische 
Angelegenheit —, 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ihre Parteifreunde in Holland oder in Belgien an das 
Notwendige erinnern. Gott sei Dank war, ist und 
bleibt es unser Parteivorsitzender, der Bundesau-
ßenminister, der morgen nach Moskau fährt, der im-
mer wieder beide Seiten des Doppelbeschlusses als 
besonders wichtig im Westen wie im Osten verdeut-
licht hat. Das wird er auch in Moskau wieder tun. 

Ich betone noch einmal: Gerade der gestern in 
Brüssel gefaßte Beschluß der auf deutsche Veranlas-
sung 1979 eingesetzten speziellen Abrüstungs-
gruppe macht deutlich, daß die Ergebnisse der Ge-
spräche des Bundesaußenministers in den Vereinig-
ten Staaten bekräftigt haben, daß auch die USA 
keine einseitige Überlegenheit wollen, sondern ver-
handeln wollen und den Zusammenhang zwischen 
Long Range TNF und SALT klar bestätigt haben. 
Wir haben das auch wiederholt getan, beispielsweise 
ich in der Nordatlantischen Versammlung. Wir ha-
ben kein Junktim zwischen SALT II und den not-
wendigen Abrüstungsgesprächen zu SALT III her-
gestellt; wir haben das ausdrücklich abgelehnt. Aber 
Gespräche über die Mittelstreckensysteme sind nö-
tig, auch ohne daß die SALT-II-Ratifizierung durch-
geführt worden ist. Und sie sind auch möglich! 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Jung, Ihre Rede-
zeit ist abgelaufen. 

Jung (Kandel) (FDP): Herr Präsident, ich will zum 
Schluß nur noch zusammenfassen. 

Unter dieser Erkenntnis sollten wir in diesem 
Hause alle gemeinsam mitarbeiten, daß die Gesprä-
che, die im Oktober des vergangenen Jahres begon-
nen wurden, in diesem Jahr zwischen den Spitzen 
der amerikanischen Administration und der in der 
Sowjetunion Verantwortlichen wieder aufgenom-
men und erfolgreich fortgesetzt werden. Daran soll-
ten Sie, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion mitarbeiten, das wäre konstruktive Opposi-
tion! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat Herr 
Abgeordneter Todenhöfer das Wort. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Man sollte, glaube ich, noch ein-
mal daran erinnern, daß diese Diskussion hier vor 
dem Hintergrund einer großangelegten sowje-
tischen Propagandaoffensive stattfindet, deren stra-
tegisches Hauptziel es ist, die sowjetische Über-
macht im Bereich nuklearer Mittelstreckenwaffen 
zu zementieren und festzuschreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit dem Moratoriumsvorschlag hat die Sowjetunion 
unserem Land doch nur einen Köder hingeworfen, 
der die Bevölkerung und vor allem die Basis der 
SPD/FDP gegen den Nachrüstungsbeschluß der 
NATO mobilisieren und Zwietracht ins Bündnis 
streuen soll. Diese Propagandakampagne der So-
wjetunion trägt inzwischen leider ihre ersten Früch-
te. 

Herr Bundeskanzler, daran ändern auch Ihre Ver-
suche nichts, in der heutigen Debatte das in den letz-
ten Tagen zerschlagene Porzellan wieder zu kitten. 
Ihr Versuch ändert nichts an der Tatsache, daß weite 
Kreise der SPD-Basis inzwischen uneingeschränkt 
für das Moratorium sind. Er ändert nichts daran, daß 
die Kollegen Bahr und Ehmke inzwischen ein Mora-
torium immerhin als Teil von Rüstungskontrollver-
handlungen für akzeptabel halten. Und er ändert 
nichts daran, daß vier Bundesminister, aus Baden-
Württemberg 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das ist der Punkt!) 

je nachdem ob sie sich gerade in Baden-Württem-
berg oder in Bonn aufhalten, offenbar nicht richtig 
wissen, ob sie dafür oder dagegen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ergebnis: Hier wird nicht nur der Nachrüstungs-
beschluß systematisch zerredet, es besteht auch die 
Gefahr, daß das Bündnis zerredet wird, daß die Si-
cherheit zerredet wird und daß dadurch auch der 
Frieden zerredet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich hätten auch wir — und hier verstehen wir 
die Sorgen unserer Jugend und der Kirchen — viel 
lieber militärisches Gleichgewicht auf wesentlich 
niedrigerem Niveau, als es zu erwarten ist. Auch wir 
würden das Geld, das wir jetzt für die Nachrüstung 
möglicherweise ausgeben müssen, lieber für andere 
Dinge ausgeben. Aber, Herr Bahr, es ist doch die So-
wjetunion, die uns durch ihre gigantische Aufrü-
stung zu dieser Nachrüstung zwingt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Sowjetunion weiß ganz genau, daß sie mor-
g en  einen Verzicht auf die Produktion und auf die 
Dislozierung aller für 1983 vorgesehenen 572 Mittel-
streckensysteme haben kann, wenn sie heute ihre 
nuklearen Mittelstreckenwaffen nachweisbar ver-
schrottet. Wenn die Sowjetunion die Nachrüstung 
des Westens nicht will, soll sie abrüsten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, ich habe in den acht Jahren, 
die ich diesem Bundestag angehöre, mit großer Auf-
merksamkeit die Abrüstungsangebote der Sowjet- 
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Dr. Todenhöfer 
union verfolgt. Mir ist dabei folgendes aufgefallen: 
Je mehr die Sowjets in den letzten Jahren über Ab-
rüstung geredet haben, desto stärker haben sie auf-
gerüstet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Die sowjetische Entspannungspolitik war das er-
folgreichste Täuschungsmanöver der Sowjetunion 
nach dem Zweiten Weltkrieg. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Während der Westen sich entspannte, hat die So-
wjetunion in einer Doppelstrategie auf der einen 
Seite gigantisch aufgerüstet und auf der anderen 
Seite in der Dritten Welt eine militärische Offensive 
gestartet, die bisher rund 15 Millionen Menschen die 
Heimat 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und Millionen von Menschen das Leben gekostet 
hat. Das möchte ich hier an dieser Stelle auch ein-
mal sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun sagen angesichts dieser sowjetischen Macht-
politik viele: Lieber rot als tot! Meine Damen und 
Herren, wer das sagt oder denkt oder wer derartige 
Ideen lanciert, 

(Dr. Corterier [SPD]: Wer tut das denn?) 

sollte wissen, daß sich diese Argumentation mora-
lisch in nichts, aber auch gar nichts von der Argu-
mentation der 30er Jahre unterscheidet: „Lieber 
braun als tot". 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist dieselbe moralische Ebene. 

Die heutige Generation wirft der Generation der 
30er Jahre häufig vor, sie habe keinen ausreichen-
den Widerstand gegen den Terror des nationalsozia-
listischen Regimes geleistet. Die Generation unserer 
Kinder wird eines Tages die heute Verantwortlichen 
fragen, wo denn ihr Widerstand gegen die Rüstungs-
politik der Sowjetunion und gegen den sowjetischen 
Terror in der Dritten Welt war. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen wehren wir uns gegen die Verwässe-
rung des NATO-Doppelbeschlusses vom 12. Dezem-
ber 1979. 

Ich verstehe, daß das Problem atomarer Hochrü-
stung viele, vor allem junge Menschen in unserem 
Lande beschwert, daß es sie umtreibt. Für uns alle 
ist ein Atomkrieg eine entsetzliche Vorstellung. 
Aber gerade deswegen treten wir für die Nachrü-
stung ein, weil wir jenes Gleichgewicht wiederher-
stellen wollen, das einen solchen Atomkrieg poli-
tisch und militärisch völlig sinnlos, völlig aussichts-
los und völlig unwahrscheinlich macht. Kurz: Wir 
sind für den Doppelbeschluß der NATO zur Nachrü-
stung, weil wir aus ganzem Herzen den Frieden wol-
len. — Ich danke Ihnen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
wir haben die Debatte um 14.34 Uhr begonnen. Nach 

Abzug der Redezeiten der Regierungsmitglieder ha-
ben wir jetzt 59 Minuten debattiert. Innerhalb der 
60-Minuten-Zeit erteile ich als letztem Redner Herrn 
Abgeordneten Horn das Wort. 

(Heiterkeit) 

Horn (SPD): Eine Minute! — Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Zwei Hinweise. Erster Hinweis 
bezüglich des Moratoriums: Ich möchte die Damen 
und Herren der Opposition doch bitten, das Bulletin 
der Bundesregierung nachzulesen. Dort heißt es 
wörtlich: 

Ein Stopp der Produktion und der Stationierung 
sowjetischer Mittelstreckenraketen wäre nach 
Auffassung des Bundesregierung für künftige 
Verhandlungen hilfreich. 

Das steht eindeutig in Übereinstimmung mit dem, 
was im Landesvorstand der SPD Baden-Württem-
berg beschlossen wurde. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Warum hat 
Herr Hauff uns das nicht gesagt? Er hat Ge-

legenheit dazu gehabt!) 

Zweiter Hinweis, meine Damen und Herren: Das, 
was wir eben vom Kollegen Todenhöfer in dem 
Schlagwortbeitrag gehört haben, war wieder ein 
Beispiel dafür, wie man die junge Generation nicht 
überzeugen kann. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

Gerade die skeptische junge Generation verdient es, 
daß wir mit ihr das Gespräch darüber führen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] 
[CDU/CSU]) 

und natürlich auch eine ganz klare Linie einzuhal-
ten, Herr Kollege Mertes. 

Da stimme ich mit Ihnen überein. 

Ich möchte Ihnen zum Schluß sagen, daß mich seit 
längerer Zeit etwas sehr berührt, nämlich der Ver-
such der Opposition, drüben in Amerika permanent 
ein negatives Stimmungsbild von der Bundesregie-
rung und der sozialliberalen Koalition herbeizufüh-
ren. Wir wissen sehr wohl, wo zum Beispiel Journali-
sten wie die Herren Noack und Evans „eingespeist" 
werden und wie dann von ihnen bei jeder sich bie-
tenden Gelegenheit bewußt Mißtrauen gegenüber 
der Bundesregierung, den Koalitonsparteien und 
auch gegenüber unserem Staat erzeugt wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt geht es aber 
los! — Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das ist keine 
Minute, Herr Präsident! — Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Wenn Sie immer wieder darauf hinweisen, daß die 
Amerikaner einen neuen Wählerauftrag erteilt ha-
ben, nehme ich das mit Respekt entgegen. Auch wir 
haben vor einem halben Jahr einen eindeutigen 
Wählerauftrag erhalten. Dieser Wählerauftrag lau-
tet für den Bereich der Außen- und Sicherheitspoli-
tik: die Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik 
im Bündnis zu sichern und die Politik der Entspan- 
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Horn 
nung im Interesse unseres geteilten Volkes fortzu-
setzen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: So kann man es 
wirklich nicht machen! Er redet doch nicht 

eine Minute!) 

Das genau entspricht dem Doppelbeschluß der 
NATO, ... 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Horn, ich bitte 
Sie, zum Ende zu kommen. 

Horn (SPD): ... den wir in beiden Teilen bejahen. 
-Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Kohl, bei rich-
tiger Gewichtung der Redezeit aller Redner war es 
durchaus angemessen, Herrn Horn gegenüber auch 
noch einmal Großzügigkeit in Form von einer Mi-
nute zuzugestehen. Das ist in anderen Fällen auch 
geschehen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Ende der Aktuellen Stunde angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Donnerstag, den 2. April 1981, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.57 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Frau von Braun-Stützer 	3. 4. 
Brunner 	 1. 4. 
Bühler (Bruchsal) 	 3. 4. 
Dr. Dollinger 	 1. 4. 
Dr. Geißler 	 3. 4. 
Frau Dr. Hamm-Brücher 	3. 4. 
Dr. Hubrig 	 3. 4. 
Kiehm 	 3. 4. 
Kiep 	 3. 4. 
Korber 	 3. 4. 
Dr. Kreile 	 3. 4. 
Männing 	 3. 4. 
Meinike (Oberhausen) 	3. 4. 
Mischnick 	 3. 4. 
Dr. Mitzscherling 	 3. 4. 
Dr. Müller * 	 1. 4. 
Frau Schlei 	 3. 4. 
Sick 	 3. 4. 
Spilker 	 3. 4. 
Voigt (Frankfurt) 	 3. 4. 
Dr. von Weizsäcker 	 3. 4. 
Frau Dr. Wex 	 3. 4. 
Baron von Wrangel 	 3. 4. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Die in Drucksache 9/37 unter Nummer 159 aufge-
führte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Festle-
gung von Grundnormen für den Gesundheits-
schutz der Arbeitskräfte und der Einzelperso-
nen der Bevölkerung gegen die Gefahren von 
Mikrowellen 

ist als Drucksache 9/256 verteilt. 

Die in Drucksache 9/37 unter Nummer 160 aufge-
führte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Beteiligung des Europäischen Sozial-
fonds zugunsten der Arbeitnehmer des Textil-
und Bekleidungssektors der Wanderarbeitneh-
mer, der Jugendlichen unter 25 Jahren und der 
Frauen 

ist als Drucksache 9/271 verteilt. 

Die in Drucksache 9/37 unter Nummer 158 aufge-
führte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/ 
71 des Rates zur Anwendung der Systeme der 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und de-
ren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandern, zugunsten beschäftigungs-
loser Arbeitnehmer 

ist als Drucksache 9/255 verteilt. 

Die in Drucksache 9/37 unter Nummer 161 aufge-
führte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Einführung einer Beihilfe des Europäischen 
Sozialfonds zur Sicherung des Einkommens der 
Arbeitnehmer im Schiffbau 

ist als Drucksache 9/260 verteilt. 

Die in Drucksache 9/37 unter Nummer 162 aufge-
führte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten über die Sicherheit von Spielzeug 

ist als Drucksache 9/259 verteilt. 

Die in Drucksache 9/37 unter Nummer 164 aufge-
führte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die 
Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer 
von Unternehmen mit komplexer, insbesondere 
transnationaler Struktur 

ist als Drucksache 9/258 verteilt. 

Die in Drucksache 9/108 unter Nummer 32 aufge-
führte EG-Vorlage 

Mitteilung der Kommission an den Rat über die 
sozialen Aspekte der Seefischerei in der Euro-
päischen Gemeinschaft 

ist als Drucksache 9/257 verteilt. 

Die in Drucksache 9/37 unter Nummer 36 aufge-
führte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften über die Ur-
sprungskennzeichnung bei bestimmten Textil-
und Bekleidungswaren 

ist als Drucksache 9/276 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit hat mit Schreiben vom 
19. März 1981 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nach-
stehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen 
hat: 

Vorschlag einer Verordnung des Rates (EWG) 
zur zweiten Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 355/79 zur Aufstellung allgemeiner Regeln 
für die Bezeichnung und Aufmachung der 
Weine und Traubenmoste 

- Drucksache 9/37 Nr. 173 - 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates (EWG) 
zur zweiten Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 355/79 zur Aufstellung allgemeiner Regeln 
für die Bezeichnung und Aufmachung der 
Weine und der Traubenmoste 

— Drucksache 9/108 Nr. 30 — 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit hat mit Schreiben vom 
20. März 1981 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nach-
stehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen 
hat: 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur sech-
sten Änderung der Richtlinie 76/769/EWG zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten für Beschränkun-
gen des Inverkehrbringens und der Verwen-
dung gewisser gefährlicher Stoffe und Zuberei-
tungen (Benzol) 

— Drucksache 9/37 Nr. 174 — 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates (EWG) zur 
Änderung der Richtlinie 80/154/EWG über die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü-
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungs-
nachweise für Hebammen und über Maßnah-
men zur Erleichterung der tatsächlichen Aus-
übung des Niederlassungsrechts aufgrund des 
Beitritts Griechenlands zu den Europäischen 
Gemeinschaften 

— Drucksache 9/37 Nr. 176 — 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über den Abschluß des Abkommens zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Republik Österreich über die Kontrollen 
und den gegenseitigen Schutz von Qualitäts-
wein sowie bestimmten mit einer geographi-
schen Angabe bezeichneten Weinen 

— Drucksache 9/252 Nr. 34 — 

Vorschlag einer Verordnung des Rates (EWG) 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2967/ 
76 des Rates zur Festlegung gemeinsamer Nor-
men für den Wassergehalt von gefrorenen und 
tiefgefrorenen Hähnen, Hühnern und Hähn-
chen 

— Drucksache 9/37 Nr. 175 — 

Anlage 3 

• Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) (Drucksache 
9/285 Fragen 3 und 4): 

Kann die Bundesregierung Auskunft geben, in welche Länder und je-
weils in welcher Größenordnung der in deutsch-französischer Zusam-
menarbeit entwickelte Jagdbomber „Alpha Jet" bisher exportiert wur-
de? 

Erfolgten diese Exporte in jedem Fall in Abstimmung und im Einver-
ständnis zwischen Frankreich und der Bundesrepublik Deutschland? 

Zu Frage 3: 

Auf der Grundlage des Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französi-
schen Republik über die Entwicklung und Fertigung 
des Flugzeugs ALPHA JET vom 16. März 1972 sowie 
der deutsch-französischen Exportvereinbarung vom 
7. Februar 1972 wurde das Flugzeug ALPHA JET, 
das für Frankreich in einer Trainer-Version und für 
die Bundesrepublik Deutschland in einer Luftnah-
unterstützungs-Version gefertigt wird, in folgende 
Länder geliefert: 

— Belgien 	 33 Stück 
— Togo 	 5 Stück 
— Elfenbeinküste 	 6 Stück 
— Marokko 	 24 Stück 
— Katar 	 6 Stück 

Hierbei handelt es sich um in der Verantwortlich-
keit Frankreichs liegende Exporte der Trainer-Ver-
sion, die für diese Exportvorhaben technisch redu-
ziert wurde. Sie ist keine Kriegswaffe im Sinne des 
Kriegswaffenkontrollgesetzes. 

Darüber hinaus wurden 12 ALPHA JET in der 
gleichen Konfiguration mit Zustimmung der Bun-
desregierung aus der Bundesrepublik Deutschland 
nach Nigeria exportiert; die Auslieferung wurde 
noch nicht abgeschlossen. 

Zu Frage 4: 

Die gegenseitige Unterrichtung zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Frankreich über 
geplante Exportaktivitäten erfolgt im Geiste der 
deutsch-französischen Exportvereinbarung vom 
7. Februar 1972. 

In den vorliegenden Fällen ist eine gegenseitige 
Unterrichtung erfolgt. 

Die Prüfung durch die beteiligten Ressorts ergab 
keinen Anlaß, gegen die Exporte der Trainer-Ver-
sion durch Frankreich Einspruch zu erheben; eine 
formelle Zustimmung war nicht erforderlich. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Marx (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/285 Frage 6): 

Wie viele Schwerbeschädigte und Schwerkriegsbeschädigte sind ge-
genwärtig im Bundesverteidigungsministerium und den nachgeordne-
ten militärischen und zivilen Behörden dieses Hauses beschäftigt, und 
wieviel sogenannte Pflichtplätze werden dadurch besetzt? 

Gegenwärtig werden im Bundesministerium der 
Verteidigung und den nachgeordneten militärischen 
und zivilen Dienststellen insgesamt 16 644 schwer-
behinderte Beamte und Arbeitnehmer beschäftigt. 

Die Zahl der zu besetzenden Pflichtplätze (6 v. H.) 
beträgt 10 800. Statt der gesetzlich auferlegten Be-
schäftigungspflicht von 6 v. H. werden im Bereich 
der Bundeswehr 9,02 % der zu zählenden Arbeits-
plätze mit Schwerbehinderten besetzt. Dies ist eine 
Steigerung gegenüber der Auflage nach dem 
Schwerbehindertengesetz von 50 v. H. 
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Die Beschäftigungszahlen setzen sich im einzel-
nen wie folgt zusammen: 

1. Schwerbehinderte Beamte und Arbeitnehmer 
1.1 im BMVg 	= 303 = 8,18 % (von 3 689) 
1.2 im nachgeordneten 

Bereich der Bundeswehr
-verwaltung 	= 9 210 = 9,69 % (von 95 038) 

1.3 im nachgeord

-

neten militärischen 
Bereich 	= 7 131 = 8,31 % (von 85 744)  

16 644 = 9,02 % (von 184 471)  

Zudem werden in der Bundeswehr insgesamt 687 
schwerbehinderte Soldaten beschäftigt, davon 27 im 
Bundesministerium der Verteidigung und 660 im 
nachgeordneten militärischen Bereich. 

Eine Feststellung des Anteils Schwerkriegsbe-
schädigter ist nach Inkrafttreten des Schwerbehin-
dertengesetzes im Jahre 1974 nicht mehr möglich, da 
das Gesetz nur auf den Tatbestand der Behinderung 
und nicht auf deren Verursachung abstellt. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Dörflinger (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/285 Fragen 8 und 9): 

Waren die in der Bild-Zeitung vom 20. Februar 1981 genannten Inan-
spruchnahmen der Flugbereitschaft der Bundeswehr durch die Bundes-
minister Ertl (Flug von Bad Tölz nach Wels in Österreich), Offergeld 
(Flüge von Köln nach Zürich und zurück und von Zürich nach Köln), Dr. 
Haack (Flug von Basel nach München) und Dr Ehrenberg (Flug nach 
Wien) unumgänglich? 

Hätte es nach Ansicht der Bundesregierung nicht zur Glaubwürdig-
keit der regierungsamtlichen Sparappelle an die Adresse aller Bürger 
beigetragen, wenn die genannten Bundesminister auf die Inanspruch-
nahme der Flugbereitschaft verzichtet und statt dessen reguläre Linien-
flüge in Anspruch genommen hätten? 

Nach den „Richtlinien für den Einsatz von Luft-
fahrzeugen der Flugbereitschaft BMVg zur Beförde-
rung von Personen des politischen und parlamenta-
rischen Bereichs" können die Luftfahrzeuge der 
Flugbereitschaft auch für Sonderflüge zur Beförde-
rung von Personen des politischen und parlamenta-
rischen Bereichs eingesetzt werden. 

Zum Kreis der Berechtigten gehören u. a. 
— der Bundespräsident 
— der Präsident des Deutschen Bundestages 
— der Präsident des Bundesrates 
— der Bundeskanzler 
— die Bundesminister. 

Dieser Personenkreis darf die Luftfahrzeuge nur 
für Dienstreisen anfordern, sofern der Zweck der 
Dienstreise bei Benutzung öffentlicher Verkehrs-
mittel oder von Kraftfahrzeugen nicht erreicht wer-
den kann oder wenn andere zwingende Dienstge-
schäfte ohne Benutzung des Luftfahrzeuges der 
Flugbereitschaft nicht erledigt werden können. 

Die Anforderungsberechtigten sind dafür verant-
wortlich, daß Flugzeuge nur bei Vorliegen der Vor-
aussetzungen angefordert und die Grundsätze einer 
sparsamen Haushaltsführung beachtet werden. 

In den von Ihnen genannten Fällen waren die Vor-
aussetzungen von den Anforderungsberechtigter 
bejaht worden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Frager 
der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD) 
(Drucksache 9/285 Fragen 10 und 11): 

Kann die Bundesregierung Meldungen bestätigen, nach denen „di( 
USA riesige Mengen von überalteten, teils undichten chemischen Waf 
fen" in der Bundesrepublik Deutschland lagert und aus finanzieller 
Gründen nicht bereit ist, diese Waffen zu vernichten? 

Kann die Bundesregierung Aussagen darüber machen, in welchen 
Zustand sich die von den USA gelagerten Waffen in der Region Nürn 
berg—Würzburg befinden und in welchem Ausmaß die betroffene Bevöl

-

kerung gefährdet ist? 

Zu Frage 10: 

Die Bundesregierung kann solche Meldungen 
nicht bestätigen. Ihr ist bekannt, daß die USA übel 
ein begrenztes Potential chemischer Kampfstoffe 
verfügen, das aufgrund eines freiwilligen Produk-
tionsverzichts seit 1969 nicht erneuert wurde. 

Die Bundesregierung hegt jedoch keine Zweifel 
daß die Sicherheitsvorkehrungen für diese Kampf. 
stoffe soweit sie auf deutschem Boden gelagert 
sind — den Erfordernissen entsprechen und eine 
Gefährdung der Bevölkerung ausgeschlossen ist. 

Zu Frage 11: 

In Übereinstimmung mit dem NATO Truppensta-
tut und dem Vertrag über den Aufenthalt ausländi-

her Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutsch 
land wird ein geringer Teil des amerikanischen Po-
tentials in der Bundesrepublik Deutschland gela 
gert. 

Der Bundesregierung ist bekannt, wo diese Muni

-

tion gelagert wird. Ortsangaben über die Lagerung 
von Sonderwaffen — chemische ebenso wie nu-
kleare — unterliegen jedoch strikten Geheimhal-
tungsbestimmungen. Die Tatsache, daß sich an ei-
nem bestimmten Ort keine Sonderwaffen befinden 
unterliegt zwar nicht der Geheimhaltung. Es ist je 
doch geübte Praxis, Anfragen oder Aussagen zu La-
gerorten weder zu bestätigen noch zu dementieren 
um zu verhindern, daß durch eine Kette von Anfra

-

gen im Umkehrschluß die Lagerorte bekannt wür

-

den. In bezug auf die Lagersicherheit ist, wie schor 
gesagt, bestmögliche Vorsorge getroffen, um ein( 
Gefährdung der Bevölkerung auszuschließen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Hartkopf auf die Fragen de: 
Abgeordneten Keller (CDU/CSU) (Drucksache 
9/285 Fragen 23 und 24): 
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Welche Auswirkungen hat die vom Bundesfinanzminister in Aussicht 
gestellte Erhöhung der Kilometerpauschale auf die Wegstreckenent-
schädigung, wenn für Dienstreisen das eigene Kraftfahrzeug benutzt 
wird? 

Welche Auswirkungen hat das Steigen der Benzinpreise auf die Hal-
tung der Bundesregierung, die Wegstreckenentschädigung bei der Be-
nutzung des eigenen Kraftfahrzeugs für Dienstreisen betreffend? 

Zu Frage 23: 

Eine etwaige Änderung der steuerrechtlichen Ki-
lometerpauschale, die für Fahrten von der Wohnung 
zur Arbeitsstätte gewährt wird, hätte keine unmit-
telbaren Auswirkungen auf die Wegstreckenent-
schädigungen, die als Auslagenersatz für die dienst-
liche Nutzung des privaten Kraftfahrzeugs eines Be-
diensteten gewährt werden. 

Es liegen insoweit nicht miteinander vergleich-
bare Sachverhalte zugrunde. 

Zu Frage 24: 

Die steigenden Treibstoffpreise haben dazu ge-
führt, daß die derzeitigen Sätze der Wegstreckenent-
schädigungen nicht mehr kostendeckend sind. 

Die Abstimmung über die Anpassung konnte we-
gen der angespannten Haushaltslage innerhalb der 
Bundesregierung bisher noch nicht abgeschlossen 
werden. Ich gehe davon aus, daß dies in den näch-
sten Monaten möglich sein wird. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen 
des Abgeordneten Grunenberg (SPD) (Drucksache 
9/285 Fragen 33 und 34): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß auf Grund des Beschlus-
ses des EG-Ministerrats vom 30. Mai 1980, der beinhaltet, daß mit den 
beschlossenen Beitragsrückerstattungen an Großbritannien auch eine 
befriedigende Lösung für ein gemeinsames EG-Fischereiregime bis spä-
testens 31. Dezember 1980 gefunden werden muß, ein Junktim zwischen 
den Beitragsrückerstattungen und der Lösung des EG-Fischereikon-
flikts hergestellt wurde? 

Wenn ein solches Junktim besteht, welche Konsequenzen gedenkt die 
Bundesregierung in der Frage der Beitragsrückerstattung an Großbri-
tannien zu ziehen, da bis heute keine Einigung über eine gemeinsame 
Fischereipolitik erreicht wurde? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Beschlüsse des Ministerrates vom 30. Mai 1980, be-
stehend aus der Beitragsentlastung des britischen 
Haushalts und der Verpflichtung zur Entscheidung 
über die gemeinsame Fischereipolitik bis spätestens 
31. Dezember 1980 sowie der rechtzeitigen Festset-
zung der Agrarpreise eine Einheit darstellen. 

Von diesem Gesamtbeschluß ist bisher nur die bri-
tische Haushaltsentlastung verwirklicht. Die Bun-
desregierung hat darauf vertraut, daß die für sie 
wichtige Fischereiproblematik im gleichen koopera-
tiven Geist fristgerecht gelöst werden würde. Nur so 
schien es vertretbar, die großen finanziellen Vorlei-
stungen zugunsten Großbritanniens zu überneh

-

men. Die Bundesregierung sieht sich in diesem Ver-
trauen enttäuscht. Sie hält jedoch unverändert an 
ihrer Überzeugung fest, daß die Probleme der Ge-
meinschaft nur gemeinsam gelöst werden können. 

Sie wird daher eingegangene Verpflichtungen er-
füllen. Ihren Partnern gegenüber wird die Bundesre-
gierung jedoch deutlich machen, daß in Zukunft 
ihrer Kompromißbereitschaft wesentlich engere 
Grenzen gesetzt sind. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Grobecker (SPD) (Drucksache 9/285 
Fragen 35 und 36): 

Sieht die Bundesregierung in der bisherigen Nichteinigung über die 
gemeinsame Fischereipolitik auch eine Belastung der EG-Agrarpreis-
verhandlungen, da sich im Beschluß vom 30. Mai 1980 alle Mitgliedstaa-
ten verpflichtet haben, daß insbesondere Beschlüsse zur Festsetzung 
der Agrarpreise rechtzeitig für die nächste Marktsaison gefaßt wer-
den? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderungen Großbritanniens 
auf bevorrechtigten Zugang zu den Fischereiressourcen innerhalb einer 
12-Seemeilen-Zone in dem britischen Teil des EG-Meeres unter rechtli-
chen Gesichtspunkten, und steht das Verhalten Großbritanniens im Ein-
klang mit den Regeln des EG-Vertrags? 

Zu Frage 35: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Nichteinhaltung politischer Zusagen allgemein das 
Verhandlungsklima im Ministerrat ungünstig beein-
flussen muß. Dies darf jedoch nicht zu einer allge-
meinen Beschlußunfähigkeit im Rat führen. 

Zu Frage 36: 

Der Beitrittsvertrag sieht eine bis zum 31. Dezem-
ber 1982 befristete Ausnahmeregelung vom Grund-
satz des freien Zugangs zugunsten der Küstenfi-
scher in der 12-Seemeilen-Zone der Mitgliedstaaten 
unter der Bedingung vor, daß die bestehende Fische-
reitätigkeit der anderen Mitgliedstaaten aufrechter-
halten bleibt. Die britische Regierung verlangt ne-
ben der zeitlichen Verlängerung eine verstärkte 
Vorzugsstellung der britischen Fischer in bestimm-
ten, vom Fischfang besonders abhängigen Regi-
onen. 

Die Bundesregierung hält diese Forderung, die 
eine Fortführung der Fischereiausübung der ande-
ren Mitgliedstaaten in der britischen 12-Seemeilen-
Zone bei gleichzeitiger Einführung wirksamer Kon-
trollmaßnahmen grundsätzlich gewährleistet, mit 
dem Gemeinschaftsrecht für vereinbar. Der Mini-
sterrat hat den Grundsatz einer bevorzugten Be-
handlung der Küstenfischerei bereits in seinen Be-
schlüssen vom 4. November 1976 (sog. Haager Be-
schlüsse) und am 30. Mai 1980 festgelegt. 
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Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Terborg (SPD) (Drucksache 
9/285 Fragen 37 und 38): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß eine Lösung des Fische-
reikonflikts auch im Interesse der europäischen Integration notwendig 
ist und eine Nichteinigung diesen Integrationsbemühungen schweren 
Schaden zufügt? 

Hält die Bundesregierung daran fest, daß auch zukünftig eine deut-
sche Hochseefischerei unverzichtbar ist, und wie beurteilt die Bundesre-
gierung die augenblickliche Situation der deutschen Fischerei'? 

Zu Frage 37: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Fischereifrage nur durch gemeinsame Regelungen 
gelöst werden kann. Die fehlende Einigung über die-
ses Problem ist Ausdruck eines zunehmenden natio-
nalen Egoismus in der Gemeinschaft, wodurch die 
Bemühungen um eine fortschreitende Integration 
ohne Zweifel belastet werden. Ungeachtet dieser 
wachsenden Schwierigkeiten wird die Bundesregie-
rung ihre Bemühungen fortsetzen, auf ihre Partner 
einzuwirken mit dem Ziel, zu baldigen Beschlüssen 
zu kommen. 

Zu Frage 38: 

Die Bundesregierung tritt nach wie vor für die 
Aufrechterhaltung einer Kernflotte der deutschen 
Hochseefischerei ein, weil deren Anlandungen die 
Rohstoffversorgung der weitgehend in den Küsten-
regionen konzentrierten Betriebe der Fischverarbei-
tung und des Handels sichern halfen. Damit leistet 
die Hochseefischerei zugleich einen wichtigen Bei-
trag zum Weiterbestehen einer beachtlichen Zahl 
von Arbeitsplätzen in der Seefischerei und den 
nachfolgenden Stufen der Fischwirtschaft wie auch 
in den Zulieferbetrieben — und damit letztlich zur 
Wirtschaftskraft unserer Küstenregionen. 

Speziell für die Hochseefischerei ist die wirt-
schaftliche Situation durch die Blockierung einer 
Reihe wichtiger Fanggebiete vor Drittländern ge-
kennzeichnet. Das hat zu einer akuten Krise in die-
sem Wirtschaftszweig geführt. Die deutsche Hoch-
seefischerei hat zwar rechnerisch von der Menge 
her in etwa ausreichende Fangmöglichkeiten. Nach 
wie vor ist ihr jedoch in der Ostsee der Zugang zu 
den Fischereizonen der Ostblockstaaten versperrt, 
und durch die Blockierung des Schweden-Abkom-
mens entfallen seit Jahresanfang 1981 auch die 
Fangmöglichkeiten in den Gewässern vor diesem 
Land. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Ewen (SPD) (Drucksache 9/285 Frage 
39): 

Hält die Bundesregierung die zur Überbrückung der augenblicklichen 
schwierigen Situation der deutschen Hochseefischerei bereitgestellten 
30 Millionen DM für ausreichend, und ist ihrer Auffassung nach eine Be-
teiligung der vier norddeutschen Küstenländer an einem Hilfspro-
gramm für die Fischerei wünschenswert? 

Die Bundesregierung hält das von ihr vorgeschla-
gene Mittelvolumen von 30 Millionen DM zur Fort-
führung von Hilfsmaßnahmen zur Kapazitätsanpas-
sung in der Seefischerei im Jahre 1981 für erforder-
lich und unter Berücksichtigung der bekannten 
Haushaltslage auch für ausreichend. Ein unmittel-
barer finanzieller Ausgleich der Verluste, die der 
deutschen Hochseefischerei infolge des Rückganges 
der Fangmöglichkeiten und insbesondere durch die 
Blockierung wichtiger Fischereiabkommen mit 
Drittländern seit Anfang dieses Jahres aufgrund der 
immer noch ausstehenden Einigung über die ge-
meinschaftliche Fischereipolitik entstanden sind 
und noch entstehen, ist der Bundesregierung jedoch 
schon aus grundsätzlichen Erwägungen nicht mög-
lich. Flankierende Hilfen der Küstenländer im Rah-
men ihrer Finanzierungskompetenz zur Milderung 
der Anpassungsschwierigkeiten in verschiedenen 
Bereichen der Fischwirtschaft könnten von Vorteil 
sein. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) (Drucksache 9/285 
Fragen 40 und 41): 

Was hat die Bundesregierung daran gehindert, die EG-Fischereifra-
gen bei den Verhandlungen um die Kürzung der englischen EG-Zahlun-
gen zu lösen? 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, daß Staats-
sekretär Rohr bei den Ministerratsverhandlungen eine generelle Locke-
rung des Interventionssystems bei den Agrarmarktordnungen favori-
siert hat, und wie stellt sich die Bundesregierung diese Lockerung 
vor? 

Zu Frage 40: 

Durch den internen Streit um die Haushaltsfrage 
wurde zu Beginn vorigen Jahres die schwierige Auf-
gabe, auf bedeutsame weltpolitische Fragen eine ge-
meinsame europäische Antwort zu geben, sichtbar 
erschwert. Die Gemeinschaft drohte nach innen und 
außen handlungsunfähig zu werden. Die Beilegung 
des Finanzstreits war daher eine vordringliche au-
ßen- und sicherheitspolitische Aufgabe. 

Trotz dieser eindeutigen Prioritäten gelang der 
Bundesregierung am 30. Mai 1980 die Durchsetzung 
von Leitlinien für die künftige gemeinsame Fische-
reipolitik, welche unverändert eine tragbare Basis 
für die endgültige Lösung darstellen. Zum damali-
gen Zeitpunkt schien die Entwicklung der Fischerei-
verhandlungen eine Lösung bis zum Jahresende 
möglich zu machen. Die Schlüsselfrage des Zugangs 
gewann jedoch nachfolgend in einigen Mitgliedstaa-
ten eine derartige innenpolitische Brisanz, daß diese 
Regierungen meinten, einer rechtzeitigen Lösung 
nicht zustimmen zu können. Die Bundesregierung 
hat im Europäischen Rat in Maastricht deutlich ge-
macht, daß innenpolitische Schwierigkeiten in die-
ser Frage gemeinsame Lösungen nicht unmöglich 
machen dürfen. Im übrigen weise ich darauf hin, daß 
zum damaligen Zeitpunkt das Kanada-Abkommen 
von der kanadischen Regierung noch nicht ange-
nommen worden war. 
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Zu Frage 41: 

Die Bundesregierung hat sich in ihrer Regie-
rungserklärung vom 24. November 1980 eingehend 
mit den Problemen der europäischen Agrarpolitik 
befaßt. Ich darf wörtlich zitieren: „In der europäi-
schen Agrarpolitik wird sich die Bundesregierung 
angesichts der wachsenden strukturellen Über-
schüsse mit Nachdruck dafür einsetzen, daß markt-
wirtschaftliche Grundsätze stärker als bisher ver-
wirklicht werden. Das bedeutet u. a. auch, daß zur 
Wiedererlangung des Gleichgewichts auf den Agrar-
märkten die Interventionsmechanismen aufgelok-
kert werden müssen." 

Es geht also nicht um die Frage einer generellen 
Aufhebung oder Auflockerung des bestehenden In-
terventionssystems, sondern um gezielte Maßnah-
men bei überschüssigen Agrarmärkten. Konkret hat 
sich Bundesminister Ertl bereits in der Öffentlich-
keit zu den Möglichkeiten einer solchen Auflocke-
rung bei Rindfleisch, Magermilchpulver, Getreide 
sowie Obst und Gemüse geäußert. Ich darf auf sei-
nen Artikel in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
vom 18. Januar 1981 verweisen. 

Durch diese Auflockerung der bislang sehr starr 
und unflexibel praktizierten Intervention soll dem 
staatlichen Ankauf der bestehende Anreiz genom-
men und die Marktkräfte wieder stärker zur Gel-
tung gebracht werden. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Conradi (SPD) (Drucksache 9/285 
Frage 42): 

Weist der Rücktritt der Ethologen (Verhaltensforscher) aus der Ar-
beitsgruppe, die das Projekt des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zur tierschutzgerechten Hennenhaltung 
begleitet hatte, darauf hin, daß bei dessen Durchführung die wissen-
schaftliche Objektivität nicht gewährleistet war, und welche Maßnah-
men hat die Regierung ergriffen, um sicherzustellen, daß die verhaltens-
wissenschaftlichen Ergebnisse dieses Projekts von unparteilichen Sach-
verständigen (Ethologen) ausgewertet und uneingeschränkt veröffent-
licht werden? 

Das Forschungsvorhaben „Qualitative und quanti-
tative Untersuchungen zum Verhalten, zur Leistung 
und zum physiologisch-anatomischen Status von Le-
gehennen in unterschiedlichen Haltungssystemen 
(Auslauf-, Boden- und Käfighaltung)" ist im Institut 
für Kleintierzucht der Bundesforschungsanstalt für 
Landwirtschaft durchgeführt worden. Die zur Pla-
nung und Begleitung des Forschungsvorhabens auf 
meine Veranlassung berufene Senatsarbeitsgruppe 
hat sich bei Aufnahme ihrer Tätigkeit mit der 
Durchführung des Forschungsvorhabens in dem ge-
nannten Institut einverstanden erklärt. Wenn es 
trotzdem wegen der Arbeiten in Celle zu einem 
Rücktritt einiger Ethologen gekommen ist, so be-
dauere ich dies. Es besteht jedoch kein Anlaß, die 
Objektivität der in der Senatsarbeitsgruppe verblie-
benen Verhaltenswissenschaftler bei der Durchfüh-
rung und Auswertung des Projekts in Zweifel zu zie-
hen. Ihre Auffassung wird im Abschlußbericht, der 
mir zur Zeit noch nicht vorliegt, wiedergegeben 

werden. Im übrigen bestehen keine Bedenken, Stel-
lungnahmen von Ethologen oder von Wissenschaft-
lern anderer Disziplinen zu den Ergebnissen des 
Forschungsvorhabens einzuholen, die nicht der Se-
natsarbeitsgruppe angehört haben. Dies bedeutet je-
doch nicht, daß die Unparteilichkeit der in der Se-
natsarbeitsgruppe mitarbeitenden Verhaltenswis-
senschaftler in Frage gestellt werden darf. 

Eine Veröffentlichung der Forschungsarbeiten ist 
vorgesehen. Ergebnisse von Teiluntersuchungen 
wurden bereits veröffentlicht. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/285 Frage 43): 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus dem Ergeb-
nis einer im Auftrag des Bundesernährungsministeriums von der Pro-
gnos AG, Basel, durchgeführten Untersuchung zu ziehen, daß die 
schwach strukturierten dünn besiedelten ländlichen Räume im Hin-
blick auf die Wirtschaftskraft, öffentliche Infrastruktur, Wohnungsver-
sorgung usw. auch künftig das Schlußlicht der Entwicklung bilden wer-
den, wie am Beispiel des Landkreises Tirschenreuth gezeigt wird? 

Bei der Prognos-Studie handelt es sich um eine er-
ste Untersuchung, deren Ergebnisse auch den Res-
sorts, die in der Frage hauptsächlich angesprochen 
sind — BMWi und BMBau — zugängig gemacht 
wurden. Darüber hinaus werden diese Ergebnisse 
im Zusammenwirken mit der EG mit zwei weiteren 
Untersuchungen durch die GEWOS/Hamburg in 
den Landkreisen Daun und Tirschenreuth noch ver-
tieft. 

Ungeachtet dieser vorliegenden und der noch aus-
stehenden Ergebnisse ist die Bundesregierung im 
Zusammenwirken mit den Ländern auch in Zukunft 
wie in der Vergangenheit im Rahmen ihrer Möglich-
keiten bemüht, die schwach strukturierten und dünn 
besiedelten ländlichen Räume nach bestehenden 
Kräften zu fördern. Dies geschieht u. a. durch die 
beiden Gemeinschaftsaufgaben „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" sowie „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur", bei 
denen den Bundesländern bei der Lenkung auch der 
Finanzteile des Bundes eine entscheidende Rolle zu-
fällt. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/285 Fragen 44 und 45): 

Wie erklärt die Bundesregierung den Unterschied zwischen dem bei 
der Ermittlung des Vergleichslohns verwendeten Ansatz von maxima: 
280 Arbeitstagen je landwirtschaftlicher Vollarbeitskraft, einschließlich 
des Betriebsleiters, und dem im Agrarbericht 1981 (Materialband Tabel-
le  6) ausgewiesenen durchschnittlichen Arbeitsaufwand der Selbständi-
gen in der Land- und Fortwirtschaft von 63 Arbeitsstunden pro Wo 
che? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß mit dem verwende 
ten AK-Ansatz der tatsächliche tägliche Arbeitsaufwand, z. B. im milch 
viehhaltenden Familienbetrieb, nur unzulänglich wiedergegeben wird 
und daß eine entsprechend wirklichkeitsnähere Darstellung erforder 
lieh ist? 
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In der Arbeitskräftestatistik wie auch in der land-
wirtschaftlichen Buchführungsstatistik gilt der 
Grundsatz, daß eine Arbeitskraft maximal eine AK-
Einheit repräsentieren kann. Zur Umrechnung der 
in der Landwirtschaft verbreiteten Teilzeit-Arbeit in 
AK-Einheiten ist es notwendig, eine Normbeschäfti-
gungszeit festzulegen. Diese Norm muß einerseits 
die lange Arbeitszeit vieler Landwirte, besonders in 
Betrieben mit Tierhaltung, andererseits aber auch 
die im außerlandwirtschaftlichen Bereich üblichen 
Arbeitszeiten berücksichtigen. Die Teilzeit-Arbeits-
kräfte und damit das landwirtschaftliche Arbeitspo-
tential insgesamt würden unterbewertet, wenn sich 
die Norm zu sehr an Spitzenarbeitszeiten aus dem 
landwirtschaftlichen Bereich orientieren würde. 

Diese Gründe haben zur Verwendung von 280 Ar-
beitstagen pro Jahr als Basis für die Berechnung der 
AK-Einheiten im Agrarbericht geführt. Die in ande-
ren Ländern und von seiten der EG benutzten Zah-
len liegen etwa auf vergleichbarem Niveau. 

Die Zahl von 63,0 geleisteten Arbeitsstunden pro 
Woche für selbständige männliche Erwerbstätige in 
der Land- und Forstwirtschaft, der Tierhaltung und 
der Fischerei stammt dagegen aus dem Mikrozen-
sus. Diese Zahl stellt keinen Jahresdurchschnitt dar, 
sondern den Durchschnitt der geleisteten Arbeits-
stunden innerhalb einer bestimmten Woche in der 
zweiten Aprilhälfte. Die Stundenzahl wird durch 
Selbstanschreibung ermittelt. Systematische Ver-
zerrungen, auf die jährlich im Agrarbericht hinge-
wiesen wird, sind dabei nicht auszuschließen. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß die u. a. 
im Agrarbericht im Rahmen der Einkommensergeb-
nisse angewendete Methode zur Ermittlung der AK- 

Einheiten den tatsächlichen Verhältnissen im 
Durchschnitt der landwirtschaftlichen Betriebe 
durchaus gerecht wird. Das schließt nicht aus, daß 
im Einzelfall Abweichungen, und zwar nach beiden 
Seiten, auftreten. Auch darauf weist die Bundesre-
gierung jährlich im Agrarbericht hin. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/285 Fragen 46 und 47): 

Wann wird die entsprechend der Regierungserklärung von Bundes-
kanzler Schmidt vom 16. Dezember 1976 gebildete Transfer-Enquete-
Kommission ihre Ergebnisse vorlegen? 

Liegen heute schon Teilerkenntnisse dieser Kommission vor für eine 
bessere Abstimmung zwischen marktmäßigen Einkommen samt Abga-
benbelastungen und staatlichen Transferleistungen? 

Entsprechend dem Auftrag der Bundesregierung 
hat die Transfer-Enquete-Kommission am 14. Fe-
bruar 1979 ihren Zwischenbericht über die Einkom-
menslage der Rentner der Bundesregierung überge-
ben. 

Den Schlußbericht über das Transfersystem in 
der Bundesrepublik Deutschland hat die Kommis-
sion in der vorigen Woche verabschiedet. Die techni-
sche Fertigstellung des Berichts wird noch einige 
Wochen in Anspruch nehmen. Unmittelbar im An-
schluß daran wird die Kommission den Bericht der 
Bundesregierung übergeben. 

Es wird um Verständnis dafür gebeten, daß Ein-
zelheiten des Berichts nicht vor der Übergabe be-
kanntgegeben werden können. 
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